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iVorwort
Erst wenige Wochen ist es her, daß die
Luftangriffe der NATO und die Vermitt-
lungsbemühungen der EU-Kontaktgruppe
Milosevic zum Einlenken bewegen konn-
ten und die serbischen Einheiten aus dem
Kosovo abzogen. Die nachrückenden
NATO-Truppen und das russische Kontin-
gent offenbaren seither durch immer neue
Funde von Massengräbern das gesamte
Ausmaß der Katastrophe, die seit Januar
1999, insbesondere aber nach dem Abzug
der OSZE-Truppen im März und während
der elf Wochen der Luftangriffe stattge-
funden hat.
Die Berichte und Bilder aus dem Ko-
sovo erinnern an die Grausamkeiten, die in
den Schutzzonen in Bosnien-Herzegowina
begangen wurden, an das Massaker von
Sebrenica, an die damals wie heute unvor-
stellbare Kaltblütigkeit der Verbrecher und
die wiederum zögerliche internationale
Staatengemeinschaft.
Sehr viel mehr als ein erzwungener
Waffenstillstand ist von der NATO für den
Kosovo jedoch nicht erreicht worden. Die
Vertracktheit des Konflikts und die Unver-
söhnlichkeit der Volksgruppen zeigt sich
seit dem Abzug der serbischen Einheiten
aus dem Kosovo nun an den Übergriffen
von Kosovo-Albanern gegen die serbische
Minderheit und die Roma – mörderische
Gewalt auf der Seite der ehemals Vertrie-
benen, die mit "spontanen Racheausbrü-
chen" allein nicht  mehr zu erklären ist.
Neben der Ausweitung des Aktionsra-
dius der NATO stellt die Intervention auf-
grund ihrer Heftigkeit und ihrer völker-
rechtlichen Problematik auch eine histori-
sche, völkerrechtliche und bündnispoliti-
sche Zäsur dar. Viele, oft  unbequeme Fra-
gen nach der Rechtmäßigkeit, der Zweck-
mäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit der
NATO-Intervention sind jedoch in den
öffentlichen Debatten noch nicht ausdis-
kutiert oder unbeantwortet geblieben. Ge-
genwärtig beruhen die Hoffnungen, Süd-
osteuropa langfristig zu stabilisieren und
zu demokratisieren auf einer schnellen und
nachhaltigen Umsetzung des längst über-
fälligen gewordenen Balkan-
Stabilitätspakts.
Die Intervention hat über die unmittel-
baren Auswirkungen vor Ort und die völ-
kerrechtlichen und bündnis-strategischen
Aspekte hinaus auch den gesamten euro-
päischen Institutionenwettbewerb auf dem
Gebiet der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik in Bewegung gebracht und die bis-
herigen sicherheitspolitischen Koordinaten
in den internationalen Beziehungen verän-
dert.
In den vier Einzelbeiträgen dieses
INEF-Reports wird auf diese und viele
weitere Aspekte des Kosovo-Kriegs und
der NATO-Intervention eingegangen.
Der Beitrag von Christoph Rohloff
enthält eine Zusammenfassung der Debat-
ten zur NATO-Intervention, einen histori-
schen Rückblick auf die Konfliktge-
schichte und eine Analyse der Interessen
der beteiligten Akteure und Organisationen
und den völkerrechtlichen Konsequenzen
ihrer Interventionspolitik und schließt mit
einem Plädoyer für ein europäisches kol-
lektives Sicherheitsarrangement.
Tobias Debiel schätzt den Kosovo-
Jugoslawien-Krieg als Zäsur für die deut-
sche Außenpolitik ein. Zunächst stellt er
kritische Nachfragen zu Konflikteskalation
und Kriegführung, die zu einer kritischen
Diskussion in Wissenschaft, Öffentlichkeit,
Parlament, Regierung und Administration
beitragen wollen. In seinen möglichen
Lehren skizziert er Eckpunkte für eine ko-
operativ angelegte deutsche Außenpolitik,
die unzweideutig am Gewaltlegitimati-
onsmonopol der Vereinten Nationen fest-
ii
hält und einen deutlichen Akzent auf um-
sichtige Krisenprävention legt.
Heinz-Jürgen Axt untersucht den In-
halt und die Tragfähigkeit des Stabili-
tätspakts für Südosteuropa und bewertet
seine Chancen auf eine erfolgreiche Um-
setzung und seinen Beitrag zur langfristi-
gen Befriedung der Region
Schließlich problematisiert Robert van
Ooyen die in der deutschen Debatte zur
Intervention viel zu kurz gekommenen
verfassungsrechtlichen Aspekte der deut-
schen Beteiligung an einem NATO-
Kampfeinsatz
In der Politikwissenschaft und in der
Friedens- und Konfliktforschung ist es –
wie u.a. die kontroversen Debatten inner-
halb des INEF zeigen - genau so wenig
möglich wie in der Politik, sich den mora-
lischen und rechtlichen Dilemmata zwi-
schen dem Schutz von Menschenrechten
einerseits und der Kriegsgewalt militäri-
scher Interventionen andererseits zu ent-
ziehen. Der rote Faden, der sich durch alle
vier Beiträge in diesem INEF-Report zieht,
ist jedoch die gemeinsame Überzeugung
der Autoren, daß es eine zentrale Aufgabe
der Wissenschaft ist, gerade in Krisenzei-
ten die Interessen, Ziele und Begründun-
gen der politisch Verantwortlichen kritisch
zu hinterfragen und Alternativen zum
scheinbar Unvermeidlichen anzubieten.
Duisburg,  August 1999
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Christoph Rohloff1
Krieg im Namen der
Menschenrechte?
Eine Bestandsaufnahme nach der
NATO-Intervention im Kosovo
“... the promotion and defense of human rights
is at the heart of every aspect of
our work and every article of our Charter"
UN-Generalsekretär Kofi Annan am 7. April 1999
vor der UN-Menschenrechtskommission2
1 Einleitung
Die NATO-Intervention in den Kosovo-
Krieg hat den sicherheitspolitischen Insti-
tutionenwettbewerb in Europa auf abseh-
bare Zeit zugunsten der NATO entschi-
den. Die Herausbildung einer europäischen
kollektiven Sicherheitsarchitektur im
Rahmen der OSZE ist um Jahre zurückge-
worfen worden.
In welche Richtung sich die globalen,
die transatlantischen und die europäischen
Sicherheitsstrukturen in den nächsten Ja-
ren konkret weiterentwickeln werden,
hängt entscheidend davon ab, ob die
NATO-Intervention als solidarischer
Bündniserfolg oder als kollektives „Poli-
tikversagen“ (Müller 1999: 1) interpretiert
werden wird.
Ist durch die NATO-Intervention die
Herausbildung genuin europäischer sicher-
                                         
1 Mit Dank an das INEF-Team, Tobias Debiel und
Hardi Schindler für ihre wertvollen Hinweise.
2 UNSG Press release SG/SM/6949, HR/CN/898
heitspolitischer Ordnungsstrukturen geför-
dert worden? Oder zeichnet sich eine Dif-
fundierung und Anarchisierung der inter-
nationalen Rechts- und Ordnungsprinzipi-
en unter der quasi-hegemonialen Führung
der USA und der NATO ab? Würde eine
Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungsidentität ESVI die in der Intervention
deutlich gewordene sicherheitspolitische
Abhängigkeit Europas von den USA min-
dern können? Wären die Ankündigungen
oder Androhungen weiterer militärischer
(NATO-) Interventionen im Namen der
Menschenrechte für die Stärkung von zi-
viler Konfliktbearbeitung wünschenswert
oder konterkariert ein "militarisierter Hu-
manismus" (Beck 1999) das Ziel präventi-
ver und konstruktiver Konfliktbearbeitung
(vgl. Steinbruner 1999: 287)?
Die sicherheitspolitischen und militä-
rischen Ereignisse im Kosovo im Frühjahr
1999 bedeuten in jedem Fall eine Zäsur in
den Internationalen Beziehungen. Immer-
hin wurde nicht weniger als das seit 1945
geltende und wichtigste völkerrechtliche
Prinzip, das internationale Gewaltmonopol
b im Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen, durch die NATO-Intervention vor-
sätzlich verletzt. Die nachträgliche Man-
datierung der NATO-Intervention durch
die UN-Resolution. 1244 vom 10. Juni
1999 hat den Bruch des Völkerrechts und
die einhergehende Destabilisierung des
internationalen Systems nur notdürftig
behoben.
Im folgenden Beitrag wird das kom-
plexe Kriegsgeschehen daher auf der S-
che nach Antworten auf all diese Fragen
aus verschiedenen Perspektiven kritisch
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beleuchtet, um am Ende für eine europäi-
sche kollektive Sicherheitsstruktur zu plä-
dieren, die vor dem Hintergrund des Koso-
vo-Debakels der NATO geeigneter er-
scheint, umfassende, professionelle und
effektive Konfliktbearbeitung zu gewähr-
leisten.
Blickpunkte
Nach einem Rückblick auf die deutschen
Debatten zur Intervention (Kapitel 2) folgt
ein geschichtlicher Überblick, der das auf
elf Wochen komprimierte Kriegsgeschehen
wieder in den Gesamtkontext des Kosovo-
und Jugoslawienkonflikts stellen soll. Da-
bei werden die neuralgischen Punkte her-
vorgehoben, die für die Kriegsparteien und
das internationale Umfeld auf der Eskalati-
onstreppe hin zum Krieg entscheidend wa-
ren (Kapitel 3).
Aus der Diskussion des Konfliktver-
laufs ergeben sich viele weitere, policy-
orientierte Fragen: Welchen sicherheitspo-
litischen Kurs soll Europa nach dem Koso-
vo-Krieg einschlagen? Muß die europäi-
sche sicherheitspolitische Identität tatsäch-
lich von nun an militärisch geprägt sein?
Kann es sich Europa als Zivilmacht leisten,
die Weiterentwicklung und Stärkung prä-
ventiver und friedenskonsolidierender
Kompetenzen im Rahmen der OSZE im
Vergleich zu ihren militärpolitischen An-
strengungen weiterhin zu vernachlässigen?
Welche Handlungsempfehlungen lassen
sich für die zukünftige Ausgestaltung einer
gemeinsamen europäischen Außen- und
Sicherheitspolitik aus dem Kosovo-Krieg
und der NATO-Intervention ziehen?
Aber auch auf über-europäischer Ebe-
ne ergeben sich Fragen an die zukünftige
Politikgestaltung: Wie kann das beschä-
digte Ansehen der Vereinten Nation wie-
derhergestellt werden? Werden die USA
ihre hegemoniale Stellung ausbauen, oder
sind auch sie letztlich auf einen "echten"
Multilateralismus angewiesen? Schließlich
ist auch die Frage nach den zukünftigen
Legitimitätsbedingungen für außenpoliti-
sches Handeln zu stellen. Wer kontrolliert
Aktionen der NATO, wer kann sie in Zu-
kunft noch stoppen?
Aus diesem Grund werden die Interes-
senlagen zweier wichtiger Akteure vor und
während der Intervention, Deutschlands
und der USA3, und der beteiligten interna-
tionalen Organisationen, der UN, der
OSZE und der NATO, untersucht (Kapitel
4 und 5). Wer konnte mit der NATO-
Intervention welche Interessen durchset-
zen, welche Organisationen waren im
Wettbewerb der Sicherheitsorganisationen
erfolgreich?
Anschließend soll auf der völkerrecht-
lichen Ebene geklärt werden, inwieweit die
seit Jahren anhaltende Tendenz zur weite-
ren Absenkung der Souveränitätsschranke
durch die NATO-Intervention nun gestoppt
oder fortgesetzt wurde (Kapitel 6). In den
Schlußfolgerungen wird dann auf der
Grundlage der in der Untersuchung ge-
wonnenen Erkenntnisse für eine kollektive
europäische Sicherheitsorganisation plä-
diert.
                                         
3 Zu den Interessenlagen Chinas siehe u.a. Kreuzer
1999 und Wacker 1999 sowie Rußlands u.a. Müller,
H. 1999 und Schwezowa 1999
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2 Die Debatten über den Krieg
Mit dem Ende der NATO-Luftangriffe ist
auch die öffentliche Debatte über das Für
und Wider der NATO-Intervention in den
Kosovo-Krieg schnell abgeebbt. Die bisher
veröffentlichten Beiträge zum Kriegsge-
schehen und seine Folgen sind alle noch
unter dem unmittelbaren Eindruck der
Vertreibungen sowie der Bombardierungen
entstanden und geben – unabhängig von
der inhaltlichen Substanz - der jeweiligen
Empörung oder Betroffenheit viel Raum.
In den zahlreichen öffentlichen (oft
umfunktionierten Europawahlkampf- oder
Universitäts-) Veranstaltungen und Podi-
umsdiskussionen zeigten sich neben Em-
pörung und Betroffenheit aber auch Ohn-
macht und Unsicherheit. Die Argumentati-
onsmuster für und wider die NATO-
Intervention und die deutsche Kriegsbete-
ligung waren oft moralisierend und legali-
stisch, in jedem Fall aber polarisierend.
Der Nexus "Krieg" und "Deutschland"
weckt natürlich die Erinnerung an die
Rolle Deutschlands in den beiden Welt-
kriegen. Er steht andererseits aber auch
dafür, daß sich Deutschland nach 1945 an
Kampfeinsätzen im Auftrag der UNO auf-
grund seiner "besonderen" Geschichte aus-
drücklich nicht beteiligt hatte. Die aktive
deutsche Beteiligung an einem NATO-
Kampfeinsatz ohne ausreichendes UN-
Mandat war also etwas unerhört  Neues.
Das viel zitierte "es ist Krieg" war
gleichzeitig für die Deutschen nicht per-
sönlich "erfahrbar", abgesehen von den
Piloten in den Kampfjets. Das Kriegsge-
schehen wurde medial verzerrt und kon-
struiert in Nachrichtenclips und Minuten-
kommentaren vermittelt. Diese Kriegsbe-
richterstattung war über die elf Wochen
hinweg von einer derartigen Gleichförmig-
keit in den Bildern, Zahlen und Kommen-
taren, die das aufkommende Unbehagen
und die Zweifel am Sinn der deutschen
Beteiligung und der gesamten NATO-
Intervention noch verstärkten.
Daß bisweilen die Sachlichkeit unter
den öffentlichen Bekenntnissen für und
wider den Krieg leiden mußte, lag aber
nicht nur in der emotionsgeladenen "Natur
der Sache", die jeden zu einer Stellung-
nahme herausforderte. Sie war auch eine
Folge der unzureichenden Quellenlage: die
westlichen Medien berichteten überwie-
gend auf der Grundlage von restriktiv ge-
handhabten NATO-Pressekonferenzen und
Berichten des serbischen Staatssenders.
Nur begrenzt konnte auf unabhängige Be-
obachter vor Ort zurückgegriffen werden.4
Die Verbrechen, die i  serbischen Ein-
heiten an der kosovarischen Zivilbevölke-
rung verübten, werden erst jetzt, nach dem
Ende der Luftangriffe und dem Abzug des
serbischen Militärs aus dem Kosovo, in
ihrem gesamten Umfang bekannt. Sie
konnten daher in den NATO-Staaten, aber
auch in Rußland oder China nicht annä-
hernd in der Ausführlichkeit medial ver-
mittelt werden wie die im serbischen Fern-
sehen veröffentlichten "Kollateralschäden"
der NATO-Luftangriffe.
Die restriktive Informationspolitik des
NATO-Pressezentrums in Brüssel und die
                                         
4 Eine ehemalige OSZE-Beobachterin berichtete
dem Autor, daß Kosovaren, die die OSZE-
Beobachter mit Informationen versorgten, schon
lange vor Ausbruch des Luftkriegs serbischen Re-
pressalien ausgesetzt waren.
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Verwirrung um den tatsächlichen Ablauf
der Rambouillet-Verhandlungen über den
militärischen Vertragsteil taten ein übriges,
um aufgrund der unsicheren Informations-
lage die Zweifel und Kritik am Sinn der
Luftangriffe wach zu halten – ganz abge-
sehen von der ungeklärten Rechtslage.
Der scheinbare Automatismus, mit
dem "Deutschland in den Krieg geriet"
(Hofmann 1999: 17), kam trotz des schon
im Herbst 1998 vom NATO-Rat ausge-
sprochenen activation order für die deut-
sche Öffentlichkeit überraschend. Die
neue, noch nicht vereidigte Bundesregie-
rung hatte zwar schon im Herbst 1998 auf
Anfrage der USA den Bündnispartnern
ihre militärische Interventionsbereitschaft
zugesagt, doch ließ erst der tatsächliche
Kriegsbeginn die moralischen Interventi-
ons-Zwickmühlen in Deutschland wie un-
ter einer Lupe hervortreten. Die deutsche
Befindlichkeit während der Luftangriffe
wurde zutreffend als ein "Fieberzustand"
und ein "hektisch gerötetes Kollektivbe-
wußtsein" charakterisi t (Ross 1999: 11).
Wurden die Verhandlungen im Febru-
ar und März 1999 von den deutschen Me-
dien noch überwiegend positiv und optimi-
stisch eingeschätzt und die Berichte nach
dem "Prinzip Hoffnung" gestaltet, so war
die Berichterstattung nachdem Beginn der
Bombardierungen davon geprägt, der Bun-
desregierung mehr oder weniger kritisch
vorzuhalten, was sie im vorangegangenen
Verhandlungsprozeß alles versäumt hätte
und ob die Bombardierung Serbiens dem
Ziel einer Befriedung im Kosovo tatsäch-
lich nützlich sei. Die Medien wurden ihrer
Rolle als kritische und überparteiliche In-
stanz also nicht immer gerecht, sondern
lehnten sich bisweilen zu sehr an die Rhe-
torik der Politiker und Militärs an (vgl.
Claßen 1999: 125f). Kritische und ableh-
nende Meinungen wurden lediglich in ei-
nigen überregionalen Zeitungen veröffent-
licht.
Die Schuld am Scheitern von Ram-
bouillet wiesen die Politiker und Medien
einseitig dem Milosevic Regime zu. Dies
wurde in der Öffentlichkeit zwar hinge-
nommen, konnte gleichwohl nicht restlos
überzeugen. Hatte der Westen den selben
Milosevic vier Jahre zuvor doch zum Frie-
densgaranten erkoren und ihn von einer
direkten Schuld am Bosnienkrieg de facto
freigesprochen. Die Frage zum Beispiel,
ob die UCK auch eine verbrecherische
Organisation ist, die ebenfalls Morde an
serbischen Zivilisten begeht, oder ob sie
eine legitime Befreiungsorganisation ist,
die es zu unterstützen gilt, wurde nur aus-
weichend beantwortet.
Die serbische Bevölkerung in Serbien,
die sich nach den serbischen Medienbe-
richten während der Luftangriffe selbst als
Opfer der NATO und nicht des Milosevic-
Regimes empfand, wurde von westlichen
Berichterstattern für ihre mehr oder weni-
ger wissentliche Duldung der Verbrechen
im Kosovo kaum kritisiert5. Im Gegenteil,
Kosovaren und Serben wurden in der
westlichen Medienöffentlichkeit gleicher-
maßen pauschal als kollektive Opfer prä-
sentiert, die auf die unterstützende Inter-
vention von außen warteten (die Kosova-
ren) oder sie letztlich benötigten, um "zur
Einsicht" zu gelangen bzw. um sich von
                                         
5 vgl. die gegenteilige Ansicht von Cer vic 1999
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ihrem Regime zu befreien (die Serben).
Für letztere wurde u.a. vom Historiker
Goldhagen (1999) auch der Vergleich mit
der Situation im Nachkriegsdeutschland
bemüht.
Kriegsbegeisterung im Namen der
Menschenrechte war schon wegen der
Meldungen über getötete Zivilisten durch
die NATO-Luftangriffe nicht angesagt. Die
tägliche Zurschaustellung der Flüchtlinge
gleich nach den "Erfolgsmeldungen" der
NATO, die im selben Atemzug verlesen
wurden, verstärkte bei vielen das besagte
Gefühl von Ohnmacht und Verwirrung.
Die deutschen Medien wurden in dieser
Situation sogar vom sonst eher zurückhal-
tenden Deutschen Presserat angemahnt,
mit Bildern von den Opfern der Greuelta-
ten und Bomben behutsam umzugehen und
Beschönigungen wie "Kollateralschäden"
oder "ethnische Säuberungen" bzw. unzu-
lässige Verallgemeinerungen oder Einsei-
tigkeiten wie "die Serben" zu vermeiden.6
Unter denjenigen Wissenschaftlern,
die sich seit Jahren mit ziviler Konfliktbe-
arbeitung beschäftigt hatten und die vor
dem Krieg für Europas Sicherheit die Stär-
kung nicht-militärischer OSZE-Strukturen
gefordert hatten, gab es nicht wenige, die
über Nacht zu Kriegs- und Strategieexper-
ten avancierten und die mehrheitlich, wenn
auch "unter Bauchschmerzen" oder "nur im
Sinne von Nothilfe", die Bombardierungen
der NATO in den Medien legitimierten
und als notwendiges bzw. als geringeres
Übel bezeichneten. Der intellektuelle
mainstream in Deutschland befürwortete
                                         
6 Deutscher Presserat, Pressemitteilungen vom
19.4.1999 und 19.5.1999
also mit mehr oder weniger großen Vorb-
halten die NATO-Intervention. Die War-
nungen waren eher strategischer Art und
bezogen sich auf das Für und Wider von
Bodentruppen, einseitigen Feuerpausen
und der Einbindung von Rußland und den
Vereinten Nationen.
Deutschsprachige think tanks7, Völ-
kerrechtler8 und friedenspolitische Jour-
nale9 beschäftigten sich in ihren Beiträgen
zum Kosovo-Krieg vornehmlich mit der
Frage der Legitimität der Intervention und
der (Un-) Verhältnismäßigkeit der einge-
setzten Mittel (Bomben) für den beabsich-
tigten Zweck (Durchsetzung von Men-
schenrechten). Weit weniger thematisiert
wurde die Frage, welche konkreten atio-
nalen Interessen die NATO-Mitglieder mit
der Intervention verfolgten. Den USA,
zum Beispiel, könnten - neben dem offen-
sichtlichen Motiv humanitäre Hilfe zu lei-
sten - unterstellt werden, ein hegemoniales
grand design zu verfolgen, in dem sie es
u.a. mit Hilfe der NATO auf eine welt-
weite Kontrolle von Ressourcen abgesehen
hätten. So plausibel diese und ähnliche
verschwörungstheoretisch klingende An-
ahmen auch erscheinen, fehlen ihnen ein-
eutige empirischen Belege. Wie weiter
unten genauer ausgeführt wird (Kapitel 4
USA sowie Kapitel 5 NATO), gibt es in
Wirklichkeit nur sehr wenige Konflikte,
die durch eine militärische Intervention
                                         
7 u.a. Debiel 1999 (SEF), Ehrhart/Karádi 1999
(IFSH), Kühne 1999a (SWP), Lange 1999 (Hanns
Seidel Stiftung), Mader 1999 (ÖSFK), Meyer
(HSFK) 1999b
8 u.a. Simma 1999, Cassese 1999
9 u.a. Wissenschaft und Frieden, 2/99, epd-
Entwicklungspolitik 10/99, FriedensForum 2/99,
antimilitarismus information 7/99 sowie Die Frie-
denswarte 74/99
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tatsächlich befriedet werden könnten. Ab-
gesehen davon sind die Folgekosten einer
militärischen Intervention für den Wieder-
aufbau derart hoch, daß allein das Kosten-
argument weitere Interventionen diesen
Ausmaßes unwahrscheinlich macht.
Unter den politischen Parteien in
Deutschland haben öffentlich und damit
von der Öffentlichkeit auch nachvollzie-
bar nur Bündnis90/Die Grünen die Wider-
sprüchlichkeiten einer militärischen Inter-
vention im Namen der Menschenrechte
kontrovers diskutiert.10 Dabei mußten sich
die Kritiker des Regierungskurses vor al-
lem mit dem Vorwurf auseinandersetzen,
daß eine Ablehnung der NATO-
Intervention der Duldung von Milosevics
Vertreibungspolitik gleichkäme. Diese von
der Regierung eingesetzte "Moralkeule"
verfehlte ihre Wirkung nicht.11 Tatsächlich
offenbarte die Kosovo-Debatte das en-
gültige Aus der deutschen Friedensbewe-
gung.12 Das von der Friedensbewegung
kompromißlos verstandene "nie wieder
Krieg" hat daher mit dem Ende des Ost-
West Konflikts und dem Wegfall der Be-
                                         
10 vgl. u.a. das Positionspapier vom 20.4.1999 einer
Gruppe der Bundestagsfraktion der Bündnis90/Die
Grünen (u.a. Annelie Buntenbach und Christian
Ströbele) mit dem Aufruf "Luftangriffe sofort be-
enden – zurück an den Verhandlungstisch!, sowie
die Debatten auf der außerordentlichen Bund sde-
legiertenkonferenz in Braunschweig am 13. Mai
1999 (nachzulesen im Internet: www.gruene.de).
11 Der Begriff "Moralkeule" ist hier wohl treffender
als er im Zusammenhang mit der Walser-Debatte
im Herbst 1998 verwendet wurde – letztere eine
intellektuelle innenpolitische Debatte auch über
Krieg, Frieden und Versöhnung, die paradoxerwei-
se nicht nur länger als die Debatte über die erste
deutsche Kriegsbeteiligung nach 1945 dauerte,
sondern die auch mitunter heftiger ausgetragen
wurde. Vgl. die Zusammenfassung der Wals r-
Bubis Debatte von Michael Brenner, in www.lrz-
muenchen.de/~jgk/Walser-Bubis-Kontroverse.htm
12 vgl.  Stephan 1999: 262 ff.
drohung eines atomaren Kriegs viel an
ormativer Kraft eingebüßt.13
Die übertriebene Moralisierung der
Interventionsentscheidung durch die Mini-
ster Fischer und Scharping behinderte
nicht nur in und zwischen den Parteien,
sondern auch in der breiteren Öffentlich-
keit einen offenen Diskurs. Kritiker des
Regierungskurses wurden unweigerlich
dem in der Logik einer "gerechten Kriegs-
moral" unvermeidlichen Verdacht ausge-
s tzt, "Menschenrechtsverräter" zu sein.14
Auch das Argument von Joschka Fischer,
sich lediglich für das geringere von zwei
Übeln entschieden zu haben, löst diesen
Verdacht nicht auf.15 Einzig die PDS wei-
gerte sich, die Existenz des moralischen
Dilemmas anzuerkennen, Menschenrechte
unter Umständen mit Gewalt durchzuset-
zen zu müssen. Mit einem Schuß nostalgi-
scher NATO-Geringschätzung verurteilte
sie Deutschlands Teilnahme am Interventi-
onskrieg und verweigerte den entsendeten
Soldaten den parlamentarischen Rückhalt
durch ihre Fraktion.
Ein weiterer Grund für die schwachen
Proteste aus den Zivilgesellschaften Euro-
pas16 war sicherlich auch die große Zahl
                                         
13 Joschka Fischer u.a. argumentierten aus demsel-
b n antifaschistischen Reflex mit "nie wieder Au-
schwitz" für die Intervention und gegen Appease-
ment-Politik.
14 vgl. hierzu auch die sprachwissenschaftliche
Studie von Knobloch 1999: 38-42
15 vgl. dazu das Zitat von Fischer am 21.6.1999 im
Spiegel: " ... Es gab nie wirklich eine Alternative,
s lbst für die nicht, die diesen Krieg heftig kritisiert
haben - wenn sie wirklich die Konsequenzen des
Nachgebens bedacht hätten."
16 mit der Ausnahme Griechenlands, dessen Bevöl-
k rung aus historischen und religiösen Gründen die
Position der Serben befürwortete bzw. die Politik
der NATO-Staaten klar und unzweideutig ablehnte,
und damit - als NATO-Mitglied - seine Regierung
zu einem politischen Spagat zwang.
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europäischer Mitte-Links-Regierungen, die
gegen ihre antimilitaristischen Traditionen
eine Entscheidung für eine militärische
Intervention und einen Luftkrieg getroffen
hatten. Unter konservativen Regierungen,
so die Annahme, wären die Proteste "von
links" wohl lauter gewesen. Andererseits
haben aber auch konservative Politiker,
wie Alfred Dregger (1999), vor dem Ein-
satz von Bodentruppen im Kosovo und
einer weiteren Eskalation des Konflikts
gewarnt.
Abgesehen von Einzelbeiträgen in den
überregionalen Zeitungen wurden kritische
Stimmen vor allem im Internet verbreitet.
Dort konnten Organisationen wie Transna-
tional, Fair, Oneworld, Human Rights
Watch oder Interconflict17 Analysen aus
der Sicht der kritischen Friedensforschung
anbieten, die jedoch gemessen an der Ge-
samtzahl der Internet-Seiten zum "Thema
Kosovo", insbesondere von den großen
Anbietern CNN, BBC und in Deutschland
dem ZDF an den Rand gedrängt wurden.18
Die weltweite Anteilnahme am Schicksal
des ehemals unabhängigen Senders B92,
seiner Schließung und Wiedereröffnung
unter Zensur und mit ausgetauschtem Per-
sonal verdeutlicht die durch den Kosovo-
Konflikt gewachsene Bedeutung des Inter-
nets.19
                                         
17 Im Internet am 10.7. 1999:
www.transnational.org, www.fair.org,
www.oneworld.org, www.hrw.org  sowie
www.interconflict.de
18 Im Internet am 10.7.1999:
www.cnn.com/WORLD/europe/9907/11/kosovo.02
/index.html,
www.bbc.co.uk/worldservice/kosovo.htm, und
w3.zdf.msnbc.de/news/newskosovo2_front.asp
19 Die zensierte Version von B92 im Internet:
www.b92.net. Vgl. auch die Einschätzung von
Freimut Duve 1999, S. 157f. Zur allgemeinen B-
Nicht nur NGOs haben sich des Inter-
nets bedient. Auch die multimediale
Selbstdarstellung der Kriegsparteien, der
UCK, der Serben, aber auch der NATO 20,
lassen den Schluß zu, daß der Kosovo-
Krieg für das Internet einen vergleichbaren
Effekt hatte, wie die Bombardierung Bag-
dads seinerzeit für den Nachrichtensender
CNN. Allerdings ergeben sich bei der In-
ternet-Berichterstattung dieselben Probl-
matiken, die schon für die Printmedien,
den Hörfunk und das Fernsehen seit Jahr-
zehnten diskutiert werden, nämlich die
Fokussierung auf Gewalt und Krieg zur
Erhöhung der Auflagen, der Ein-
schaltquoten oder eben nun der Zahl der
Internetzugriffe.21
Eine Diskussion, welche weiterrei-
chenden Konsequenzen die NATO-
Intervention für das Völkerrecht, die Men-
schenrechte sowie für die zukünftigen Si-
cherheitsarchitekturen in Europa und für
das transatlantische Verhältnis haben wer-
den, steht erst am Anfang.22 Sie wird we-
                                                      
deutung von Krieg, Internet und "Cyberspace" vgl.
Bendrath 1999, S. 82-91
20 Für die kosovarische Seite stellvertretend: Koso-
va-Info-Line www.kosova.de, sowie die serbische
Seite: Kosovo and Methohija: www.serbia-
info.com/news/kosovo/index.html sowie die
NATO: www.nato.int (10.7.1999). Selbstdarstel-
lungen der deutschen Position finden sich auch auf
den Webseiten des beteiligten Außen- und Vertei-
digungsministeriums.
21 Insbesondere der Internet-Anbieter T-Online
setzt sich diesem Verdacht aus, da seine umfassen-
de Internetseite zum Kosovo-Krieg kurz nach dem
Ende der Luftangriffe ersatz- und kommentarlos
gestrichen wurde.
22 vgl. z.B. Jürgen Habermas: "Bestialität und Hu-
manität" (1999), der im Sinne eines Weltbürger-
rechts die Intervention befürwortet sowie Dieter S.
Lutz (1999), der, den Rüstungswettlauf der NATO-
Staaten mit sich selbst anprangert oder Winrich
Kühne (1999a, 1999b), der die völkerrechtlichen
Konsequenzen diskutiert.
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niger in den öffentlichen Medien als in den
entsprechenden wissenschaftlichen Jour-
nals stattfinden, wo sie an bereits laufende
Debatten anknüpfen sollte.23 D nn: Inter-
ventionen und Diskussionen um ihre Legi-
timität sind so alt wie die Diplomatie
selbst. Die rechtlichen und moralischen
Zwickmühlen, die durch den Kosovo-
Konflikt und die NATO-Intervention auf-
geworfen werden, sind im wissenschaftli-
chen und öffentlichen Diskurs beileibe
nicht zum ersten Mal dekliniert worden.24
3 Der Kosovo-Konflikt – eine lan-
ge Geschichte
Ein historischer Rückblick auf den Zer-
fallsprozeß im ehemaligen Jugoslawien
soll helfen, den Blick "aufs Ganze" wie-
derherzustellen. Die Berichterstattung über
den alle anderen Nachrichten überragenden
Kosovo-Krieg hat die tatsächliche Kom-
plexität des Konflikts verständlicherweise,
aber eben zu vereinfachend auf das unmit-
telbare militärische Kriegsgeschehen und
seinen Folgen für die Zivilbevölkerung
                                         
23 vgl. z.B. Ernst-Otto Czempiel (1999), Thérèse
Delpech (1999), Werner Link (1999), August Pra-
detto (1999) sowie Harald Müller (1999).
24 stellvertretend und sieben (!) Jahre vorausschau-
end Dieter Senghaas (1992: 650-651): "Wenn eine
Politik, gleich aus welchen Gründen (Bürgerkrieg,
Wirtschaftspolitik mit katastrophalen Folgen, Ras-
sismus), gezielt oder in der Konsequenz Menschen
vertreibt, so daß diese, wollen sie überleben, Schutz
und Hilfe andernorts suchen müssen, ist Interventi-
on geboten [...] Es besteht daher ein legitimes Inter-
esse und auch ein Recht, solche Ursachen abzu-
stellen. Sollte beispielsweise demnächst serbische
Politik im Kosovo dazu führen, daß die Kosovo-
Albaner als Ergebnis "ethnischer Säuberung" ihr
Land fluchtartig verlassen, möglicherweise sogar
eine kriegerische Auseinandersetzung zwischen
Albanien und Serbien droht, handelt es sich um
einen Fall dieser zweiten Kategorie [von sieben
Fällen der Senghaasschen Interventionskasuistik;
CR]".
verkürzt. Was während der elf Wochen
Luftkrieg in den Medien vermittelt wurde,
war, wie gesagt, zumeist "klassische"
Kriegsberichterstattung, die von der Tage-
saktualität eingeschlagener Bomben und
grausamen Bildern der Vertriebenen lebte.
Die Verkürzung eines über Jahrzehnte
schwelenden Konflikts auf nur elf Wochen
birgt jedoch Gefahren: Wenn der Kosovo-
Konflikt nicht zumindest im Zusammen-
hang mit dem Zerfallsprozeß des ehemali-
gen Jugoslawien interpretiert wird, übe-
schätzt man zu leicht die begrenzte Wir-
kung militärischer Maßnahmen und unter-
schätzt man die Hartnäckigkeit der Kon-
fliktstrukturen, die sich mittel- und langfri-
stig nicht durch Bombardierungen oder
den Austausch politischer Eliten verändern
werden.
3.1 Der Westen und das ehemalige
Jugosl awien
Das 20. Jahrhundert beginnt und endet für
Europa mit Krisen und Kriegen auf dem
Balkan. Die Interessen der europäischen
Mächte waren in den Konflikten auf dem
Balkan stets direkt betroffen, sei es bei den
vor-jugoslawischen Konflikten um die
Selbständigkeit Serbiens, bei den Kriegen
um die Konkursmasse aus dem Osmani-
schen Reich 1907/08 und 1912/13 oder bei
der Gründung des "Königreichs der Ser-
b n, Kroaten und Slowenen" 1918. Aber
auch als besetztes und geteiltes Gebiet der
Nazis von 1941 bis 1945, im Partisanen-
krieg, als besetztes Land der Roten Armee
von 1945 bis 1948, als "Sozialistische
Bundesrepublik Jugoslawien" unter Tito,
die sich erfolgreich der sowjetischen Ein-
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flußnahme entziehen konnte und als Führer
der "Blockfreienbewegung" Karriere
machte - immer waren die europäischen
Mächte und nach 1945 auch die Super-
mächte mit ihren Interessen, ihrer Militär-
hilfe und eben nicht selten mit ihren Arme-
en involviert.
Das strategische Interesse des Westens
an Jugoslawien während des Ost-West-
Konflikts hatte den unbeabsichtigten Ne-
beneffekt, die zentrifugalen Kräfte im
spannungsgeladenen Vielvölkerstaat mi-
nimieren zu können und Titos föderaler
Ausgleichspolitik mit zum Erfolg zu ver-
helfen. Nicht zufälligerweise beginnt der
Zerfallsprozeß im ehemaligen Jugoslawien
und damit das Ende des "jugoslawischen
Modells" nach Titos Tod, als Jugoslawien
nicht mehr gleichzeitig von Ost, West und
Süd umworben wurde. Das Ende des Ost-
West-Konflikts und die zunehmende Aus-
differenzierung der Entwicklungsländer
bedeutete auch das Ende der Blockfreien
Bewegung; die nachlassende strategische
Bedeutung wirkte sich u.a. negativ auf die
ausländischen Direktinvestitionen aus. Die
Rüstungsindustrie erhielt weniger Aufträge
und die Umsetzung der sozialistischen Jah-
respläne existierte nur mehr auf dem Pa-
pier. In dem Maße, in dem der wirtschaftli-
che Niedergang Jugoslawiens zunahm und
die Staatsverschuldung stieg, verstärkten
sich die innerföderalen Ungleichgewic-
tigkeiten. Zwischen 1980 und 1992, dem
Jahrzehnt, in dem präventive Maßnahmen
von außen noch eine stabilisierende Wir-
kung hätten erzielen können, schaute der
Westen jedoch weg.
Die tatsächlichen politischen und so-
zio-ökonomischen Entwicklungen in Jugo-
slawien zu jener Zeit paßten in wichtigen
Teilen nicht in das Gesamtbild, das sich
der Westen von den vom Kommunismus
unterdrückten Völkern Ost- und Südosteu-
ropas machte. Zur Zeitenwende 1989/90
wurde selbstredend davon ausgegangen,
und in Deutschland durch die Vereinigung
mit einem ehemals kommunistischen Staat
um so mehr, daß die aufbegehrenden Völ-
ker Osteuropas nichts anderes im Sinn ha-
ben könnten, als endlich nationale Selbst-
bestimmung und Freiheit durch Demokra-
tie und Marktwirtschaft zu erlang n.
Diese Einschätzung war insgesamt si-
cherlich richtig, doch Jugoslawien bildete
aufgrund seiner spezifischen Geschichte
als künstlicher Vielvölkerstaat ohne eine
kollektiv erfahrene imperiale oder natio-
nale Vergangenheit eine Ausnahme. Die
osteuropäischen Reformländer einschließ-
lich der damaligen UdSSR konnten in der
Umbruchszeit allesamt auf vor-
kommunistische Modelle, Mythen oder
Erfahrungen zurückgreifen, die sich heute
im großen und ganzen mit den gegenwärti-
gen Grenzen und Bevölkerungen dieser
Länder decken. Bei den osteuropäischen
Staaten sind dies die halbwegs freiheitli-
chen Zustände in der Zwischenkriegszeit
und die gemeinsamen antikommunisti-
schen Proteste und Aufstände 1948, 1953,
1956, 1968 und 1980. Für Rußland war es
u.a. der mythologisierende Rückgriff auf
zaristische Großmachtzeiten, der die Mi-
nimallösung einer russischen Föderation
hinnehmbar erscheinen ließ. Zudem ga-
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rantieren die Nuklearwaffen den nominel-
len Fortbestand als Supermacht.
Einzig das ehemalige Jugoslawien
konnte in seinem Umbruchs- und Zerfalls-
prozeß auf keine positiv besetzten kollekti-
ven Erfahrungsschätze zurückgreifen, die
eine friedliche Regelung partikularer Inter-
essen erleichtert hätten. Der vom Kroaten
Tito als einigendes Band mystifizierte Par-
tisanenkampf gegen die Nazis wurde durch
die Existenz des damaligen faschistischen
Ustascha-Regimes in der Föderalismuskr-
se und in den ideologischen Grabenkämp-
fen der späten achtziger Jahre zum spal-
tenden Element. Auch die einigende Kraft
des "jugoslawischen Modells" war durch
den wirtschaftlichen Zusammenbruch am
Ende der achtziger Jahre diskreditie t.
Dennoch wurde Jugoslawien in dieser
Zeit vom Westen mit derselben Außenpo-
litikschablone behandelt wie die typischen
Reformländer Ungarn, die ehemalige
Tschechoslowakei oder Polen. War für
Polen der aus Moskau diktierte Kommu-
nismus das "Feindbild", so sollte das
"Feindbild" für die nach Unabhängigkeit
strebenden Slowenen und Kroaten - analog
gedacht - der historisch tradierte, serbisch
dominierte Staatssozialismus der Bundes-
republik Jugoslawiens gewesen sein. Diese
Analogie des Westens war naheliegend,
aber falsch.
Der entscheidende Unterschied besteht
offensichtlich darin, daß Serbien ein kon-
stitutiver Teil des jugoslawischen Staats-
verbandes war und nicht eine Besatzungs-
macht, wie die UdSSR in Osteuropa. Den-
noch wurde die Annahme, daß sich Kroati-
en und Slowenien von Serbien "befreien"
wollten, zur Grundlage der deutschen An-
erkennungspolitik gegenüber allen sezessi-
onswilligen Teilrepubliken. Damit wird
nicht der Legitimität der Kroaten wider-
sprochen, einen unabhängigen Staat zu
fordern und, wie es laut Verfassung mög-
lich war, zu sezessieren. Es soll nur auf
den seinerzeit folgenreichen Irrtum hinge-
wiesen werden, daß der Westen und insbe-
sondere Deutschland Jugoslawien nicht als
die Ausnahme, sondern als einen Regelfall
unter den Umbruchsländern eingeschätzt
hatte und um so heftiger von der gewalt-
samen Eskalation überrascht wurde.
3.2 Der Zerfall Jugoslawiens
Von offizieller Seite wird der Beginn des
Zerfallsprozesses und damit der Beginn
der Konflikte im ehemaligen Jugoslawien
meist auf das Jahr 1989, das Jahr der
Machtentfaltung von Milosevic und sei-
nem Clan datiert.25 Auch das greift zu kurz
und blendet die tiefer liegenden Konflikt-
strukturen aus.
Zum einen wird durch eine auf 1989
verkürzte Konfliktanalyse verkannt, daß
die Konflikte im ehemaligen Jugoslawien
nicht ursächlich auf ethnische Rivalitäten,
wie sie seit 1989/90 zu Tage traten, zu-
rückgeführt werden können. In den achtzi-
ger Jahren war  - unabhängig von Vorur-
teilen - noch kein gewaltbereites ethno-
politisiertes Bewußtsein unter der jugosla-
wischen Bevölkerung vorhanden. Immer
wieder betonten ehemalige Jugoslawen aus
                                         
25 nach NATO und Bundeswehr-Informationen zum
Konflikt-Hintergrund
(www.nato.int/kosovo/history.htm sowie
www.bundeswehr.de/sicherheitspolitik/UN-
missionen/kosovo_2.htm
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verschiedenen sozialen Schichten, daß ein
Bewußtsein einer bestimmten "Ethnie"
anzugehören, die in existentieller Rivalität
zu einer anderen Ethnie stünde, in den
achtziger Jahren noch nicht existiert ha-
be.26
Auf der anderen Seite wäre es falsch,
im Umkehrschluß die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Teilrepubliken und
den zwei autonomen Gebieten in der Teil-
republik Serbien zu verwischen. Viktor
Meier (1996) hat u.a. beharrlich darauf
verwiesen, daß die jugoslawische Födera-
tion aus einer wackeligen und immer wie-
der auszutarierenden Balance zwischen
ökonomisch höchst unterschiedlich pro-
duktiven Teilrepubliken bestünde.
So waren es auch die Streitigkeiten um
die Höhe der föderalen Transferleistungen
aus den produktiveren Republiken Slow-
nien und Kroatien in das planwirtschaftlich
und von staatseigenen Großbetrieben ge-
prägte Serbien, die seit Mitte der achtziger
Jahre den jugoslawischen politischen Dis-
kurs bestimmten. Kroatien und Slowenien
führten mit großer Plausibilität (und in
bestehender Ähnlichkeit zu bundesdeut-
schen Föderalismusdebatten) an, daß sie
nicht länger gewillt seien, die maroden
Staatsbetriebe Serbiens und den bürokrati-
schen overhead Belgrads zu finanzieren
(vgl. Berndt 1999: 34ff).
Natürlich gibt es ähnliche Asymmetri-
en in vielen anderen Staaten der Welt mit
vergleichbarer föderaler Ordnung, ohne
daß ein Bürgerkrieg zu befürchten wäre.
                                         
26 obwohl ein "latenter Rassismus" bisweilen zuge-
geben wird, vgl. die Diskussionsrunde unter serbi-
schen Literaten im Goetheforum München, in Süd-
deutsche Zeitung vom 25.6.1999
E e Wirtschaftskrise alleine kann also
nicht ursächlich für den gewaltsamen Zer-
fall der Republik Jugoslawien sein.
Hinzu kam, daß mit der Überwindung
des Kommunismus 1989/90 den in Jugo-
slawien herrschenden Eliten der Legitima-
tionsboden entzogen wurde. Um politische
Mobilisierung zu erreichen, mußten, ganz
im Zeichen demokratischer Meinungs- und
Parteienbildung in einem partizipativen
Prozeß, Rückgriffe auf andere als soziali-
stische und antifaschistisch motivierte pan-
jugoslawische Identitäten gemacht werden:
Nichts lag näher als auf die latent vor-
handenen regionalen Nationalismen zu-
rückzugreifen – ein Phänomen, das in der
Systemwandel- und Demokratisierungsfor-
schung der frühen neunziger Jahre disku-
tiert wurde (vgl. Woodward 1995:124f,
Merkel 1995: 8). Mit anderen Worten: Sy-
stemumbrüche und gleichzeitige Demo-
kratisierung ohne ausreichende integrative
Faktoren (kollektive Identität) und wirt-
schaftlich tragfähige Rahmenbedingungen
fördern Extremismus und Rückgriffe auf
ausgrenzende und radikale Positionen.
Diese neuen Identitäten bilden sich entlang
von Differenzen, die vorher im außer-
politischen Raum lagen, wie etwa Ethnie,
Hautfarbe, Religion oder Sprache. Auf
ihrer Basis können politische Eliten dann
wieder eine Massenmobilisierung errei-
chen.
3.3 Der Kosovo-Konflikt im ehe-
maligen Jugoslawien
Der Kosovo-Konflikt muß auch im Zu-
sammenhang mit dem Bosnien-Krieg be-
trachtet werden. Der Zivilmacht Europa ist
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es nicht gelungen, aus der im Bosnien-
Krieg erfahrenen Ohnmacht Lehren für ein
adäquateres Verhalten im Vorfeld der Es-
kalation im Kosovo zu ziehen. Zu groß war
die Versuchung, den Kosovo-Konflikt iso-
liert zu betrachten, quasi als ein Anhängsel
der Aggression, die einzig vom verbrech-
rischen Regime des Slobodan Milosevic
ausgegangen wäre.
Dabei wurde oft übersehen, daß der
Kosovo-Konflikt - im Vergleich zu den
Kriegen zwischen Serbien und Slowenien
bzw. Kroatien sowie im Vergleich zum
Bosnien-Krieg – die weitaus größere
Sprengkraft hatte, was sein Potential zur
Internationalisierung der Krise und zur
Destabilisierung ganz Südosteuropas an-
geht: Mazedonien besteht aus einem fragi-
len Gleichgewicht mehrerer Nationalitäten,
von denen jeweils Bevölkerungsteile in
den Nachbarstaaten leben. Aber auch Al-
banien als Hauptrückzugsgebiet der UCK
und als äußerst instabiles Land, in dem die
Regierung in Tirana keine Kontrolle über
den Nordteil des Landes besitzt, konnte in
den Konflikt hineingezogen werden.
Schließlich wird Ungarn als Titularnation
der in der serbischen Vojidvodina lebenden
ungarischen Minderheit weiterhin direkt
von den Auseinandersetzungen über deren
zukünftigen Status betroffen sein. Ob und
wie die jugoslawische Teilrepublik Monte-
negro ohne einen Bürgerkrieg den Weg in
die politische Eigenständigkeit finden
wird, bleibt ebenfalls abzuwarten.27
                                         
27 Am 19.7.1999 droht der montenegrinische Regie-
rungschef Vujanovic laut dpa mit einem Referen-
dum über die Unabhängigkeit, falls Montenegro
nicht binnen Jahresende durch eine Verfassungsän-
derung rechtlich mit Serbien gleichgestellt würde.
Der Kosovo-Konflikt hat aber unab-
hängig vom Zerfallsprozeß im übrigen
Jugoslawien und den internationalen Im-
plikationen seine eigene Konfliktge-
schichte, die sich je nach Blickwinkel bis
ins Jahr 1389, der gemeinsam erlittenen
Niederlage gegen die Türken, zurückver-
folgen ließe (vgl. Schmidt 1999: 85f).
In der Geschichte Jugoslawiens seit
1945 wurde der Kosovo ein Spielball in
Titos föderaler Ausgleichspolitik: Tito,
selbst ein Kroate, beunruhigte der serbi-
sche Machtzuwachs zu Ungunsten vor al-
lem Kroatiens. Die Kosovaren begehrten
schon 1968 in einem größerem Aufstand
und nochmals lautstark 1981 auf und for-
derten mehr Autonomie (vgl. Lange 1999:
14). Eine Abspaltung aus dem jugoslawi-
schen Staatenverbund hin nach Albanien
stand jedoch nicht zur Debatte. Albanien
war seinerzeit noch dem "Steinzei -
Kommunismus" verpflichtet und allein die
Verbindung zu Jugoslawien versprach so-
ziale Mobilität. Gleichzeitig blieb der Ko-
sovo jedoch, wie Albanien, ein Armenhaus
Europas, dessen beinahe einziger Reich-
tum aus Kindern bestand (vgl. Kaser 1999:
114). In einer Verfassungsrevision 1974
richtete Tito als Gegengewicht zur serbi-
schen Dominanz in der Föderation zwei
autonome Provinzen in Serbien ein, die
Voijvodina, in der eine ungarische Min-
derheit lebt, und den Kosovo, mit einer
Mehrheit von Kosovo-Albanern. Beide
Provinzen zusammen machen einen b-
trächtlichen Teil des gesamten serbischen
Territoriums aus. Das Sezessionsrecht
stand den Autonomiegebieten im Gegen-
satz zu den Teilrepubliken nicht zu; anson-
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sten genossen die beiden autonomen Ge-
biete jedoch Freiheiten, die sie den anderen
Republiken in vielen Bereichen faktisch
gleichstellten.
In den fünfzehn Jahren kosovarischer
politischer Autonomie blieb das Verhältnis
zwischen der zur Minderheit im eigenen
Land gewordenen serbischen Bevölkerung
im Kosovo und der zur Mehrheit avan-
cierten Kosovo-Albaner gespannt. Immer
wieder kam es von beiden Seiten zu Über-
griffen. Wichtige Posten in der Admini-
stration und im Militär wurden von Bel-
grad aus bevorzugt an Serben vergeben.
Die tatsächliche wirtschaftliche Lage und
der Bildungsstand der Albaner verbesserte
sich nur unmerklich und blieb im Ver-
gleich zum serbischen Landesdurchschnitt
zurück. An der Spirale der Gewalt wurde
aber auch von nationalstischen Kosovo-
Albaner gedreht. Die New York Times
berichtet in Reportagen aus den Jahren
1982 und 1987 von aggressiven Kosovo-
Albanern, die die serbische Minderheit
drangsalierten – damals waren die westli-
chen Sympathien noch nicht einseitig zu-
gunsten der Albaner umgeschlagen.28
                                         
28 New York Times vom 28.11.1982: "In violence
growing out of the Pristina University riots of
March 1981, a score of people have been killed and
hundreds injured. There have been almost weekly
incidents of rape, arson, pillage and industrial
sabotage, most seemingly designed to drive out
Kosovo's remaining indigenous Slavs – Serbs and
Montenegrins – out of the province", u d in einer
Meldung vom 1.11.1987: "Ethnic Albanians in the
Government have manipulated public funds and
regulations to take over land belonging to Serbs [...]
As Slavs flee the protracted violence, Kosovo is
becoming what ethnic Albanian nationalists have
been demanding for years [...] an 'ethnically pure'
Albanian region, a 'republic of Kosovo' in all but
name" (zitiert nach www.fair.org/extra/9905/ko-
sovo.html am 13.7. 1999). Die beiden Zitate sollen
nicht die Schuldfrage für den Konflikt hin- und
Diese Situation struktureller sozio-
ökonomischer und politischer Diskriminie-
rung, aus der heraus Gewaltkonflikte ent-
stehen, findet sich übrigens in zahlreichen
anderen gewaltträchtigen Minderheiten-
konflikten wieder, so etwa im kanadischen
Quebec-Konflikt, im Zypern- oder im
Nordirlandkonflikt.
Das Jahr 1989 mit der Aufhebung der
Autonomie sollte daher keinesfalls als Ur-
sprung des Kosovo-Konflikts, sondern
lediglich als eine weitere Eskalationsstufe
gesehen werden, die in diesem Fall auf
Milosevics aggressiv-nationalistische Poli-
tik seit 1987 zurückgeführt werden muß.
Natürlich hatte die Rede auf dem Amsel-
feld 1989 zum Gedenken der serbischen
Niederlage vor 600 Jahren eine gewisse
katalytische Wirkung. Vieles wurde aber
auch im Nachhinein in diese kurze Rede
hinein interpretiert. So galt Milosevic in
der Bevölkerung Serbiens bis 1990 ledig-
lich als ein sozialistischer Partei-
Emporkömmling ohne weitere nennens-
werte Eigenschaften.
Die Aufhebung der Autonomie muß
daher vor allem als eine Folge vorange-
gangener Ereignisse aufgefaßt werden, die
aus serbischer Sicht durchaus ihre Berech-
tigung hatten, und zwar ohnedamit die
Vertreibung oder Ermordung von Kosovo-
Albanern automatisch zu implizieren. Die
Einrichtung der beiden Autonomiegebiete
in Serbien geschah seinerzeit gegen den
Willen und ohne die Beteiligung der ansäs-
sigen serbischen Bevölkerung. Mit den
                                                      
herschieben, sondern die Komplexität des Konflikts
und die Schwierigkeit einer ausgewogenen Wahr-
nehmung von außen aufzeigen.
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faktischen Auflösungserscheinungen im
Norden Jugoslawiens ab 1989 fiel auch der
einstige Grund für die Einrichtung der au-
tonomen Gebiete weg. Serbien sah sich ab
1989 zunehmend auf sich selbst zurückge-
worfen. Aus seiner Sicht wurden lediglich
die ursprünglichen Verhältnisse restauriert
und die Situation der von nationalistischen
Kosovo-Albanern bedrängten serbischen
Minderheit im Kosovo verbessert.
Während des Bosnien-Kriegs wandelte
sich jedoch die versteckte Diskriminierung
der Kosovo-albanischen Minderheit, zum
Beispiel beim Zugang zu öffentlichen
Ämtern, zunehmend in eine aggressive
Repressionspolitik, die aus Belgrad diktiert
wurde. Viele kosovarische Intellektuelle
emigrierten nach Europa, während der Li-
teraturprofessor Ib ahim Rugova unbeirrt
an seiner Strategie des passiven, zivilen
Widerstands festhielt. 1992 ließ er sich
durch eine weder in Serbien noch interna-
tional anerkannte Wahl29 zum Präsidenten
der Kosovo-Albaner wählen. Seine Politik
verhinderte zwar über mehrere Jahre hin-
weg eine Eskalation des Gewaltpotentials
in der Provinz, sie konnte aber die nächste
Eskalationsstufe, die durch den Ausgang
des Dayton-Prozesses ausgelöst wurde,
nicht verhindern.
3.4 Der Wendepunkt: Dayton 1995
Die Chancen auf einen friedfertigen Ver-
lauf der Kosovo-Krise wurden durch die
katalytische Wirkung, die vom Dayton-
Vertrag ausging, deutlich verringert (vgl.
Judah 1999: 12, Lange 1999: 30). Im
                                         
29 mit der Ausnahme von Albanien
Dayton-Vertrag wurden all diejenigen
Prinzipien vom Westen im Tausch für ei-
nen Waffenstillstand verraten und ver-
kauft, für die die Kosovaren noch bereit
waren, der Politik der Gewaltlosigkeit von
Rugova zu folgen. Die Kosovaren hatten
im Verlauf des Bosnien-Kriegs gesehen,
was ihnen im Falle einer gewaltsamen Es-
kalation von serbischer Seite drohen
könnte. Der Westen hatte die von Serben
bewohnten Teile in Bosnien 1995 nicht de
iure, wohl aber de facto als Republik aner-
kannt und damit das Prinzip ethnischer
Vertreibungspolitik im Nachhinein abge-
s gnet.30 Damit wurde auch den Zielen
Milosevics nachgegeben, der aus Belgrad
den Verlauf des Bosnien-Kriegs beeinflußt
hatte. Ausgerechnet Milosevic, der wie
Tudjman innerhalb der drei Wochen im
Daytoner Verhandlungsmarathon vom
Kriegstreiber zum Friedensbringer mu-
tierte, sollte also der von der internationa-
len Staatengemeinschaft betraute Ge-
währsmann für eine friedliche Beilegung
des Kosovo-Konflikts sein?
Der Dayton-Vertrag selbst schweigt
über eine Regelung bezüglich des Kosovo
und überläßt den Kosovo-Konflikt als in-
nere Angelegenheit der Bundesrepublik
Jugoslawien. Damit hatte der Westen Mi-
losevic für die Durchsetzung seiner Vor-
stellungen für eine Regelung im Kosovo
"freie Hand" zumindest angedeutet. Die
Frage, warum die Kosovo-Krise in Dayton
als Verhandlungsgegenstand ausgeklam-
mert blieb, bleibt weiter offen. Entweder es
blieb schlichtweg keine Zeit, oder der We-
                                         
30 Ob um "fünf nach zwölf" überhaupt noch reali-
stische Alternativen zur de facto Anerkennung
bestanden, sei an dieser Stelle dahin gestellt.
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sten befürchtete, daß Milosevic einer
westlichen Einmischung in den Kosovo-
Konflikt nicht zustimmen würde, womit
das ganze Vertragswerk gefährdet worden
wäre.
3.5 Die Eskalation zum Krieg
Die Politik der bisherigen Meinungsführer
im Kosovo, die der Intellektuellen und
Gemäßigten in Rugovas Schattenregierung
und in den Mittelschichten, hatte Ende
1995 ausgedient. Es war offensichtlich
geworden, daß eine Wiederherstellung der
Autonomie von vor 1989 mit den bisheri-
gen Mitteln nicht mehr zu erreichen war.
Chris Hedges (1999: 31) vergleicht
den jetzt einsetzenden Radikalisierungs-
prozeß der albanischen jungen Generation
sehr einleuchtend mit dem der palästinen-
sischen Jugend. Die Intifada 1987 war
auch eine Rebellion der Jugend gegen die
wirkungslose Politik ihrer Elterngenerati-
on. Viele junge Albaner sahen in Rugova
mehr und mehr einen Träumer, einen rea-
litätsfremden alten Mann, der dem Kosovo
seine geraubten Freiheiten nicht wieder-
bringen würde. Entsprechend wurden die
Forderungen hochgeschraubt. Eine Auto-
nomielösung reichte nicht mehr aus, es
wurde die Unabhängigkeit von Serbien
gefordert.31
Die UCK, die 1996 und 1997 nicht
viel mehr als ein Haufen bewaffneter Ban-
den war, die entlang von Sippengrenzen
                                         
31 Trotzdem hinkt der Vergleich: Die jugendlichen
Steinewerfer der Intifada konnten überwiegend in
die PLO integriert werden, während die UCK die
moderaten Kräfte im Kosovo ausschaltete und ei-
nen Krieg mit Serbien in Kauf bzw. mit provoziert
hatte.
untereinander rivalisierten, mauserte sich
zum organisierten und vor allem aus
Deutschland finanziell unterstützten Sam-
melbecken junger, gewaltbereiter Kosova-
ren (vgl. Rüb 1999: 47-62). Spätestens bei
den Verhandlungen in Rambouillet zeigte
sie, daß sie auch politisch der Rugova-
Fraktion und den anderen gemäßigten
Kräften im Land längst das Wasser abge-
graben hatte und die Verhandlungen auf
kosovarischer Seite bestimmte. Militärisch
konnte die UCK schon im Sommer 1998
beeindrucken, als sie kurzzeitig bis zu
dreißig Prozent des Kosovo militärisch
kontrollierte. Es folgte zwar umgehend die
Rückeroberung der wichtigsten strategi-
schen Punkte im gebirgigen Kosovo durch
die serbische Armee, die von nun an mit
über 30.000 Mann im Kosovo stationiert
blieb. Aber erst die Androhung von
NATO-Luftschlägen und die Vermittlung
von US-Vermittler Holbrooke konnte im
Herbst 1998 eine weitere militärische Es-
kalation zu diesem Zeitpunkt verhindern.
An dieser Stelle müssen unabhängig
von Milosevics eigener Macht- und Risi-
kopolitik zumindest ein weiteres Motiv für
den massiven Einsatz von militärischer
Gewalt im Kosovo erwähnt werden. Vielen
Serben ist die Ermordung und Vertreibung
der Krajina-Serben noch in frischer Erin-
nerung. Und viele der Binnenflüchtlinge
aus den nachfolgenden serbisch-
kroatischen und bosnischen Kriegen irren
nach wie vor ohne feste Bleibe in Serbien
umher. Dem zweiten großen Versuch, eine
serbische Minderheit zu vertreiben – dies-
mal im eigenen Land – konnte Serbien
nicht tatenlos zusehen.
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Die UCK hatte ihrerseits einsehen
müssen, daß sie die übermächtige serbi-
sche Armee nicht besiegen konnte. Sie
konnte aber sehr wohl durch ihre Gueril-
lataktik aus dem Hinterhalt für tödliche
Angriffe gegen serbische Positionen und
Zivilisten sorgen. Zudem wurde die UCK
über das Gebirge aus Albanien mit Nach-
schub an Soldaten, Waffen und Logistik
versorgt. Um diesen Nachschub zu unter-
binden, verminten die Serben zwar die
Grenze nach Albanien, eine Internationali-
sierung des Kriegs durch Grenzübertritte
vermieden sie jedoch. Somit war es auch
für die serbischen Einheiten unmöglich
geworden, die UCK militärisch schnell
oder endgültig zu besiegen. Im Herbst
1998 schien sich daher ein typischer, lang
andauernder Guerillakrieg abzuzeichnen:
Gezielte Angriffe aus dem Hinterhalt mit
im Vergleich zum Bosnien-Krieg geringen
Opferzahlen, verminten Landstrichen,
Kriegs- und Schattenwirtschaft durch Gel-
der aus dem Ausland, Schmuggel und Kor-
ruption, Geiselnahmen und Bombenan-
schlägen.
3.6 Das Scheitern von Rambouillet
Berichte über Massenexekutionen und die
Fortsetzung systematischer Vertreibungen
veranlaßten die Kontaktgruppe bestehend
aus Frankreich, Italien, Deutschland, Ruß-
land, Großbritannien und den USA am
29.1.1999 ein europäisches Dayton II zu
zimmern. Die erste Verhandlungsrunde in
Rambouillet dauerte vom 6. bis zum 23.2.,
die zweite Verhandlungsrunde in Paris
vom 15. bis zum 18.3.1999.
Vergleichbare Voraussetzungen, die
seinerzeit zum Verhandlungserfolg von
Dayton I geführt hatten, waren jedoch im
Kosovo nicht gegeben. In Tabelle 1 sind
zur Verdeutlichung dieser These im Über-
blick die wichtigsten Kriterien für erfolg-
reiche Verhandlungen in Gewaltkonflikten
aufgelistet, die in der Literatur als maß-
geblich genannt werden32; diese sind je
nach Ausprägung den beiden Verhand-
lungsprozessen Dayton und Rambouillet
zugeordnet.
Nach Tabelle 1 bestanden für beide
Verhandlungsprozesse äußerst schlechte
Ausgangssituationen und Rahmenbedin-
gungen. Das Scheitern von Rambouillet ist
im Vergleich zu Dayton demnach vor al-
lem auf die fehlende Bereitschaft bzw. die
Notwendigkeit bei den Konfliktparteien
zurückzuführen, überhaupt zu einem Ver-
handlungsergebnis zu gelangen. Im Unter-
schied zur Situation in Bosnien 1995 ist
die Bereitschaft beider Kriegsparteien im
Kosovo, den Konflikt mit kriegerischen
Mitteln fortzusetzen, im Frühjahr 1999 sehr
hoch gewesen. Dayton wurde nach drei
Jahren Krieg und einsetzender Kriegsmü-
digkeit begonnen; zusätzlich drohte für
Milosevic die Gesamtniederlage der bosni-
schen Serben. Während der Rambouillet-
Verhandlungen jedoch erhofften sich beide
Seiten durch die fortgesetzte Gewaltan-
wendung eine Stabilisierung oder eine
Verbesserung ihrer Verhandlungspositio-
nen.
In Rambouillet hofften die europäi-
schen Verhandler also, mit zwei Parteien
                                         
32 Bercovitch/ Rubin 1992; Billing 1995: 112-131;
Debiel, Tobias 1995: 247-258; Ropers/ Debiel
1995; Tooval/ Zartman 1987.
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zu einer gütlichen Einigung zu kommen,
die "ihren" Krieg noch gar nicht richtig
begonnen hatten, die zumindest bereit wa-
ren den Krieg fortzuführen und die be-
trächtliche Gewinne aus dieser Fortführung
der Gewalt erhofften. Rambouillet war also
weniger durch den Vertragstext – also
durch einen Verhandlungsfehler des We-
stens - zum Scheitern verurteilt, sondern es
fehlten von vornherein die strukturellen
Voraussetzungen für einen Friedensschluß.
Erst vor diesem Hintergrund können
die Ergebnisse einer Untersuchung des
Verhandlungsprozesses auf der Mikroebe-
e eingeordnet werden, wie das zum Bei-
spiel Gunter Hofmann (1999: 17-21) durch
die Auswertung der vertraulichen Kosovo-
Akten des Auswärtigen Amts getan hat.
Sein Fazit, daß Deutschland zwar "gutwil-
lig", aber trotzdem "überfordert" und "am
Ende machtlos" war, kann in diesem Zu-
sammenhang als logische Konsequenz aus
d n fehlenden strukturellen Voraussetzun-
gen interpretiert werden.
Dies relativiert auch die Debatte um
den umstrittenen militärischen Annex im
Tabelle 1: Erfolgskriterien bei Verhandlungen in Gewaltkonflikten*
þ = Kriterium erfüllt
Erfolgskriterien Dayton Rambouillet
Vorbedingungen
Keine Vorbedingungen x x
Ergebnisoffenheit x x
Freiwilligkeit der Teilnahme x x
Beteiligung aller Konfliktbeteiligten þ x
Kriegsmüdigkeit þ x
Positionen der Parteien
Keine Aussicht auf militärische Ge-
winne þ x
Kein drohender Gesichtverlust x x
Realistische Verhandlungsziele þ x
Legitimität der Verhandelnden x x
Klientel ist moderat x x
Kontext-Variablen
Wenige historische Antagonisme x x
Keine oder positive bisherige Ver-
handlungsrunden x x
Einigkeit der Vermittelnden þ þ 
Unparteilichkeit dritter Parteien** x þ 
Summe gegebener Erfolgsvariablen 5 / 14 2 / 14
* "Erfolg" bedeutet in diesem Fall die Unterzeichnung eines stabilen Waffenstillstandabkommens. Die
Kriterien sind nicht gleichgewichtig und müssen im Einzelfall überprüft werden.
** "Unparteilichkeit" bedeutet nicht Neutralität. Der Westen hatte der kroatisch-muslimischen Föderation
1995 zum militärischen (Fast-) Sieg verholfen, während er sich gegenüber der UCK trotz offenkundiger
Sympathien weitaus zurückhaltender verhielt.
CHRISTOPH ROHLOFF18
Vertragsentwurf von Rambouillet.33 S lbst
wenn keine Bewegungsfreiheit für die In-
terventionstruppen durch ganz Jugoslawien
gefordert worden wäre oder wenn eine
Interventionstruppe unter Führung der UN
zustande gekommen wäre, hätte das nichts
am strukturellen Desinteresse der Parteien
an einer tragfähigen Einigung geändert.
Ist die Schwelle zur Gewaltanwen-
dung in einem Konflikt erst einmal über-
schritten, sollten dritte Parteien den Kon-
trahenten zunächst die Aussicht auf militä-
rische Gewinne nehmen. Nur so kann es
am Verhandlungstisch – parallel oder zeit-
versetzt - zu ernsthaften Gesprächen kom-
men. Dazu hätte es, ganz im Sinne der UN-
Charta und ohne Probleme mit Rußland
oder China, die Möglichkeit gegeben, mit
Embargos und Sanktionen die Kriegsfä-
higkeit der Parteien einzuschränken. Erst
wenn diese nicht ausgereicht hätten, hätte
die Intervention mit allen Mitteln erfolgen
dürfen.34
Für die NATO war es nicht nur aus
Gründen der Glaubwürdigkeit, sondern,
und das ist entscheidend, aus der Logik des
von ihr selbst initiierten Eskalationsauto-
matismus folgerichtig gewesen, die sei
Herbst 1998 im Raum stehende Drohung
mit Luftangriffen nach dem Bruch von
Zusagen und dem Scheitern von Verhand-
lungen wahrzumachen. Damit war der
Grund des Scheiterns nicht nur Milosevics
unnachgiebige Haltung bzw. seine Drei-
                                         
33 vgl. dazu auch die deutliche Stellungnahme des
Auswärtigen Amts (nachzulesen im Internet:
www.auswaertiges-amt.de/6_archiv/inf-
kos/p/p990412b.htm )
34 Im Gegensatz zur NATO-Strategie wird in der
UN-Charta der Einsatz von Bodentruppen nicht a
priori ausgeschlossen.
stigkeit, die Verhandlungen zum Zeitge-
winn für militärische Operationen zu nut-
zen (die UCK kämpfte während Ram-
bouillet auch weiter), sondern auch der von
der NATO selbst initiierte Eskalationsau-
tomatismus.
3.7 Die Situation nach dem G-8
Friedensabkommen
Die Luftangriffe als militärisches Mittel
haben ihren ursprünglichen Zweck nur
teilweise erfüllt.35 Mit ihnen konnten die
systematischen Vertreibungen und die
Morde im Kosovo nicht verhindert oder
gestoppt werden. Im Gegenteil, erst als die
OSZE-Beobachter kurz vor Beginn der
Luftangriffe am 24.3.1999 aus der Region
abgezogen waren, konnte die vorher in
Belgrad geplante und vor Ort schon be-
gonnene Mord- und Vertreibungspolitik
unbehelligt von der Außenwelt fortgesetzt
werden.
Andererseits schweigen seit dem
10.6.1999 die Waffen auf allen Seiten -
achtundsiebzig Tage nach Beginn der
Luftangriffe und etwa zwei Jahre nach
Ausbruch der ersten Gewalttätigkeiten
zwischen der UCK und serbischen Ein-
heiten. Die eingerückten NATO-Truppen
sind seither dabei, die UCK zu entwaffnen,
nachdem zuvor die serbische Armee inner-
halb weniger Tage in relativ intaktem Zu-
stand aus dem Kosovo abgezogen war.
Und die Vertriebenen kehren zu Hundert-
tausenden aus den Lagern in ihre zerstörten
                                         
35 Der frühere Kommandeur der UN-Schutztruppe
in Bosnien, General Sir Michael Rose, spricht sogar
von einem "tragischen Fehlschlag", in: Süddeutsche
Zeitung vom 15.7.1999
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Wohnungen zurück. Nur dieses eine Ver-
sprechen, die Rückkehr der Flüchtlinge in
eine halbwegs sichere Umgebung, konnten
die NATO-Staaten also einhalten. Ange-
sichts der immer wieder aufflackernden
Eskalationspotentiale dieser Intervention
ist dies aus militärstrategischer Sicht ein
eher mäßiges Ergebnis, aus der Sicht der
Kosovaren, die überlebt haben, ein glimpf-
liches Ende.
Es hätte auch anders kommen können:
Hätte Rußland nicht eingebunden werden
können, hätte China die Bombardierung
seiner Botschaft politisch mehr ausgenützt,
wären Mazedonien und Albanien destabili-
siert worden, wäre in Montenegro gewalt-
samer Widerstand ausgebrochen, hätte
Griechenland die NATO-Strategie nicht
mehr mitgetragen usf. ... die Liste der Es-
kalationsrisiken ließe sich mit entspre-
chendem Pessimismus beliebig fortsetzen.
Der Widerstand gegen eine uneinge-
schränkte Fortsetzung der Luftangriffe
wäre aber auch in den westlichen Gesell-
schaften gewachsen. Sie hätten die Bom-
bardierung ziviler Ziele und die Opfer un-
ter serbischen Zivilisten nur noch für eine
kurze Zeit und in sehr begrenztem Umfang
hingenommen. Eher wären die westlichen
Gesellschaften wohl bereit gewesen, Opfer
unter den eigenen Soldaten für eine "gute
Sache" hinzunehmen, als den eigenen Sol-
daten zuzuschauen, wie sie den Tod un-
schuldiger Zivilisten wissentlich in Kauf
nehmen.
Die militärische Strategie, zivile Ziele
in Serbien zu bombardieren, war teilweise
sogar kontraproduktiv. Denn als Reaktion
auf die Luftangriffe sammelte sich die ser-
bische Bevölkerung spontan hinter Milo-
sevic und fühlte sich als Opfer der NATO,
anstatt, wie vom Westen erwünscht, gegen
Milosevic zu protestieren.
Angesichts dieser Risiko-"Strategie"
der NATO-Staaten, wochenlang in einem
rechtsfreien Raum bzw. völkerrechtswidrig
zivile Ziele im Land eines Verbündeten
Rußlands zu bombardieren, ist es nicht
übertrieben, zu dem Schluß zu kommen,
daß die NATO mit mehr Glück als Ver-
stand eine weitere Internationalisierung der
Krise bis hin zu einer Destabilisierung des
in ernationalen Systems verhind rn konnte.
Die NATO hat den jetzigen Waffen-
stillstand nicht "erkämpft". Es waren viel-
m hr die strategische Einbindung Ruß-
lands ins Krisenmanagement, die diploma-
tischen Initiativen für eine gemeinsame
Resolution im UN-Sicherheitsrat und der
Kotau vor China als politische Initiativen
und Gesten, die vor dem Hintergrund des
militärischen Drucks auf das Regime von
Milosevic zum Durchbruch der Vermitt-
lungen und zur Kapitulation Serbiens
durch die Annahme des G-8 Friedensplans
am 10.6.1999 geführt haben.
Angesichts der weitgehend intakt ge-
bliebenen Armee Serbiens kann man im
Nachhinein daran zweifeln, ob als Hinter-
grundfaktoren für den Erfolg der Vermitt-
lungsinitiativen der militärische Druck der
NATO oder zum Beispiel die russische
Drohung, Gas- und Öllieferungen zu stop-
pen, oder das Einfrieren von Milosevics
Auslandsguthaben und seine internationale
Ächtung als Kriegsverbrecher ausschlag-
gebend waren. Diese hypothetischen
Überlegungen sind keineswegs trivial. Sie
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legen den Schluß nahe, daß bei weitem
nicht alle zivilen Mittel ausgeschöpft wa-
ren, bevor die NATO zur militärischen
Intervention schritt (vgl. Kapitel 5 NATO).
4 Nationale Interessenpolitik
Nach der Auffächerung der historischen
Komplexität der Kosovo-Krise und ihrer
Eskalation sollen nun die Interessen und
Motive zweier wichtiger Akteure, der USA
und Deutschlands, aus ihrer jeweiligen
Sicht betrachtet werden; denn eine histori-
sche, wenn auch kritische Rückschau auf
den Konflikt- und den Interventionsverlauf
kann die Beweggründe der Intervenieren-
den nur begrenzt erkennen und erklären.
Außenpolitik ist allgemein durch na-
tionale Interessen bestimmt und wird dabei
von zwischenstaatlichen Interdependenzen
und innenpolitischen Interessenkonstella-
tionen beeinflußt. Rechtmäßigkeit, Ver-
hältnismäßigkeit und Legitimität sind da-
bei die an Gerechtigkeit orientierten B-
wertungskriterien, an denen sich verant-
wortungsvolle Außenpolitik messen lassen
muß. Wenn diese Meßlatte an die nationa-
len Außenpolitiken der im Kosovo interve-
nierenden Staaten gelegt wird, ergibt sich
insgesamt eine negative Bilanz für die au-
ßenpolitische Krisen-performance der
NATO-Staaten.
Die folgende skizzenhafte Analyse
möglicher innenpolitischer Einflüsse auf
die außenpolitischen Entscheidungen of-
fenbart dabei die unterschiedlichen Interes-
senlagen, aus denen heraus sich die
NATO-Staaten für die Intervention aus-
sprachen.
4.1 USA
Den USA wurde im Verlauf der Interve-
tion am häufigsten nachgesagt, vornehm-
lich egoistische nationale Interessen auf
Kosten einer politischen Lösung des Ko-
sovo-Konflikts zu verfolgen. Die Beweg-
gründe der USA, militärisch in den Koso-
vo zu intervenieren, haben sogar alte Ver-
schwörungstheorien wieder aufleben las-
sen.
So ließe sich unter ökonomischen Ge-
sichtspunkten vermuten, daß sich hinter
dem Kosovo-Einsatz nichts weniger ver-
berge als der Versuch der USA mittels der
NATO zunächst die Vormachtstellung auf
dem – wirtschaftlich uninteressanten, stra-
tegisch aber bedeutsamen - Balkan und
danach, in einem zweiten Schritt, den kon-
trollierten Zugriff auf die ökonomisch
wichtige Transkaukasus-Region und das
Kaspische Meer mit den dortigen Ölreich-
tümern vorzubereiten.
Solch ein Szenario ließe sich u.a. mit
den massiven ausländischen Direktinvesti-
tionen der USA, aber auch anderer westli-
cher Industriestaaten in langfristig ange-
legte Förderprojekte für Erdöl und Erdgas
begründen. Aber auch die politische Stabi-
lität der vielen Anrainerstaaten, durch de-
ren Gebiet die Pipelines bereits laufen
bzw. gebaut werden sollen, stellt ein natio-
nales Sicherheitsinteresse für die USA dar.
Zu diesen Ländern zählen Afghanistan,
Iran, Georgien, die Türkei und Syrien, wie
in Schaubild 1 deutlich wird.
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Schaubild 1: NATO-Erweiterung,
Konfliktpotential, Erdöl und Pipelines36
Vor diesem Hintergrund ließe sich das
amerikanische Interesse an einer nachhal-
tigen Befriedung des Balkan durch die
Furcht vor den möglichen Folgen weiterer
Eskalationen erklären. Die Destabilisie-
rung Mazedoniens und Albaniens hätte die
nationalen Sicherheit der Anrainer Bulga-
                                         
36 Quelle: US Energy Information Administration,
www.eia.doe.gov/emeu/cabs/caspgrph.html am
26.7.1999
rien, Griechenland und der Türkei unmit-
telbar bedroht. Allein vor dem Hintergrund
der existierenden Spannungen zwischen
Griechenland und der Türkei wäre die
NATO in solch einer Situation nicht mehr
fähig gewesen, die notwendige Einstim-
migkeit für eine Beschlußfassung im
NATO-Rat herzustellen.
Vor diesem Szenario hat Clinton in ei-
ner Rede vier Wochen vor der NATO-
Intervention am 26. Februar 1999 ein-
dringlich gewarnt:
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"It's easy [...] to say that we really
have no interests in who lives in this or
that valley in Bosnia, or who owns a strip
of brushland in the Horn of Africa, or some
piece of parched earth by the Jordan
River. But the true measure of our interests
lies not in how small or distant these
places are, or in whether we have trouble
pronouncing their names. The question we
must ask is, what are the consequences to
our security of letting conflicts fester and
spread. We cannot, indeed, we should not,
do everything or be everywhere. But where
our values and our interests are at stake,
and where we can make a difference, we
must be prepared to do so." 37
Ohne die Logik geostrategischen
Denkens überzubewerten, werden in
Schaubild 1 auch die Einkreisungs- und
Bedrohungsängste Rußlands nachvollzieh-
bar: Rußland sieht sich trotz des NATO-
Rußland-Rats aufgrund der NATO-
Osterweiterung um die Reformländer Po-
len, Ungarn und die Tschechische Repu-
blik und die Aspiranten Estland, Lettland,
Livland, Rumänien, Bulgarien, Ukraine
und Zypern isoliert bzw. eingekreist.38
Im Zusammenhang mit der These, daß
die USA mit der NATO-Intervention ihre
dauerhafte osteuropäische militärische Prä-
senz untermauern und verstärken wollen,
muß auch die "pick and choose" oder Po-
well-Doktrin erwähnt werden, die 1992
vom ehemaligen US-General Powell in der
Folge des zweiten Golfkriegs formuliert
                                         
37 Auszug aus der Rede Bill Clintons in San Fran-
cisco, CA. am 26.2.1999, veröffentlicht als Presse-
mitteilung des White House Office
38 Einzig Weißrußland hält am Plan einer Union mit
Rußland fest und orientiert sich nicht westwärts.
Vgl. auch Mutz 1999:81
wurde und seither mit zu den Fundamenten
US-amerikanischer Außenpolitik gehört.
Diese besagt, daß die USA zwar wei-
t rhin globale Interessenpolitik betreiben
werden. Tatsächliche Einsätze mit militäri-
scher Gewalt, sei es durch eigene Truppen,
sei es durch die NATO oder die UN, wür-
d n aber angesichts der drastisch gestiege-
nen Zahl vertrackter innerstaatlicher Ge-
waltkonflikte nicht quasi automatisch bzw.
icht ausschließlich aufgrund humanitärer
Notlagen in der betreffenden Region erfol-
gen. Wenn es dennoch zum Einsatz militä-
rischer Gewalt kommen würde, so müßte
di se massiv und ausschließlich unter mi-
litärischen Gesichtspunkten erfolgen (Po-
well 1992: 35).
Die Absage an weitere UN-geführte
Truppeneinsätze führte zusammen mit der
Powell-Doktrin 1994 zur pa adigmatischen
Wende in der US-amerikanischen Auße-
politik unter Bill Clinton und begrub vor-
erst alle Hoffnungen auf eine multilaterale
und kollektiv gesicherte Weltordnung.
Betrachtet man die US-amerikanische
Krisenpolitik zwischen 1994 und 1999
unter diesem Aspekt, so ist der Kosovo-
Einsatz die konsequente Fortsetzung dieser
Strategie: Wenn überhaupt, dann massive
Angriffe aus der Luft mit minimalem Risi-
ko für die eigenen Truppen. Diese Strate-
gie wurde erfolgreich im Sinne der USA
bei der Bosnien-Intervention, bei den Ver-
geltungsschlägen gegen den Sudan und
Afghanistan, im Kosovo und als Politik der
Nadelstiche seit längerem auch im Nord-
und Südirak umgesetzt.
Ein weiterer Aspekt ist das spezifische
Verhältnis von amerikanischer Innen- und
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Außenpolitik (Schweigler 1998: 393). Der
Kongreß und die öffentliche Meinung ha-
ben institutionell und in ihrem Selbstver-
ständnis auf die Formulierung der US-
Außenpolitikziele ungleich größeren Ein-
fluß, als dies in Europa denkbar wäre. Na-
tionales Interesse der USA ist folglich "je-
weils das, was als Ergebnis des politischen
Prozesses dafür erklärt wird" (Schweigler
1998: 394). Das Primat der Innenpolitik in
der US-amerikanischen Außenpolitik hängt
aber auch mit ihrem Status als einzig ver-
bliebene Supermacht zusammen. Entweder
die USA geben den Ton an, oder sie sind
keine Supermacht. Dabei schwankt die
US-amerikanische Öffentlichkeit je nach
Überzeugungsleistung der Regierung zwi-
schen dem isolationistischen "America
first" und dem issionarischen "America is
No.1" (Schweigler 1998: 395).39 Im Falle
des Kosovo-Konflikts konnte vor allem
und wieder einmal der CNN-Faktor, also
die Mitleid erregenden Fernsehbilder von
Flüchtlingen, die in den Wäldern des Ko-
sovo Zuflucht suchen mußten, die ameri-
kanische Öffentlichkeit für eine Interventi-
on gewinnen.
Eine Bewertung des Krisenmanage-
ments der USA im Kosovo-Konflikt muß
ambivalent ausfallen. Einerseits waren es
wie in Bosnien wiederum die USA, die
                                         
39 Die Formel "Außenpolitik ist Innenpolitik" liegt
in einem anderen Kontext der Ableitungstheorie
zugrunde, die besagt, daß innenpolitische Spannun-
gen und Konflikte durch außenpolitisches Engag-
ment quasi wie ein Blitz abgeleitet werden können.
Die Zeitgleichheit der Veröffentlichung von Moni-
ka Lewinkys Aussagen im amerikanischen Ferns-
hen über ihre Affäre mit Clinton und dem Abschuß
von Raketen auf eine Fabrik im Sudan und auf
Terroristen-Unterschlupfe in Afghanistan ist in
diesem Zusammenhang nur schwer zu ignorieren.
nach den Kämpfen im Sommer 1998 die
Initiative ergriffen haben. Sie aktivierten
die NATO und führten mit dem bewährten
US-Vermittler Holbrooke Verhandlungen,
die zu einem Waffenstillstand und einen
Teilrückzug führten. Nur drei Monate
später waren es jedoch die Europäer, die
im Januar 1999 eingriffen, nachdem der
B uch der Vereinbarungen vom Herbst
zuvor offensichtlich wurde. Die USA hat-
ten durch ihren hohen Einsatz im Oktober
1998, die Erteilung des NATO activation
order, ihren gesamten Verhandlungsspiel-
raum aufgebraucht und sich frühzeitig auf
eine kompromißlose Kapitulationsstrategie
gegenüber Milosevic festgelegt. Das er-
klärt auch ihr low profile in den Medien
während der Rambouillet-Verhandlungen.
Die USA standen so gesehen im Grunde
seit Herbst 1998 für die Intervention bereit
und warteten nur auf eine entsprechend
günstige Gelegenheit, das Ende von Milo-
sevics Regime herbeizuführen.
4.2 Deutschland
Deutschlands Interessenlage in bezug auf
den Kosovo-Konflikt, die nicht zu ver-
wechseln ist mit der moralischen Begrü-
dung der Bundesregierung, Menschen in
Not zu helfen, ist ebenfalls nicht so ein-
deutig. Einerseits wurde die Teilnahme an
Kampfeinsätzen mit moralischen und hu-
manitären Motiven gerechtfertigt: Es ginge
um die Beendigung der systematischen
und schwerwiegenden Verletzung von
Menschenrechten durch serbische Einhei-
ten und Paramilitärs an der Kosovo-
albanischen Bevölkerung, und, während
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des Kriegs, um die Beendigung der Ver-
treibungen.
Andererseits waren in den politischen
Debatten über den Kampfeinsatz der
NATO zu hören, daß gerade der Mangel an
klassischen nationalen Interessen
Deutschlands die Beteiligung deutscher
Truppen an einem Kampfeinsatz – noch
dazu in einem völkerrechtlichen Vakuum –
staatsrechtlich fragwürdig und politisch
unklug wäre. So war insbesondere der an-
fängliche legitimatorische Rückgriff auf
Vergleiche mit Nazideutschland verwir-
rend, da dies - wenn der Vergleich denn
gestimmt hätte (vgl. Müller/Schoch 1999:
40) - einen entsprechend "totalen Krieg"
gegen Serbien impliziert hätte.
Deutschlands Interessenlage in bezug
auf den Kosovo-Konflikt war zumindest
durch drei historische Erfahrungen geprägt,
die für bzw. gegen eine Intervention aus-
gelegt werden konnten: Die historische
Erfahrung, die aus innenpolitischer Sicht
für eine Beteiligung sprach, waren die
Fernsehbilder der Flüchtlingstrecks, die in
Deutschland an das eigene Schicksal von
Millionen deutscher Vertriebener nach
dem zweiten Weltkrieg erinnerten. Aus
außenpolitischer Sicht gab es jedoch Be-
denken aufgrund der überhasteten Aner-
kennungspolitik 1991 und 1992 und ihrer
Folgen. Ohne das Für und Wider dieser
Debatte hier ausbreiten zu wollen, läßt sich
zumindest festhalten, daß mit der deut-
schen Entscheidung, Kroatien, Slowenien
und Bosnien ohne nennenswerte Gegenlei-
stungen anzuerkennen, damals der Einfluß
auf die Kriegsparteien weitgehend verloren
ging.40 Die Erinnerung an die verbrecheri-
sche Politik Nazideutschlands im Zweiten
Weltkrieg, insbesondere die Bombardie-
rung Belgrads 1941, sprach ebenfalls aus
historischer Sicht gegen eine Teilnahme
Deutschlands am Kampfeinsatz der NATO
gegen Serbien.41 Auf der anderen Seite
wollte und mußte sich vor dem Hinter-
grund der deutschen "Sonderwege" gerade
die neugewählte rot-grüne Bundesregie-
rung als ein verläßlicher Bündnispartner
auszeichnen.
Ein einigermaßen konkretes und hä-
fig genanntes Interesse an einer Interventi-
on war für die NATO-Staaten die Angst
vor großen Flüchtlingsströmen - ein Ar-
gument, das vor allem für Deutschland und
Italien galt, das aber noch lange nicht die
Zerbombung der Infrastrukturen eines gan-
zen Landes rechtfertigt. Tatsächlich hätten
große Flüchtlingsströme eine außerordent-
liche Belastung für die Aufnahmeländer
bedeutet. Überzeugender als die Angst vor
Flüchtlingen im eigenen Land ist da das
Argument, daß eine Aufnahme der Flücht-
li ge in EU-Länder ein falsches Signal an
Milosevic gewesen wäre; dieser hätte dar-
aus schließen können, daß der Westen die
Vertreibungen zumindest mittelfristig hin-
nehmen würde.
                                         
40 Die Weigerung des Westens, den Forderungen
der Kosovo-Albaner nach der Unabhängigkeit ihrer
Provinz nachzugeben, kann - unabhängig vom
Sezessionsverbot für das Kosovo in der jugoslawi-
schen Verfassung - als "Lernerfolg" gewertet wer-
den.
41 Der Einsatz der Bundeswehr in Kosovo ist nach
Auffassung von Bundeskanzler Gerhard Sc rö er
sogar geeignet gewesen, die "historische Schuld"
Deutschlands auf dem Balkan "verblassen" zu las-
sen, in: Frankfurter Rundschau vom 23.7.1999
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So widersprüchlich eine moralische
Argumentation für eine Intervention wer-
den kann, so richtig bleibt es, daß die Dul-
dung von Kriegen mit den in der EU und in
der NATO geltenden zivilgesellschaftliche
Normen prinzipiell nicht vereinbar ist. Mit
dem Argument, daß Europa in Jugoslawien
einen "ideellen Präventivkrieg" gegen ein
anderes System führt, das mit den "zivili-
satorischen Grundprinzipien des westli-
chen Liberalismus nicht kompatibel und in
das Konzept einer zivilen internationalen
Vertragsgemeinschaft nicht integrierbar
ist" (Herzinger 1999: 244), wäre die Inter-
vention überzeugender gerechtfertigt ge-
wesen als mit der subjektiven Einschät-
zung und Betroffenheit nicht mehr "zu-
schauen" zu können.
Die politisch Verantwortlichen haben
aber nicht für einen politischen Krieg der
Systeme, Kulturen oder Werte mobilisiert.
Es blieb bei der bloßen Behauptung, daß
Europa am Ende des zwanzigsten Jahrhun-
derts (warum nicht früher oder später?)
keine weitere schwerwiegende Verletzung
von Menschenrechten mehr ertragen kön-
ne. Dies ist angesichts der geduldeten,
bzw. noch nicht gelösten Konflikte in
Nordirland, in Korsika, auf Zypern und im
Baskenland sowie der Kriege in Algerien
und in der Türkei unglaubwürdig und
konnte ebenfalls die Bombardierung Jugo-
slawiens nicht ausreichend rechtfertigen.
Was waren also der Deutschen wahre
Interessen im Kosovo (vgl. Senghaas 1993:
673-687; ders. 1995: 31-37; Stürmer 1994:
39-62)? Diese sind erst in der langfristigen
Perspektive erkennbar. Langfristig streben
Deutschland und die internationale Staa-
tengemeinschaft eine nachhaltige Befrie-
dung und Demokratisierung des gesamten
Balkans an. Dabei ist nach der Beendigung
des Bosnien-Kriegs die Intervention in den
Kosovo-Konflikt nur eine von vielen Etap-
pen. Verteidigungsminister Scharping hat
zum Beispiel als nächsten Schritt das ser-
bische Volk öffentlich zum Sturz von Mi-
losevic aufgerufen – ein verständlicher, im
internationalen Umgang aber auch ein "un-
erhörter" Akt, der u.a. die Gewalteskalati-
o  in Montenegro provozieren kann. Kon-
sequenterweise müßte Scharping nicht nur
die serbische Bevölkerung zum Sturz von
Milosevic, sondern auch die kroatische
Bevölkerung zum Sturz ihres Präsidenten
Tudjman und seiner Kamarilla aufrufen –
die in gleicher Manier die Vertreibungen
und Morde in der Krajina zu verantworten
haben.
Das Auswärtige Amt selbst gibt fol-
gende Hauptinteressen zukünftiger deut-
scher Balkanpolitik an:
§ "Eindämmung gewaltsamer ethnischer
Konflikte als Voraussetzung für nach-
haltige Stabilität in Gesamteuropa,
§ Verhinderung von Armuts-, Kriegs-
und Bürgerkriegsmigration,
§ Verwurzelung von Demokratie, Men-
schen- und Minderheitenrechten als
Ziel wertegeleit ter Außenpolitik,
§ Aufbau marktwirtschaftlicher Struktu-
ren mit stabilem Wirtschaftswachstum
zum Abbau des Wohlstandsgefälles in
Europa,
§ Wirtschaftsinteressen (ausbaufähige
Absatzmärkte, Investitionsstandorte).
§ Zusammenhalt und Glaubwürdigkeit
internationaler Organisationen, in de-
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nen wir eine aktive Rolle spielen (EU,
NATO, OSZE, VN). " 42
An der Aufzählung wird deutlich, daß die
Intervention tatsächlich eine unumkehrbare
Wende für die zukünftige Politik Europas
auf dem Balkan darstellt. Die EU und
Deutschland haben sich mit dem Stabili-
tätspakt endlich langfristig in Südosteuropa
gebunden und die Entwicklung der Staaten
dieser Region zu einer EU-europäischen
Angelegenheit ernannt. Die Lösung des
Zypern-Konflikts und der griechisch-
türkischen Spannungen im EU-Rahmen
stehen damit ebenfalls auf der Agenda.
Für die oben zitierte Wunschliste des
Auswärtigen Amts besteht also bei anhal-
tendem Engagement und commitment eine
realistische Chance, in nicht allzu großer
Ferne verwirklicht zu werden. Als Ab-
schluß dieser Politik wird der Beitritt aller
ehemaligen Republiken Jugoslawiens in
die EU anvisiert.
5 Institutioneller Wettbewerb
Die NATO-Intervention war nicht nur von
unterschiedlichen nationalen Interessenla-
gen geprägt. Ihr ging auch ein Wettbewerb
der sicherheitspolitischen Institutionen
voraus, in dem sich die NATO aufgrund
ihrer militärischen Fähigkeiten gegenüber
zivilen Organisationen wie der OSZE oder
der UN und quasi-militärischen Organisa-
tionen wie der WEU durchsetzen konnte.
Die sich teils ergänzende, teils konkur-
rierende Institutionenvielfalt im Bereich
                                         
42 vgl. die Pressemitteilung des Auswärtigen Amts
zum Stabilitätspakt für Südosteuropa am 9.4.1999
(www.auswaertiges-amt.de/6_archiv/inf-
kos/hintergr/stabdt.htm  vom 26.7.1999)
Sicherheit hat sich erst nach der Zeiten-
wende 1989/90 richtig ausgebildet.
Aus dem Zerfall der bipolaren Struk-
tur und dem Ende des Warschauer Pakts
ging zunächst eine multipolare und asym-
metrische Weltunordnung hervor. Die
vormals klar hierarchisierten Sicherheits-
systeme traten für Europa in einen sy-
stemischen Wettbewerb – je nach politi-
schen Interessen der Staaten und je nach
Bewertung des vorhandenen Risikopoten-
tials und der passenden Strategie.
Dabei wurde zu Beginn der UN-
Sicherheitsrat favorisiert, der mit einer
neuen kooperativen Politik der Super-
mächte seit 1987 in Angola, Mosambik
und im ersten Golfkrieg in gemeinsamer
Absprache und mit dem Ziel einer tatsäch-
lichen Beilegung der Konflikte tätig wur-
de.
Mit der Verabschiedung der KSZE
Charta von Paris im November 1990 wur-
de das Ende des Ost-West Konflikts in
Europa besiegelt und die Erwartungen an
die neue Ära auf dem Papier niedergelegt.
Diese Ära war trotz zahlreicher neuer i-
nerstaatlicher Krisen und Kriege und vieler
neuer Unwägbarkeiten von prinzipiellen
Glauben an die Lösbarkeit von Konflikten
durch Kooperation und Integration ge-
prägt. Zu den zu Beginn der neunziger
Jahre anvisierten Sicherheitsmodellen für
Europa zählten u.a. die Idee der "interlok-
king institutions", einer "Europäische Si-
cherheitsgemeinschaft", das Modell des
"europäischen Großmächtekonzerts" und
ein "Sicherheitsmodell regionaler Integra-
tion" (Giersch 1998: 306 ff).
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Jedoch stoppten spätestens die Mißer-
folge in Somalia und in Bosnien und die
Ohnmacht gegenüber den Massakern in
Ruanda die Euphorie und offenbarten die
bis heute bestehende Unzulänglichkeit der
politischen und militärischen Instrumente
und das Fehlen eindeutiger völkerrechtli-
cher Grundlagen zur Beilegung ethnopoli-
tisierter innerstaatlicher Gewaltkonflikte
und zur Eindämmung von Anarchie und
Chaos im Falle von Staatsversagen.
Die Vision, eigens für Europa ein Sy-
stem regionaler kollektiver Sicherheit ein-
zurichten, ist in Vukovar und in Dubro-
vnik, spätestens aber angesichts des Mas-
senmords von Sebrenica getrübt, wenn
nicht gescheitert gewesen. Europa hatte
sich durch seine Selbstblockade im Wider-
streit der nationalen Interessen für die Ein-
richtung eines solchen Systems auf abseh-
bare Zeit selbst disqualifiziert (Honig/Both
1997: 259f).
5.1 UN
Auch die UN war durch das Bo nien-
Debakel als federführende und mit Sankti-
onsgewalt handelnde Organisation im Ma-
nagement der Kosovo-Krise gehandikapt,
wenn nicht von vorne herein disqualifi-
ziert. Selbst wenn sich der Generalsekretär
der Vereinten Nationen Kofi Annan um
einen militärischen Einsatz unter UN-
Ägide bemüht hätte, so wäre ihm keines
der führenden Mitgliedsländer gefolgt.
Dennoch hat sich die UN in einigen
entscheidenden Situationen mit dem Koso-
vo-Konflikt befaßt. Bereits 1993 fand der
schwelende Kosovo-Konflikt Eingang in
eine UN-Sicherheitsratsresolution (Res.
855 vom 9.8.1993). Weitere latente Kon-
flikte, die in dieser Resolution erwähnt
werden, sind die ungeklärten Autono-
mierechte der ungarischen Minderheit in
 Voijvodina und die der serbischen
Muslime im Sandschak.
Die UN hat sich zwar nach der Abga-
be friedenserzwingender Missionen an die
NATO aus Situationen zurückgezogen, wo
Waffenstillstände noch nicht erreicht oder
brüchig waren. Andererseits konnte sie
dort, wo mit einem stabilen Waffenstill-
stand und einem Minimum an Kooperati-
onswille seitens der noch verbliebenen
Bevölkerung zu rechnen war, ihre im Ver-
gleich zur UNPROFOR weitaus beschei-
deneren Missionsziele ohne größere Zwi-
schenfälle erfüllen. Darunter waren drei
Missionen in Kroatien:
§ UNCRO United Nations Confidence
Restoration Organization in Croatia,
März 1995 - Januar 1996
§ UNTAES United Nations Transitional
Administration for Eastern Slavonia,
Baranja and Western Sirmium, Januar
1996 - Januar 1998
§ UNPSG United Nations Civilian Police
Support Group , Januar 1998 - Oktober
1998
sowie in Mazedonien
§ UNPREDEP United Nations Preventi-
ve Deployment Force, März 1995 - Fe-
bruar 1999.
Gegenwärtig laufende UN-Missionen sind
in Bosnien-Herzegowina
§ UNMIBH United Nations Mission in
Bosnia and Herzegovina, seit Dezem-
ber 1995
in Kroatien
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§ UNMOP United Nations Mission of
Observers in Prevlaka, seit Januar 1996
sowie nach der NATO-Intervention in Ser-
bien/Kosovo
§ UNMIK United Nations Mission in
Kosovo, seit Juni 1999.
Der Sicherheitsrat wurde bezüglich des
Kosovo erst 1998 wieder aktiv, also nach-
dem die Spannungen im Kosovo in organi-
sierte und kollektive Gewaltanwendung
eskaliert waren. Die drei 1998 verfaßten
Resolutionen (Tabelle2) sind im Vergleich
zu den Resolutionen im Bosnien-Krieg von
einem eindringlicheren Tonfall. Eindeutig
wird die serbische Seite als Initiator identi-
fiziert und die Befreiungsarmee der Koso-
vo-Albaner UCK nur im Nebensatz zur
Einstellung ihrer "terroristischen Aktivitä-
ten" aufgefordert.43
                                         
43 In der offiziellen Sprache der jugoslawischen
Regierung werden die UCK-Kämpfer durchweg als
Terroristen bezeichnet. Die Übernahme dieser Be-
zeichnung in eine UN-Resolution war ein offen-
kundiges Zugeständnis an Serbien durch Rußland.
Die Aktivitäten der regionalen Organi-
sationen EU, OSZE, NATO und WEU im
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien liefen
trotz des Rückzugs der UN aus friedenser-
zwingenden Missionen weiterhin unter
dem Dach der UN. Als der Sicherheitsrat
im März 1998 den Kosovo-Konflikt auf
seine Agenda setzte, knüpfte er ausdrück-
lich an die Resolutionen an, die seit 1992
zur Situation im ehemaligen Jugoslawien
beschlossen wurden. Wo genau wurde also
die UN-Charta durch die NATO-
I tervention gebrochen?
Dieser Streit wurde in der Bundesre-
gierung u.a. stellvertretend zwischen Klaus
Kinkel und Volker Rühe ausgetragen (vgl.
Müller/Schoch 1999: 39). Es ging im Kern
um die Frage, ob die derzeitige Beschluß-
lage, also die UN-Resolutionen aus den
Jahren 1993 bis 1995, noch gültig wäre
oder ob eine militärische Intervention ein
eues UN-Mandat erfordere. Mehrheitlich
einigte man sich auf die Position, daß un-
abhängig von einem UN-Mandat mit der
Tabelle 2: UN-Resolutionen zum Kosovo
Resolution Zusammenfassung
1160 vom 31.3.1998
Beschluß eines Waffenembargos unter Kapitel VII. Einrichtung eines
Ausschusses beim UNSR, Bestärkung der OSZE, Aufruf zur friedlichen
Konfliktbeilegung unter Beibehaltung der territorialen Integrität Jugo-
slawiens.
1199 vom 23.9.1998
Feststellung, daß eine Bedrohung des Friedens und der Sicherheit in der
Region unter Kapitel VII vorliegt; Aufforderung zur Waffenruhe und
Einhaltung internationaler Normen, Aufruf an Jugoslawien zur Koop-
ration mit internationalen Organisatio en.
1203 vom 24.10.1998
Kapitel VII: Unterstützung für das am 16.10. 1998 unterzeichnete Ab-
kommen zwischen Jugoslawien und der OSZE über die Entsendung von
Beobachtern und das am 15. 10.1998 unterzeichnete Abkommen mit
NATO zur Überwachung des Kosovo aus der Luft.
1244 vom 10.6.1999
Kapitel VII: Bedrohung des Weltfriedens und der Sicherheit. Unterstüt-
zung des G-8 Friedensplan (zitiert im Annex) und der Stationierung
einer Implementierungstruppe, Ernennung eines UN-Beauftragten für
den Kosovo, Mandatierung der UNMIK, Aufbau einer zivilen Struktur,
Unterstützung für den Balkanpakt
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Entscheidung für eine Intervention kein
Präzedenz- sondern ein einmaliger Aus-
nahmefall beschlossen worden sei.44 In
einer dpa Meldung vom 1.7.199945 weist
auch die US-amerikanische Außenministe-
rin Albright Spekulationen über einen Prä-
zedenzfall eindeutig zurück, und auch das
neue Washingtoner Strategiekonzept der
NATO vom 24.4.1999 bezieht sich mehr-
fach auf die UN-Charta und bekräftigt trotz
der erfolgten Intervention die Hauptver-
antwortung des UN-Sicherheitsrats für den
Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit.
Unabhängig vom objektiven Tatbe-
stand des Völkerrechtsbruchs und der Miß-
achtung des UN-Sicherheitsrats, deutet das
Zitat von UN-Generalsekretär Kofi Annan
am 7.4.1999 vor dem Menschenrechtsaus-
schuß [am Beginn des Beitrags] darauf hin,
daß sich die UN unter Umständen weniger
kompromittiert und hintergangen sieht, als
es die Kritiker der NATO-Intervention
annehmen und als es die UN zu Zeiten von
Generalsekretär Boutros Ghali auf jeden
Fall gewesen wäre. Annan versteht es g-
                                         
44 Insgesamt vier Beschlüsse von Kabinett und
Bundestag liegen zum Einsatz der Bundeswehr im
Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt vor:
Beschluß des Deutschen Bundestages zur Beteili-
gung an geplanten begrenzten und in Phasen durc-
zuführenden Luftoperationen der NATO zur Ab-
wendung einer humanitären Katastrophe im Koso-
vo-Konflikt am 16. 10. 1998; Kabinettsbeschluß
zum deutschen finanziellen und personellen Beitrag
zur OSZE-Kosovo-Verifikationsmission vom 27.
10. 1998; Beschluß des Deutschen Bundestages am
13. 11. 1998 zur deutschen Beteiligung an der
NATO Luftüberwachungsoperation über dem Ko-
sovo; Beschluß des Deutschen Bundestages am 19.
11. 1998 zur deutschen Beteiligung an möglichen
NATO-Operationen zur Herauslösung von OSZE-
Beobachtern aus dem Kosovo in Notfallsituationen.
Quelle: www.bundeswehr.de/sicherheitspolitik/UN-
missionen/kosovo.htm
45 Süddeutsche Zeitung vom 1.7.1999
schickter als sein Vorgänger, die Interes-
sendurchsetzung der UN in ihren klassi-
schen entwicklungsorientierten Bereichen
voranzubringen ohne die Mitglieder des
Sicherheitsrats in der klassischen Sicher-
heitspolitik zu bevormunden. Unabhängig
davon könnte man ihm vorwerfen, daß er
ie Autorität der UN in Fragen der inter-
nationalen Sicherheit und des Weltfriedens
unzureichend vertreten und vertei igt hat.
Joschka Fischer dreht den Spieß
schließlich ganz um und behauptet vier
Wochen nach dem Ende der Luftangriffe:
"Heute sind die Vereinten Nationen und ihr
Sicherheitsrat stärker denn je. Sie haben
bei der Beendigung des Kosovo-Kriegs
eine herausragende Rolle gespielt".46 Es
wird wohl noch viel Überzeugungsarbeit
benötigen, bis sich diese Version der Ge-
schichte durchgesetzt haben wird.
5.2 OSZE
Die OSZE war am Institutionenwettbewerb
durch das Mandat für die Überwachungs-
und Kontrollmission im Kosovo beteiligt.
Die UN-Resolution 1203 vom 24.10.1998,
mit der die Mission autorisiert wurde, war
wiederum das Ergebnis der US-
amerikanischen shuttle-Diplomatie im
Herbst 1998 und wurde von einer NATO-
Luftüberwachung flankiert.
Die OSZE schnitt aus heutiger Sicht
im Institutionenwettbewerb vergleichswei-
s  schlecht ab.47 Auch wenn sich der
                                         
46 Interview-Auszug, in: die tageszeitung vom
19.7.1999
47 Dabei hatte die OSZE viel Erfahrung im ehema-
ligen Jugoslawien durch ihre Missionen in Bosnien,
in Kroatien und in Mazedonien. Schon 1992 war
die OSZE mit einer vielversprechenden Mission im
CHRISTOPH ROHLOFF30
OSZE-Missionsleiter Walker mehrmals
erfolgreich gegen die Ausweisung aus Ju-
goslawien wehren konnte, konnte die
OSZE ihre eigentliche Mission nur teilwei-
se erfüllen.
Sie war vor allen Dingen durch logi-
stische Probleme behindert: Zu keinem
Zeitpunkt erreichte sie Ihre Sollstärke von
3.000 Beobachtern. Auch die Sicherheit
ihrer Beobachter konnte sie nur einge-
schränkt gewährleisten, da die NATO-
Soldaten nur im benachbarten Mazedonien
für eine eventuelle Evakuierung bereit
standen. Die Situation der OSZE-
Beobachter, so deeskalierend ihre Präsenz
auch sein mochte, erinnerte sehr an die
Situation der UNPROFOR-Soldaten in
Bosnien, die letztlich zu Zielscheiben und
Geiseln serbischer Einheiten wurden.
Dafür jedoch der OSZE als Organisa-
tion die Schuld zuzuweisen, wäre nicht
gerecht. Es waren die Mitgliedsstaaten der
OSZE, die die historischen Chancen nach
1990 (Pariser Erklärung) und nach 1995
(Dayton) nicht genutzt haben, eine effekti-
ve kollektive Sicherheitsarchitektur aufzu-
bauen. Im Gegenteil, im Kosovo haben sie
sich auch nach dem Holbrooke-
Abkommen vom Herbst 1998 nur langsam
und halbherzig dazu entschlossen, Geld,
Personal und Ausrüstung für die OSZE-
Beobachter zur Verfügung zu stellen.
Die These, daß - anstatt alle OSZE-
Beobachter im März 1999 abzuziehen  -
eine massive Erhöhung der Zahl der
OSZE-Beobachter auf beispielsweise
                                                      
Sandchak, Kosovo und der Voijvodina, die aber
kurze Zeit später am Widerstand Jugoslawiens
scheiterte.
20.000 Beobachter das Ausmaß der Ver-
treibungen und Morde effektiver eing-
dämmt hätte als die NATO-Bomben dazu
in der Lage waren, bleibt unwiderlegt. An-
gesichts der mangelnden politischen und
finanziellen Unterstützung der OSZE-
Mission muß letztlich dem Fazit von Bert-
hold Meyer (1999: 64) zugestimmt wer-
den: "Holbrookes Vereinbarung vom Ok-
tober 1998 überforderte die OSZE".
5.3 NATO
Ein weiterer Aspekt bei der kritischen
Hinterfragung der NATO-Intervention ist
der epochale Wandel des Selbstverständ-
nisses der NATO von einem reinen Selbst-
verteidigungsbündnis zu einer flexiblen
Eingreiftruppe überall dort in der näheren
und weiteren Umgebung der NATO-
Mitglieder, wo es zwar keine Feinde, aber
dafür Risiken für die eigenen, breit und
vage definierten Sicherheitsinteressen
vermutet werden. Die Tatsache, daß das
neue  Strategiekonzept während der Luft-
angriffe veröffentlicht wurde, läßt kaum
einen anderen Schluß zu, als daß die Inter-
vention in den Kosovo die erste Anwen-
dung der neuen Doktrin sein sollte.
Das Ausmaß des Wandels, den die
NATO vollzogen hat, wird deutlicher,
wenn man die Aufgabenstellungen für die
NATO im NATO-Vertrag von 1949 mit
denen im Strategiekonzept vom April 1999
nebeneinander stellt. Artikel 5 des NATO-
Vertrags vom 4.4.1949 bestimmt:
"[..] an armed attack against one or
more of them in Europe or North America
shall be considered an attack against them
all and consequently they agree that, if
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such an armed attack occurs, each of them,
in exercise of the right of individual or
collective self-defence recognised by Arti-
cle 51 of the Charter of the United Nations,
will assist the Party or Parties so attacked
by taking forthwith, individually and in
concert with the other Parties, such action
as it deems necessary, including the use of
armed force, to restore and maintain the
security of the North Atlantic area."
Im neuen Strategiekonzept hat sich die
Aufgabe in einen regelrechten Aufgaben-
katalog gewandelt:
"The updated concept
§ reaffirms our commitment to collective
defence and the transatlantic link;
§ takes account of the challenges the
Alliance now faces;
§ presents an Alliance ready and with a
full range of capabilities to enhance
the security and stability of the Euro-
Atlantic area;
§ reaffirms our commitment to building
the ESDI  [48] within the Alliance;
§ highlights the enhanced role of part-
nership and dialogue;
§ underlines the need to develop defence
capabilities to their full potential to
meet the spectrum of Alliance missions,
including forces which are more de-
ployable, sustainable, survivable and
able to engage effectively; [..]
und über die Rolle der NATO als Krisen-
manager wird ausgesagt:
[..] in order to enhance the security
and stability of the Euro-Atlantic area: To
stand ready, case-by-case and by consen-
                                         
48 European Security and Defense Identity, Euro-
päische Sicherheits- und Verteidigungsidentität
sus, in conformity with Article 7 of the
Washington Treaty[49], to contribute to
effective conflict prevention and to engage
actively in crisis management, including
crisis response operations."50
Seit Mai 1999 versteht sich die NATO
also auch offiziell immer weniger als ein
Selbstverteidigungsbündnis, daß sich ge-
g n nicht mehr existierende äußere Feinde
wehren soll, sondern als ein militärisches
Interessenverteidigungsbündnis. Das Ein-
satzgebiet wird nicht mehr beschränkt auf
die Territorien der Bündnismitglieder,
sondern auf ein nur vage angedeutetes In-
t ressensgebiet ("Euro-Atlantic area"). Die
Suche nach einer Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungsidentität findet
nicht parallel oder alternativ zur NATO,
sondern innerhalb der NATO-
Gemeinschaft statt. Die explizite Einla-
dung an die osteuropäischen Staaten impli-
ziert, daß sich die NATO als der einzige
Sicherheitsgarant versteht, unter dessen
Dach die Sicherheit Europas einschließlich
Rußlands subsumiert und organisiert wer-
den könne.
Die Zusammenarbeit mit anderen Or-
ganisationen wird zwar erwähnt und die
komparativen Kostenvorteile gewürdigt.
                                         
49 Artikel 7 des NATO-Vertrags besagt: "This
Treaty does not affect, and shall not be interpreted
as affecting in any way the rights and obligations
under the Charter of the Parties which are members
of the United Nations, or the primary responsibility
of the Security Council for the maintenance of
international peace and security." Vgl. zur Bedeu-
tung dieses Verweises Rolf Clement (1999, S.3),
der auf die rechtliche Lücke für Verteidigungs-
bündnisse hinweist, die sich zwischen dem perma-
nenten Gewaltverbot und dem Zeitraum, in dem
sich der Sicherheitsrat nicht mit einer bestimmten
Angelegenheit befaßt, auftut.
50 NATO Press  Release NAC-S(99)64, 24.4.1999
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Den Bezug zur OSZE beispielsweise sieht
die NATO durch die konkrete Zusammen-
arbeit bei der Kosovo Verification Mission
im Herbst 1998 gegeben. Das Str tegie-
Papier bemerkt dazu:
"Co-operation and co-ordination be-
tween the Alliance and the Organisation
for Security and Co-operation in Europe
has expanded considerably in the light of
the support we have provided to the OSCE-
led Kosovo Verification Missions. We hope
to make use of these important bridges
between our two organisations to work
together in conflict prevention,
peacekeeping, crisis management and
post-conflict rehabilitation, in the spirit of
the OSCE's Common Concept for the De-
velopment of Co-operation between Mutu-
ally Reinforcing Institu ions."51
Unter dem Strich bleibt jedoch, daß
auch die OSZE dem sicherheitspolitischen
Primat der NATO untergeordnet wird.
Dasselbe gilt für das Verhältnis der NATO
zur G-8, zur EU/WEU, zur Kontaktgruppe
sowie natürlich zu den unzähligen offizi-
ellen und privaten Hilfsorganisatio en.
Außenminister Fischer relativiert die
weitreichenden neuen Einsatzmöglichkei-
ten der NATO, die im neuen Strategie-
Konzept stecken, mit der Bemerkung: "Wir
sind doch kein Weltpolizist"52. Aber kann
die NATO als Militärbündnis ihr Verspre-
chen, ein erfolgreicher Krisenmanager zu
sein, überhaupt erfüllen?
Gegen diese Sicht spricht das Argu-
ment, daß die NATO-Staaten über Jahr-
zehnte hinweg unfähig bzw. desinteressiert
                                         
51 ebd.
52 Interview-Auszug, in: die tageszeitung vom
19.7.1999
war, die gewaltsamen Konflikte, die auch
massivste Menschenrechtsverletzungen
beinhalteten, unter ihren eigenen Mitglie-
dern einzuhegen. So ist es auch nur konse-
quent, daß die Verletzung von Menschen-
rechten im Washingtoner Dokument als
mögliches Interventionskriterium nicht
aufgenommen wurde, obwohl sie gegen-
über der Öffentlichkeit als Interventions-
grund der NATO herhalten mußten.
Wegen der umfangreichen, aber doch
vagen Aufgabenbeschreibung im neuen
Strategie-Konzept ist es hilfreich, auf der
empirischen Ebene nachzuprüfen, wo und
wie dieses Interventionspotential konkret
zur Anwendung kommen könnte. Welche
Krisen sind so akut bzw. bedrohlich, daß
sich die NATO auch out of area dafür
wappnen müßte? Oder ist das neue Kon-
zept auch dazu gedacht, die Forderungen
nach höheren Verteidigungsausgaben zu
rechtfertigen?53
                                         
53 Dieter Lutz (1999: 51) weist darauf hin, daß die
NATO-Staaten vor allem mit sich selbst in einen
kostspieligen Rüstungswettlauf eingetreten sind.
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Tabelle 3 bietet einen Überblick über
die Krisen und Kriege im "euro-
atlantischen Raum", die 1998 stattgefun-
den haben.
Von den insgesamt fünfzig Krisen und
Konflikten sind neunzehn von der NATO,
der UN oder OSZE 1998 oder zu einem
früheren Zeitpunkt bearbeitet worden. Von
diesen neunzehn Konflikten hatten alle die
Gewaltschwelle deutlich überschritten.
Lediglich die OSZE-Aktivitäten zwischen
Ungarn und Rumänien betrafen einen
überwiegend gewaltfrei verlaufenen Ko-
flikt. Dreiundzwanzig Konflikte (mit Ru-
mänien/Ungarn) verliefen 1998 überwie-
gend gewaltfrei und davon wurde keiner
von den internationalen Organisationen
und Bündnissen betreut. Von diesen drei-
undzwanzig Konflikten wiederum haben
nur wenige ein hohes Eskalationspotential,
as gegenwärtig für die NATO-Staaten als
ein immanentes Sicherheitsrisiko einge-
stuft werden könnte, der Ägäis-Konflikt,
die Kurden-Konflikte im Irak und der Tür-
Tabelle 3: Politische Krisen und Kriege in Europa, Nordafrika und dem Vorderen Orient
19981  (* = NATO, UN oder OSZE Präsenz)
1. Afghanistan (Bürgerkrieg)*
2. Afghanistan/Iran neu
3. Ägypten (Islamisten gg. Regierung)
4. Albanien (Unruhen)*
5. Algerien (Islamisten gg. Regierung)
6. Armenien//Azerbaijan (Berg-Karabach)*
7. Bahrein (islamische Opposition)
8. Bahrein//Katar (Grenze)
9. Bosnien Herz. (Mosl.-Kro.
Föd.//bosn.Serben)*
10. Frankreich (Korsika)
11. Georgien (Abchasien) *
12. Georgien (Adscharien) *
13. Georgien (Südossetien) *
14. Griechenland//Türkei (Ägäis)
15. Irak (Kurden)*
16. Irak (Kurden//Kurden)
17. Irak (Schiiten)*
18. Irak-UN/USA (Rüstungsinspektionen)*
19. Iran (Opposition)
20. Iran//Irak (regionale Macht)
21. Iran//Vereinigt. Arab. Emirate (Grenze)
22. Israel//Libanon (Hisbollah)
23. Israel//Paläst. Autonomiebehörd
24. Israel//Syrien (Golan)
25. Jemen (interne Machtkämpfe)
26. Jemen//Saudi Arabien (Grenze)
27. Jugoslawien (Kosovo)*
28. Jugoslawien (serb. Sandschak)
29. Jugoslawien (Voijvodina)
30. Katar//Saudi Arabien (Grenze)
31. Kroatien (Kroaten/Krajina-Serben)
32. Kroatien//Serbien (Ostslawonien) *
33. Libyen//USA,UN*
34. Moldau (Transnistrien)*
35. Nordirland (Sezession)
36. Rußland (Tschetschenien, Dagestan, Ingu-
schien)
37. Rußland, Iran gg.USA (Kaspisches Erdöl)
38. Rußland//balt. Staaten (Minderheiten,
Grenze)
39. Saudi Arabien//Kuwait (Grenze)
40. Spanien (baskische Autonomie)
41. Spanien//Marokko (Ceuta, Melilla)
42. Spanien//UK (Gibraltar)
43. Sudan//Ägypten (Grenzverlauf)
44. Tadschikistan (regionalistische Oppositi-
on)*
45. Türkei//Kurden (PKK)
46. Türkei//Rußland (Meerengen-Passage)
47. Ungarn//Rumänien (Minderheiten)*
48. Ungarn//Slowakei (Minderheiten, Gabciko-
vo)*
49. West-Sahara (Referendum)*
50. Zypern (Teilung)*
1 Die Regionen in der Tabelle sollen in etwa den Raum abdecken, den die NATO mit "euro-atlantic area
bewußt vage gehalten hat. Argentiniens Präsident Menem hat sich jüngst für einen NATO-Beitritt seines
Landes ausgesprochen (in: Süddeutsche Zeitung vom 29.7.1999). Damit wäre der euro-atlantische Raum
u.U. bald auch um Mittel- und Südamerika zu erweitern.
Quelle: Konfliktbarometer 1998, Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung HIIK e.V.
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kei und der Zypern-Konflikt. In alle drei
Konflikte ist die Türkei involviert, was
eine NATO-Intervention von vorne herein
ausschließt.
Das Szenario, für das sich die NATO
rüstet, ist also entweder schon eingetreten
und wird durch Missionen vor Ort bear-
beitet oder es bezieht sich auf die vielen
Grenz- und Machtkonflikte im Vorderen
Orient, die sich durch eine Intervention
kaum entschärfen lassen. Wenn man die
Konfliktentwicklung der letzten zehn Jahre
noch mit in Betracht zieht, so läßt sich
ebenfalls kein erhöhtes Risiko für den "eu-
ro-atlantischen Raum" ausmachen. Im Ge-
genteil, die drei größten europäischen Da-
tenbanken zu Konflikten und Kriegen54
berichten von einem Rückgang der Kon-
flikte seit ihrem Höhepunkt 1992. Seit et-
wa 1995 hat sich die Zahl der gewaltsamen
Konflikte bei zwanzig bis dreißig pro Jahr
stabilisiert. Davon finden die Mehrzahl
weit außerhalb des NATO-Perimeters statt.
6 Völkerrechtliche Konsequenzen
Die NATO-Intervention hat das der UN-
Charta inhärente Spannungsverhältnis zwi-
schen Gewaltverbot, staatlicher Souverä-
nität und dem Interventionsrecht zum
Schutz von Völkermord und schwersten
Menschenrechtsverletzungen verändert.
Noch läßt sich aber nicht absehen, ob als
Gegenbewegung zur NATO-Intervention
die Souveränitätsschranke kurz- und mit-
telfristig wieder ansteigen wird oder ob sie
                                         
54 SIPRI (www.sipri.se), AKUF
(www.sozialwiss.uni-
hamburg.de/Ipw/Akuf/home.html) und HIIK
(www.konflikte.de/hiik)
dauerhaft unter das Niveau, das Art. 2 Abs.
7 der UN-Charta55 vorgibt, abgesenkt wur-
de.
Der allgemein geringe Protest der
Staatengemeinschaft gegen die NATO-
Intervention und ihre wackelige Nothilfe-
Interpretation des Interventionsrechts läßt
darauf schließen, daß sich autoritäre Staa-
ten zumindest im "euro-atlantischen
Raum" nicht mehr auf das Einmischungs-
verbot verlassen können. Andererseits sind
Rußland und China mit ihren eigenen in-
ternen Gewaltkonflikten und als Gegen-
spieler zu den USA im internationalen Sy-
stem nicht an einer weiteren Lockerung
des Interventionsrechts interessiert. Es ist
aus dieser Sicht wahrscheinlich, daß der
Sicherheitsrat als Entscheidungsort für
Interventionen in innerstaatliche Gewalt-
ko flikte sowohl von der NATO als auch
von anderen i terventionsfähigen Ländern
auch in absehbarer Zukunft gemieden wer-
den wird.
6.1 Die Geltungskraft des Gewalt-
monopols
Im Mittelpunkt der völkerrechtlichen De-
batten um die NATO-Intervention steht
das Gewaltmonopol beim Sicherheitsrat.
Der Begriff "Gewaltmonopol" wird in den
Internationalen Beziehungen häufig
gleichbedeutend und analog zum inner-
                                         
55 Art. 2 Abs. 7 der UN-Charta lautet: "Aus dieser
Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen
zum Eingreifen in Angelegenheiten, die ihrem
Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates
gehören, oder eine Verpflichtung der Mitglieder,
solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund
dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet wer-
den; die Anwendung von Zwangsmaßnahmen nach
Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht
berührt."
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staatlichen Begriff des Gewaltmonopols
verwendet. Diese Analogie ist jedoch nur
mit Einschränkungen gültig (vgl. Empell
1999: 74f und Kühne 1999b: 561).
Das innerstaatliche Gewaltmonopol
hat in freiheitlichen und rechtsstaatlichen
Gesellschaften seinen historisch errunge-
nen und verfassungsmäßig zugewiesenen
Platz beim Staat und wird dort vom Volk,
dem Souverän, respektiert. Die Exekutive
verfügt über die Instrumente um das Ge-
waltmonopol jederzeit und an jedem Ort
im Land durchzusetzen und ihm Geltung
zu verschaffen. Rechtsfreie Räume bzw.
gewaltbereite Bürger fordern den Staat in
seiner Existenzberechtigung heraus und
stellen bei einer längeren Duldung privater
Gewalt seine raison d'être in Frage.
Ganz anders auf der internationalen
Ebene: Das Gewaltmonopol beim UN-
Sicherheitsrat ist lediglich eine diesem
Gremium zugeschriebene Erwartung mit
normativem Charakter. Das Gewaltmono-
pol läßt sich rechtlich nur indirekt aus der
UN-Charta ableiten, der Begriff als solcher
wird in der Charta nicht verwendet. Das
Kriegsverbot in den Internationalen Bezi-
hungen (Art 2. Abs. 4) sowie die Auflage
individuelle bzw. kollektive Selbstvertei-
digung nur solange auszuüben bis der Si-
cherheitsrat tätig wird (Art. 51), legitimiert
und untermauert aber den Anspruch des
Sicherheitsrats, Träger des internationalen
Gewaltmonopols zu sein; diese Auffassung
steht auch im Einklang mit der ihm zuge-
wiesenen Hauptverantwortung für den
Weltfrieden und die internationale Sicher-
heit. Kühne u.a. sprechen daher ric tiger-
weise von einem "Autorisierungsmonopol"
(Kühne 1999b: 562).
Die Mitgliedsstaaten verweigern der
UN jedoch die militärischen Instrumente,
die es dem Sicherheitsrat ermöglichen
würde, an allen Orten und jederzeit den
geltenden Normen und Prinzipien des Völ-
kerrechts Geltung zu verschaffen und Ge-
walt in den zwischenstaatlichen Beziehun-
g n sowie Völkermord und schwerwiegen-
de und systematische Verstöße gegen die
Menschenrechte zu unterbinden oder zu
ahnden. Zwar sieht Art. 47 die Einrichtung
eines Generalstabsausschusses und die
Bereitstellung von Truppen beim Sicher-
heitsrat vor, doch hat bis heute und auf
absehbare Zeit kein Staat nationale Trup-
penteile dem Kommando des Sicherheits-
rats unterstellt.
Dies wäre auch eine abwegige Erwar-
tung: Der Sicherheitsrat wird von nur fünf
ständigen Mitgliedern kontrolliert, denen
über 180 andere Staaten ihre Truppen mit
einem Blankoscheck überlassen sollten?
Wenn überhaupt, so ist es nur nach einer
umfassenden Sicherheitsratsreform denk-
bar, daß ständige UN-Truppen aufgestellt
werden könnten. In einer solchen Reform
müßte zumindest das Vetorecht abge-
schafft und die Zahl der Sicherheitsrats-
mitglieder erhöht werden.
Ein geltendes Gewaltmonopol kann
j doch trotz der fehlenden Truppen für
eine bestimmte Situation "hergestellt"
werden, indem der Sicherheitsrat alle oder
inzelne Mitglieder oder regionale Bünd-
nisse explizit beauftragt, dem Sicherheits-
rat Truppen bereitzustellen und in einen
bestimmten Konflikt zu intervenieren (Art.
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43). Ob also dem normativ geltenden Ge-
waltmonopol auch faktische Geltung vor
Ort verschafft wird, hängt im Einzelfall
von der Konsensfähigkeit der fünf ständi-
gen Mitglieder ab.
Die NATO hat ihren Völkerrechts-
bruch mit dem Hinweis gerechtfertigt, daß
aufgrund des zu erwartenden russischen
Vetos in einer Nothilfe-Situation zugun-
sten der Vertriebenen gehandelt werden
mußte. Rußland war jedoch an der Entst-
hung aller "scharfen" Kapitel-VII-
Resolutionen 1998 noch beteiligt gewesen.
Ebenso saß Rußland im Februar und März
1999 in Rambouillet und in Paris mit am
Tisch und war als OSZE-Mitglied an der
Kosovo Verification Mission seit Herbst
1998 beteiligt. Rußland zu unterstellen, es
hätte die Autorisierung der Intervention
verhindert, lenkt daher vor allem vom Ver-
sagen der eigenen Diplomatie ab: Rußlands
nutzte sein Vetorecht natürlich auch gegen
eine militärische NATO-Intervention, aber
Rußland setzte sein Veto in erster Linie aus
innenpolitischen Gründen für Milosevic
ein. Es wäre eine Aufgabe der westlichen
Diplomatie gewesen, Rußland rechtzeitig,
also zwischen Herbst 1998 und März 1999,
davon zu überzeugen, daß es mit Milosevic
auf den Falschen setzt.
6.2 Der Sicherheitsrat als Akteur in
den Internationalen Beziehun-
gen?
Die jetzige völkerrechtliche Debatte muß
auch im Kontext der historischen Ent-
wicklung des Sicherheitsrats betrachtet
werden. Im Gründungsjahr der UN war es
selbstverständlich, daß die Siegermächte
die Hauptverantwortung für den Weltfrie-
den und die internationale Sicherheit, die
sie ja schon seit 1939 beziehungsweise seit
1941 übernommen hatten, weiterführten.
Während des Kalten Kriegs und so-
lange die Mehrheitsverhältnisse in der UN-
Vollversammlung für die Westmächte
sprachen, verfolgte die UdSSR ihre Veto-
politik (hauptsächlich bei der Wahl neuer
Generalsekretäre und zur Abwehr von
Protestresolutionen gegen sowjetische In-
terventionen). Seit Beginn der siebziger
Jahre, mit Mehrheitsverhältnissen zugun-
sten der Blockfreien und der kommunisti-
schen Staaten, verlegten sich die drei
westlichen ständigen Mitglieder, allen vor-
an die USA, auf die Vetoblockade des Si-
cherheitsrats (die USA verhinderten insbe-
sondere Resolutionsentwürfe, die die Poli-
tik Israels in den besetzten Palästinenser-
gebieten verurteilen sollten).
Mit anderen Worten, die Supermächte
haben während des Ost-West Konflikts die
sicherheitspolitische Verantwortung für die
von ihnen beanspruchten Interessenssphä-
ren weg vom UN-Sicherheitsrat in die ei-
gene Hand genommen. Weder die USA
noch die UdSSR oder die Volksrepublik
China hätten es zugelassen, daß ein lokaler
oder regionaler Konflikt über die Gewalt-
schwelle hinaus bis zu einem Punkt eska-
liert wäre, der die jeweilige Blockkohärenz
in Frage gestellt hätte. Insofern war der
Sicherheitsrat von seiner Hauptverant-
wortung für den Weltfrieden für diese Zeit
entlastet und war bestenfalls ein Neben-
schauplatz der Systemkonkurrenz.
Erst mit dem Ende des Ost-West Kon-
flikts bekam der Sicherheitsrat - fünfund-
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vierzig Jahre nach seiner Gründung - eine
realistische Chance, seine Hauptverant-
wortung für Weltfrieden und internationale
Sicherheit wahrzunehmen. Die zaghaften
Annäherungsversuche zwischen den USA
und der UdSSR begannen im Sicherheitsrat
schon ab 1987 mit den Initiativen zur Be-
endigung des ersten Golfkriegs und zur
Beilegung des Konfliktfeldes Angola-
Namibia-Südafrika. Die neue Kooperation
zwischen den Blöcken drückte sich auch in
einem veränderten Entschließungsverhal-
ten aus: Resolutionen wurden in Lobbyar-
beit konsensfähig oder erst gar nicht ein-
gebracht. In dieser kurzen Periode waren
die Supermächte quasi entlastet, da die
Hoffnungen auf eine weltweit gültige Frie-
densordnung durch kollektive Sicherheit
auf den Sicherheitsrat projiziert wurden.
Die nach den Somalia- und Bosnien-
Debakeln einsetzende Ernüchterung und
die Abkehr vom kooperativen Multilatera-
lismus der USA läßt sich u.a. an der dra-
stisch gefallenen Zahl neuer UN-
Missionen und der Weigerung der USA,
ihre beträchtlichen Schulden an die UN zu
bezahlen, ablesen. Auch sei an den Wider-
stand der USA gegen den selbstbewußten
ehemaligen UN-Generalsekretär Boutros-
Ghali erinnert, der die UN als einen von
den USA unabhängigeren und eigenständi-
geren Akteur in den internationalen Bezie-
hungen stärken wollte. Die militärische
Schlüsselrolle, die die USA als "driving
force" bei der Beendigung des Bosnien-
Kriegs, der Überwachung der Flugverbots-
zonen im Irak, bei der Reaktion auf islami-
stische Terroranschläge und bei der Been-
digung des Kosovo-Kriegs gespielt haben,
läßt ebenfalls darauf schließen, daß die alte
Skepsis der USA gegenüber der UN als
sicherheitspolitische Organisation wieder
Oberhand gewinnen konnte. Zwar mehren
sich die Warnungen in den USA durch
einen überzogenen Unilateralismus andere
Länder nicht vor den Kopf zu stoßen (Ri-
elly 1999), doch ist eine baldige Fortset-
zung des Multilateralismus der frühen
eunziger Jahre nicht zu erwarten (Hun-
t gton 1999: 549-550).
Die Rolle des Sicherheitsrats als ernst
zu nehmender Akteur in den internationa-
len Beziehungen wird also weiterhin ein
normatives Postulat bleiben, das nur im
Ausnahmefall auch durchgesetzt wird. Die
nachträgliche Absegnung der NATO-
Intervention durch die Resolution 1244
vom 10.6.1999 bestätigt diesen Trend. Der
Sicherheitsrat ist auch zehn Jahre nach
dem Ende des Ost-West Konflikts nicht zu
einem eigenständigen Akteur gereift, son-
dern im Zweifelsfall ein Instrument zur
Interessensicherung der ständigen Mitglie-
der geblieben.
6.3 Die sinkende Souveränitäts-
schranke
Eine dritte völkerrechtliche Thematik, die
sich am Kosovo-Konflikt wieder entzündet
hat, kreist um die Erweiterung des Inter-
ventionsrechts. Zwar ist die NATO-
Intervention ohne ausdrückliches UN-
Mandat erfolgt; auf der anderen Seite, so
wird argumentiert, hätte sich aber das In-
terventionsrecht fortentwickelt und die
Souveränitätsschranke könne nicht mehr
als Schutz vor der Verfolgung von syste-
matischen und schwerwiegenden Verlet-
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zungen der Menschenrechte in einem Land
mißbraucht werden. Mit anderen Worten,
das was dem "Wesen nach zu den inneren
Angelegenheiten eine Staates gehört"
(Art.2 Abs.7), ist letztlich Interpretations-
sache und unterliegt einem natürlichen
zeitlichen Wandel.
In diesem Zusammenhang ist es hilf-
reich, sich neben den völkerrechtlichen
Argumenten die nach 1945 erfolgten Inter-
ventionen ins Gedächtnis zu rufen, die u.a.
auch zur Beendigung systematischer und
schwerwiegender Verletzungen von Men-
schenrechten durchgeführt wurden. In Ta-
belle 4 sind zunächst die offiziellen NATO
und UN-Interventionen aufgeführt. In der
zweiten Spalte sind diejenigen Interventio-
nen aufgelistet, die von den Supermächten
eigenmächtig, d.h. ohne UN-Mandatierung
vorgenommen wurden. In der dritten
Spalte sind alle übrigen militärischen In-
terventionen aufgeführt, die von Nachbarn
der Gewaltstaaten durchgeführt wurden.
Es sind die wenigen Interventionen
durch Nachbarstaaten, die – auch wenn sie
eindeutig gegen geltendes Völkerrecht
verstoßen haben bzw. formal nicht huma-
nitär, sondern als Selbstverteidigung dekla-
riert wurden - tatsächlich schwerwiegende
Menschenrechtsverletzungen beenden oder
eindämmen konnten. Die Interventionen
der Supermächte hingegen dienten bisher
vorrangig dem eigenen Machterhalt bzw.
der Ausweitung der eigenen Einflußsphäre.
Die Fälle, in denen UN-Truppen frie-
denserzwingend nach Kap. VII interve-
nierten, beschränken sich bislang auf den
Irak, Bosnien und Somalia.
Militärische Interventionen zur Been-
digung schwerster Menschenrechtsverlet-
zungen sind in der historischen Betrach-
tung also auch nach 1945 – wenn auch
selten - geschehen. Das fehlende UN-
Mandat für eine Intervention zur Beendi-
gung eines Kriegs stellt dabei aus histori-
scher Perspektive keinen Präzedenzfall
dar. Die unmandatierten Interventionen
Vietnams und Tansanias wurden von der
internationalen Staatengemeinschaft und
der Weltöffentlichkeit angesichts der Ver-
brechen in Uganda und Kambodscha zu
je er Zeit billigend in Kauf genommen.
Die Intervention der westafrikanischen
Staaten in den Bürgerkrieg in Liberia er-
folgte nachdem deutlich wurde, daß eine
Intervention unter UN-Mandat nicht erfol-
gen würde. Wäre eine regionale Macht zur
Beendigung der Völkermorde in Ruanda
oder Burundi ohne UN-Mandat einmar-
schiert (die Entsendung von UN-Truppen
Tabelle 4: Bedeutende militärische Intervention seit 1945
NATO-
Interventionen
UN-
Interventionen
Militärische Interventionen
der Supermächte
Intervention von
Nachbarstaten
Bosnien 1995
Kosovo 1999
Korea 1950
[Kongo 1960]
Irak 1990
Somalia 1992
Haiti 1994
UdSSR
DDR1953
Ungarn 1956
CSSR 1968
Afghanistan
1979
USA
Kuba 1961
Grenada 1983
Panama 1989
China
Vietnam
1979
Vietnamà Kambo-
dscha 1979
TansaniaàUganda
1979
ECOMOG à Liberia
1994
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scheiterte im Sicherheitsrat an den USA),
wäre sicherlich mit einer wohlwollenden
Auslegung der UN-Charta zu rechnen ge-
wesen. Die Staatengemeinschaft und die
Weltöffentlichkeit erkennen den Unter-
schied zwischen humanitären Interventio-
nen und offensiver Interessendurchsetzung
deutlicher als es den Groß- und Super-
mächten zuweilen lieb ist.
Der eigentliche Präzedenzfall der
NATO-Intervention besteht vor diesem
Hintergrund darin, daß die Intervention
aufgrund der politisch durchaus möglichen,
aber faktisch unterlassenen Einbindung
Rußlands vorsätzlich am Sicherheitsrat
vorbei durchgeführt wurde und, daß die
gewählten Interventionsinstrumente zu
keinem Zeitpunkt im Verhältnis zu den
Interventionszielen und den zu erwarten-
den "Kollateralschäden" standen, bzw.
konkret: der Fehlschluß der NATO, daß
Luftangriffe auf zivile Ziele in Serbien
Mord und Vertreibung im Kosovo stoppen
würden.
Das Völkerrecht hat über die Jahrhun-
derte seine positive Geltungs- und Ord-
nungskraft daraus geschöpft, daß das Prin-
zipien der Verhältnismäßigkeit gewahrt
blieb. Unabhängig von der Frage, ob die
Interventionsschwelle im Namen der Men-
schenrechte in Zukunft weiter sinken wird
oder ob der Verstoß der  NATO gegen die
UN-Charta das Souveränitätsprinzip vor-
übergehend wieder stärken wird, muß auch
in einem auf Menschenrechten basierenden
Völkerrecht der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt bleiben.
Die Chance, die NATO-Intervention
im Namen der Menschenrechte glaubwür-
dig zu legitimieren hat sich nicht mit der
nachträglichen Mandatierung durch den
Sicherheitsrat erschöpft; vielmehr liegt sie
nun in der erfolgreichen Umsetzung der
Ziele im Balkan-Stabilitätspakt, also in der
nachhaltigen Befriedung, Stabilisierung
d Demokratisierung Südosteuropas.56
Schlußfolgerungen
Die Diskussion um die völkerrechtlichen
und politischen Konsequenzen aus der In-
tervention muß gerade jetzt – nach der
letzten heißen Kriegsphase und vor der
nächsten Eskalation - fortgesetzt und in-
tensiviert werden, denn die Frage, ob die
Intervention als kollektives Politikversagen
oder als solidarischer Bündniserfolg inter-
pretiert wird, wird maßgeblichen Einfluß
auf die zukünftige sicherheitspolitische
Architektur Europas bekommen.
In diesem Zusammenhang möchte ich
abschließend auf einige Aspekte hinwei-
sen, die bei der gegenwärtigen Suche nach
einer "greifbaren" europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungsidentität wichtig
erscheinen.
Glaubwürdigkeit
Die NATO-Staaten haben durch die - ge-
messen an ihren ursprünglichen Zielen -
fehlgeschlagene Intervention, die nur mit
                                         
56 Der Balkanstabilitätspakt kommt als präventive
Maßnahme zur Stabilisierung einer fragilen Region
offensichtlich zehn bis zwanzig Jahre zu spät. Er
zeigt jedoch im Sinne der Herausbildung von glo-
bal governance-Strukturen und langfristig ausge-
richteter Entwicklungspolitik in die richtige Rich-
tung: Es ist die Inklusion und Entwicklung von
Peripherien und nicht ihre Ausgrenzung durch
Abschottung, die den Zentren, in diesem Fall West-
europa, nachhaltige Sicherheit bieten.
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Glück und durch intensive Bemühungen
um Rußlands Einlenken nicht in einen in-
ternationalen Krieg eskaliert ist, weltweit
an Glaubwürdigkeit verloren (vgl. Ladwig
1999: 29).
Im Ergebnis war die westliche Staa-
tengemeinschaft, wie oben gezeigt, nicht
imstande, die Menschenrechtsverletzungen
im Kosovo mit militärischen Mitteln zu
beenden. Nicht nur in den Beziehungen zu
Rußland und China wurde im Verlauf der
Intervention viel diplomatisches Geschirr
zerschlagen. Neunzehn NATO-Staaten, die
zusammen das mächtigste Militärbündnis
der Weltgeschichte bilden,  haben den über
160 anderen Ländern der Welt vor Augen
geführt, daß sie (weiterhin) nicht fähig
sind, Krisen und Konflikte im und um das
eigene Haus rechtzeitig mit friedlichen und
präventiven Maßnahmen, aber genau so
wenig mit militärischen  Mitteln erfolg-
reich zu bewältigen. Die Duldung der Ge-
walt in Algerien und in der Türkei ver-
schlimmern in dieser Hinsicht den Ein-
druck, den Europa und die USA der Welt
in dieser Hinsicht gegenwärtig bieten.
Die Strategie, auch diese Intervention
ausschließlich mit Bomben und Raketen
aus der Luft zu führen, hat darüber hinaus
gezeigt, daß die NATO-Staaten nach dem
Ende des Ost-West-Konflikts nicht bereit
sind, für einen lokal begrenzten Einsatz
Opfer unter ihren eigenen Soldaten für die
Durchsetzung der propagierten Menschen-
rechte hinzunehmen. Einige Interventionen
insbesondere in Ruanda und in Burundi
haben in den vergangenen zehn Jahren aus
Angst vor eigenen Verlusten oder lang
anhaltenden Verwicklungen nicht stattge-
funden und werden wohl auch in Zukunft
ausbleiben. Unabhängig von den konkreten
Umständen, die ebenso gegen eine Inter-
vention in einer Krise sprechen können
und unabhängig vom "Primat der Präventi-
on", zeigt sich auch hier eine wachsende
Diskrepanz zwischen dem Anspruch der
westlichen Staaten universelle Werte und
Rechte vertreten zu wollen und der man-
gelnden Bereitschaft, diese im konkreten
Fall mit angemessenen Mitteln auch umz-
setzen.
Realistische Bestandsaufnahme
Wenn Europa ls Zivilmacht weiterhin
inen Vorbildcharakter und eine Leucht-
turm-Funktion ausüben will und weiterhin
die Universalität der Menschenrechte und
die Notwendigkeit ihrer Durchsetzung
weltweit propagiert, dann muß es zunächst
sein wiederholtes Politikversagen auf dem
Balkan anerkennen und darf den Waffe-
stillstand in Bosnien und im Kosovo nicht
als Ergebnisse erfolgreicher Friedenspoli-
tik präsentieren. Zehn Jahre nach der Zei-
tenwende stolpert Europa immer noch von
einer absehbaren Krise in die nächste ohne
entscheidende Fortschritte beim Aufbau
einer europäischen Sicherheitsarchitektur
zu machen.
Während die europäischen Regierun-
gen den USA für ihre Führungsstärke und
ihr Engagement zur Beendigung des Bos-
nienkriegs überwiegend dankbar waren,
treten sie seit der Kosovo-Intervention
selbstbewußter und fordernder auf. Der
gegenwärtige Konsens in Europa, eine
eigene Sicherheits- und Verteidigungsi-
dentität zu finden, sollte nicht durch den
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Ausbau der WEU in eine "kleine NATO"
verpuffen, sondern zum Aufbau einer kol-
lektiven europäischen Sicherheitsstruktur
genutzt werden.
Argumente für ein regionales Interventi-
onsregime
Ein UN-Interventionsregime auf globaler
Ebene ist auf absehbare Zeit nicht zu ver-
wirklichen. Für diese Einschätzung spre-
chen mehrere Gründe: Die NATO-
Intervention hat das nach dem Ende des
Ost-West-Konflikts andauernde Mißtrauen
unter den drei ständigen Ratsmitgliedern
nochmals gesteigert; und es kann heute in
seiner Intensität und Emotionalität durch-
aus mit dem strukturellen Mißtrauen wäh-
rend des Ost-West Konflikts verglichen
werden. Die drei Groß- und Supermächte
verfolgen weiterhin einen unilateralen
Kurs in den internationalen Beziehungen
und zeigen vor allem aus innenpolitischen
Gründen wenig Interesse sich auf ein mul-
tilaterales Interventionsregime einzulassen.
Wenn Krisenmanagement auf der glo-
balen UN-Ebene im Ernstfall also unbere-
chenbar bleibt, müßte verstärkt auf der
jeweiligen regionalen Ebene gehandelt
werden. Dabei gibt es jedoch mehrere
Aspekte zu beachten (vgl. Empell 1999:
77): Um der Gefahr einer völkerrechtswid-
rigen Selbstmandatierung - wie im Koso-
vo-Konflikt durch die NATO geschehen -
vorzubeugen, müßten die Interventions-
kriterien möglichst genau ausformuliert
und hierarchisiert werden (vgl. Senghaas
1992). Außerdem müßte das Verhältnis des
regionalen Interventionsregimes zur UNO
eindeutig geklärt sein. Ein regionales In-
terventionsregime dürfte nur dann zum
Einsatz kommen, wenn der Sicherheitsrat
offenkundig nicht beschlußfähig oder nicht
beschlußwillig ist. Die Funktion der regio-
nalen Organisation wäre es, in diesem
Moment den rechtsfreien Raum der UN-
Charta zu schließen, der sich zwischen
dem universellen Gewaltverbot einerseits
und dem konkreten Handlungsgebot bei
Völkermord und schwerwiegenden Völ-
kerrechtsverletzungen andererseits ergibt.
Präferenzen für ein europäisches Inter-
ventionsregime im OSZE-Rahmen
Die NATO würde den Anforderungen an
ein europäisches Interventionsregime
kaum genügen. Sie ist ein rein militäri-
sches Verteidigungsbündnis, das bar jegli-
cher präventiver und ziviler Kompetenzen
ausschließlich zur Abwehr äußere Bedro-
hungen konzipiert ist und auch nur als ul-
tima ratio, als letztes Mittel der Politik
aktiviert werden darf. Die Bündnislogik
setzt unabhängig vom jeweiligen strategi-
schen Konzept voraus, daß Konflikte zw-
schen und in den Mitgliedsländern nicht
zur Sprache kommen werden, geschweige
denn im Bündnisrahmen bearbeitet werden
(vgl. Brock 1999).
Gegen die NATO als ein zukünftiges
europäisches Interventionsregime spricht
außerdem die dominante Rolle der USA im
Bündnis. Bei den gegenwärtigen Un-
gleichgewichtigkeiten im Rüstungs-, Logi-
stik- und Aufklärungsbereich und den ge-
genläufigen Tendenzen in den jeweiligen
Verteidigungshaushalten wird auch eine
rein europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungsidentität im Rahmen der WEU zu-
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mindest vom Plazet der USA abhängig
bleiben (vgl. Mutz 1999: 82).
Unter den sicherheitspolitischen Orga-
nisationen in Europa bliebe daher vor al-
lem die OSZE, die sich sowohl von ihrem
Gründungsgedanken als auch durch ihre
Entwicklung hin zu einer ausdifferenzier-
ten und institutionalisierten Sicherheitsg-
meinschaft und als Hort eines zukünftigen
Interventionsregimes anbietet. Sie allein
erfüllt in Europa die Funktionen einer auf
kollektiven Sicherheit beruhenden und
nach innen gerichteten Sicherheitsgemein-
schaft, die durch ihre Vielfalt an zivilen
und präventiven Instrumenten und Orga-
nen gerade in den krisenanfälligen Transi-
tionsländern Ost- und Südosteuropas auf
der gesellschaftlichen, politischen, admini-
strativen und diplomatischen Ebene glei-
chermaßen wirken kann. Gegenüber der
NATO hat die OSZE außerdem den Vor-
teil, daß sie nicht unbedingt konsensual
entscheiden muß und Rußland als ein
Schlüssel für die regionale Stabilität Ost-
und Südosteuropas sowie des Nahen
Ostens und Zentralasiens bereits voll inte-
griert ist.
Die gegenwärtige Fixierung auf eine
militärische Identität Europas sollte
schleunigst beendet werden. Die verstärkte
Militarisierung europäischer Sicherheits-
und Außenpolitik wäre angesichts der De-
bakel in Bosnien und im Kosovo kaum die
richtige Lehre aus der NATO-Intervention.
Statt dessen sollte der Blick (wieder) ver-
stärkt auf die nach wie vor ungenutzten
Chancen und Vorteile eines regionalen
kollektiven Sicherheitssystems und eines
effektiven Interventionsregimes im Rah-
men der OSZE gerichtet werden.
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Tobias Debiel
Deutsche Außenpolitik jenseits der
Kontinuität
Nachfragen und Lehren zum Kosovo-
Jugoslawien-Krieg
Es gab wohl selten einen Krieg, bei dem
derart schnell der Streit um die Lehren, die
zu ziehen seien, entbrannt ist. Dies ist nicht
verwunderlich. Stellt der Kosovo-
Jugoslawien-Krieg doch eine historische
Zäsur dar. Zunächst einmal für Europa und
die Atlantische Allianz: Denn das erste
Mal in ihrer Geschichte führte die NATO
als Bündnis einen Krieg - und erklärte offi-
ziell den Schutz der Menschenrechte zum
Ziel. Auch für die internationale Sicher-
heitsordnung ist der Krieg ein Einschnitt,
der durchaus mit der Bedeutung des Ko-
rea-Krieges (1950-53) und des 2. Golfkrie-
ges (1991) vergleichbar sein könnte. Wäh-
rend jedoch in diesen beiden Fällen US-
geführte Allianzen einen Krieg "im Auf-
trag" der Vereinten Nationen führten, hat
die NATO sich im Falle des Kosovo-
Jugoslawien-Krieges selbst das Recht zur
Kriegführung erteilt und damit ihr Verhält-
nis zur UNO neu bestimmt.
Für Deutschland ist die Zäsur wohl
besonders einschneidend. Denn zum ersten
Mal nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges nahmen deutsche Soldaten direkt an
einem Kampfeinsatz gegen einen anderen
Staat teil - noch dazu gegenüber einem
Land, das im Zweiten Weltkrieg von der
deutschen Wehrmacht besetzt worden war.
Dies wäre noch bis vor kurzem angesichts
des außenpolitischen Selbstverständnisses
der Bundesrepublik als geradezu undenk-
bar betrachtet worden. Vor diesem Hinter-
grund ist die Rede von einer Kontinuität
bundesdeutscher Außenpolitik eine Mi-
schung aus "frommen Wünschen" und tak-
tischer Verschleierung. "Egal, ob man für
oder gegen diesen Krieg und die deutsche
Beteiligung daran ist", meinte Gunther
Hellmann (1999: 838) treffend: historische
Einordnungen "verdeutlichen, daß diese
Republik, allen Kontinuitätsbeschwörun-
gen zum Trotz, außenpolitisch eine andere
geworden ist". Die Frage, wie der Krieg
rück- und vorausblickend interpretiert
w rden soll, ist also gar nicht von der
Hand zu weisen.
1 Vorbehalte gegenüber vor-
schnellen Lehren
Dennoch - oder gerade deshalb - sind aber
Vorbehalte gegenüber vorschnellen Lehren
angebracht, und zwar aus dreierlei Grün-
den:
Zum einen ist der Konflikt noch nicht
bewältigt, wie das nach wie vor gewalthal-
tige Klima im Kosovo - diesmal unter
Umkehrung der Täter-Opfer-
Konstellationen - deutlich vor Augen führt.
Eine rückblickende Analyse ist aber auch
deshalb mit Einschränkungen zu versehen,
weil der genaue Ablauf vieler Entschei-
dungsprozesse noch ungeklärt ist. Zudem
bleiben die Opfer und Kosten des Krieges
im ungewissen1. Vor diesem Hintergrund
                                         
1 Eine erste Auswertung unterschiedlichster Anga-
ben zu den Opfern des Kosovo-Jugoslawien-
Krieges hat Kristian Zitzlaff (1999) vorgenommen.
Auf der Grundlage dieser Informationen schätzt er
in einer ersten Annäherung, daß durch die NATO-
Bombardements mindestens 4.550 Menschen getö-
tet wurden, wobei sich die zivilen Opfer in Serbien
und im Kosovo auf mindestens 550, die Zahl der
getöteten Soldaten auf mindestens 4.000 belaufen
würde. Die jugoslawische Armee und serbische
Spezialeinheiten haben nach den von Zitzlaff aus-
gewerteten Angaben  vermutlich 10.000 Kosovo-
Albaner ermordet. Von einer ähnlichen Größenord-
nung sprach am 2. August 1999 der UN-
Administrator für das Kosovo, Bernard Kouchner.
Er erklärte vor Journalisten, daß etwa 11.000 Koso-
vo-Albaner Opfer von Massakern geworden seien.
Er hatte sich dabei auf Informationen bezogen, die
dem UN-Tribunal in Den Haag vorliegen sollen.
Einen Tag später mußte Kouchner seine Angabe
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ist es wichtig, präzise Nachfragen zu stel-
len und eingehend zu diskutieren, ehe vor-
schnell über Lehren gestritten wird.
Zweitens werden Lehren auch stets
mit politischen Absichten verkündet. Es
geht um nicht weniger als die Deutungsho-
heit im öffentlichen und wissenschaftli-
chen Diskurs. Die inflationäre Verbreitung
erstaunlich wechselhafter Lehren stellt
gewissermaßen die Fortführung der
Kriegsdebatte mit anderen Mitteln dar.
Vorsicht ist also angebracht - selbstver-
ständlich auch bei den nachfolgenden
Überlegungen.
Drittens gibt es die mehrfach erwiese-
ne Gefahr, daß mehr oder weniger durch-
dachte Lehren ungeprüft auf neue und oft-
mals anders gelagerte Konflikte übertragen
werden. Dieser Fehler ist beim gescheiter-
ten Somalia-Einsatz besonders offenkun-
dig. In seiner Folge waren die westlichen
Staaten nicht bereit, eine moralisch ange-
zeigte, völkerrechtlich legitimierte und
militärisch vermutlich machbare Interven-
tion gegen den Völkermord in Ruanda
durchzuführen. Als problematisch haben
sich auch die Lehren erwiesen, die aus dem
Bosnien-Krieg für das Kosovo gezogen
wurden. So hatte sich bei politischen Ent-
scheidungsträgern die Meinung festgesetzt,
es seien vorrangig die begrenzten Luf-
schläge gegen Serbien gewesen, die Ende
1995 das Abkommen von Dayton möglich
gemacht hätten. Diese - in sich bereits
mangelhafte - Einschätzung wurde offen-
kundig auf den Kosovo-Konflikt übertra-
gen. Auch der verengte und allzu schlag-
wortartige Bezug auf die Massaker von
Srebrenica war und ist hochproblematisch.
Er dient vor allem zur Legitimation militä-
rischer Gewalt. Ob es "schmutzige Ab-
                                                      
allerdings zurückziehen. Das Haager Tribunal be-
tonte, daß es noch nicht über gesicherte Zahlen zur
Gesamtzahl der Opfer verfüge. Siehe hierzu Frank-
furter Rundschau vom 4. August 1998, S. 2.
sprachen" hinter den Kulissen der Macht-
politik gab, die Srebrenica erst möglich
machten und die eventuell hätten verhin-
dert werden können, wurde ebenso wenig
thematisiert wie die Frage, ob der Westen
durch seine Aufklärungssysteme frühzeiti-
ge und umfangreiche Informationen über
Vorbereitung und Durchführung des Mor-
dens hatte2.
2 Eine kurze Einschätzung des
Kosovo-Jugoslawien-Krieges
Nach diesen Vorbemerkungen nun zurück
zur unmittelbaren Fragestellung. Ansichten
und Einschätzungen des Kosovo-
Jugoslawien-Krieges sind in Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und Medienöffentlichkeit
offenkundig heterogen. Zugleich ist jedoch
im Bereich der Friedens- und Konfliktfor-
schung mittlerweile eine Mehrheitsmei-
nung erkennbar. Diese Meinung schlägt
sich nicht zuletzt im jüngst vorgestellten
"Friedensgutachten 1999" von drei wichti-
gen Friedensforschungsinstituten in
Deutschland nieder (Schoch et al. 1999)3.
Diese Einschätzung läßt sich in vier Punk-
ten zusammenfassen. Die ersten drei
Punkte gehen mit der Regierungspolitik
hart ins Gericht, der vierte Punkt ist hinge-
gen schmeichelhaft:
1. Der Kriegsbeginn stellt ein Versagen
der Krisendiplomatie dar, die als mi-
litärisch verengt, hektisch und kurz-
sichtig bewertet wird.
                                         
2 Ein aufrüttelnder Bericht über die Tragödie von
Srebrenica findet sich bei David Rohde (1997).
3 Siehe vor allem die Stellungnahme "Zur gegen-
wärtigen Situation: Aktuelle Entwicklungen und
Empfehlungen" (S. 1-24). Das Friedensgutachten
wird herausgegeben von der Hessischen Stiftung
Friedens- und Konfliktforschung (HSFK), dem
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspoli-
tik an der Universität Hamburg (IFSH) und der
Forschungsstätte der Evangelischen Studienge-
meinschaft (FEST) in Heidelberg.
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2. Die Selbstermächtigung der NATO
wird als völkerrechtswidrig abge-
lehnt.
3. Die ursprünglichen Zielsetzungen
der Angriffe auf Jugoslawien wurden
nach Ansicht der Friedensfor-
schungsinstitute verfehlt, die welt-
politischen Folgen werden negativ
eingeschätzt.
4. Das Bemühen der Bundesregierung
und insbesondere des Auswärtigen
Amtes, den Krieg über die Einbezie-
hung Rußlands und der Vereinten
Nationen zu beenden, findet ausge-
sprochene Anerkennung.
Ich teile diese Grundeinschätzungen.
Sie lassen sich im Detail begründen und
natürlich auch kontrovers diskutieren4. Mi
scheint es zur Zeit aber wichtiger, konkrete
Nachfragen zu formulieren und mögliche
Lehren für die aktuellen Herausforderun-
gen deutscher Außen- und Sicherheitspoli-
tik zur Debatte zu stellen.
3 Nachfragen zu einem noch nicht
bewältigten Konflikt
Die Nachfragen richten sich vorrangig an
Regierung, Administration und Parlament,
sind aber auch als Aufforderung an die
Wissenschaft und eine kritische Öffent-
lichkeit gedacht, den Krieg jenseits einer
mitunter unangenehm schrillen Empö-
rungsrhetorik in seiner Eskalationsdynamik
sowie in seinen Auswirkungen für die Re-
gion und für die internationale Politik zu
verstehen. Die Nachfragen sind selektiv.
Sie beanspruchen nicht, den gesamten
Verlauf und sämtliche Dimensionen des
Konflikts zu erfassen5. Vielmehr möchte
                                         
4 Drei Wochen nach Kriegsbeginn habe ich eine
ähnlich gelagerte Analyse verfaßt (Debiel 1999);
vgl. auch Harald Müller 1999.
5 Damit müssen wichtige Faktoren in der Kon-
fliktgenese außen vor bleiben. Hierzu zählt zwei-
felsohne die Aufhebung der Autonomie des Kosovo
ich die Aufmerksamkeit auf bislang unzu-
reichend belichtete Fragen lenken, die in
einer kritischen Evaluation nicht fehlen
dürfen6.
Fünf Aspekte hebe ich hervor:
- Krisenmanagement und Präventions-
versuche zwischen dem Dayton-
Abkommen vom Novem-
ber/Dezember 1995 und der Hol-
brooke-Milosevic-Vereinbarung vom
Oktober 1998,
- die Entscheidungen vom Oktober
1998 (Holbrooke-Milosevic-
Vereinbarung, Errichtung der Koso-
                                                      
im Jahre 1989, die i  Selbstbestimmungschancen
der Kosovaren im jugoslawischen Staatsverband
grundsätzlich in Frage stellte. Zum Kontext des
Konfliktes zählt aber beispielsweise auch die Ver-
treibung von etwa 200.000 Serben aus der Krajina,
die im Jahre 1995 mit amerikanischer Unterstüt-
zung und unter weitgehendem Schweigen der west-
lichen Öffentlichkeit erfolgte. Milosevic siedelte
daraufhin einen Teil der vertriebenen Serben im
nördlichen Kosovo an, was die dort ohnehin best-
henden Spannungen weiter verschärfte. Der Westen
hatte keine konstruktiven Politikangebote gegen-
über Serbien: Weder bemühte er sich konsequent
um eine Rückkehr der Vertriebenen in die Krajina,
noch stellte er Hilfen zur Bewältigung des Flücht-
lingsproblems in Aussicht.
6 Mittlerweile gibt es in der wissenschaftlichen
Publizistik einige sehr lesenswerte Textsammlun-
gen zum Kosovo-Jugoslawien-Krieg, die eine
wichtige Grundlage für eine fundierte Analyse und
Einschätzung bilden können. Präzise und informa-
tive Hintergrundanalysen und Debattenbeiträge
legte Thomas Schmid (1999) bereits Ende April
1999 vor. Sehr kritische Beiträge zum Krieg enthält
der Band von Klaus Bittermann und Thomas
Deichmann (1999). Hier finden sich zahlreiche
Detailinformationen, Sichtweisen und (zum Teil
polemische, aber stets bemerkenswerte) Wertungen,
die bislang vom öffentlichen und wissenschaftli-
chen Mainstream vernachlässigt oder übergangen
wurden und das von der offiziellen Politik produ-
zierte Kriegsbild hinterfragen. Eine vorzügliche
Sammlung kontroverser Positionen, die namhafte
Intellektuelle während des Krieges im Feuilleton
der "Frankurter Allgemeinen Zeitung" veröffent-
lichten, hat Frank Schirrmacher (1999) herausge-
bracht. Schließlich hat die Zeitschrift "ant milita-
rismus information" (ami 7/99) im Juli ein The-
menheft zum Krieg vorgelegt, das ein thematisch
breites Spektrum gut recherchierter Beiträge ent-
hält.
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vo Verification Mission, Activation
Order der NATO),
- die Rambouillet-Paris-
Verhandlungen vom Februar/März
1999,
- die Haltung, die die Bundesregierung
gegenüber der kosovo-albanischen
Rebellenorganisation UCK (Ushtria
Clirimtare e Kosoves),
- die Art der Kriegführung, vor allem:
die Zielplanung der NATO.
1. Meine erste Nachfrage bezieht sich
auf Krisendiplomatie und Gewaltprä-
vention zwischen dem Dayton-Abkommen
vom November/Dezember 1995 und der
Milosevic-Holbrooke-Vereinbarung vom
12. Oktober 19987. Zunächst eine Vorbe-
merkung: Diplomaten weisen überzeugend
und zurecht darauf hin, daß der Hand-
lungsspielraum und die Einflußmöglich-
keiten internationaler Vermittlung nicht
überschätzt werden sollten. Ko trafakti-
sche Analysen dürfen folglich nicht zu der
Annahme verleiten, die Wahrnehmung
"verpaßter Chancen" hätte automatisch zu
einem anderen Lauf der Dinge geführt.
Dennoch: Es scheint mir - spätestens wenn
sich die Wogen der Auseinandersetzung
über den Kosovo-Jugoslawien-Krieg ge-
glättet haben - notwendig, Entscheidungs-
abläufe zu rekonstruieren, ihre Begrün-
dungsmuster zu hinterfragen, Alterna-
tivoptionen durchzubuchstabieren. Um es
konkret zu machen, möchte ich drei mögli-
che Interventionspunkte für eine anders
gelagerte Krisendiplomatie benennen:
- Während der Verhandlungen von
Dayton war die Kosovo-Frage aufgrund
des Widerstandes von Milosevic ausge-
klammert worden. Zugleich mußte jedem
klar sein, daß hier der Beginn und das
grausame Finale der Jugoslawien-Kriege
liegen konnte. Was wurde getan, um den
                                         
7 Vgl. zu dieser Phase beispielsweise Meyer 1999a,
Troebst 1998.
Konstruktionsfehler des Dayton-
Abkommens zu beheben? Wie wurde der
Konflikt seitens des Auswärtigen Amtes
und anderer europäischer Außenministeri-
en konkret beobachtet? War es tatsächlich
so - wie viele Beobachter feststellen -, daß
der gewaltfreie Kurs Rugovas zu der Ein-
schätzung verleitete, das Gewaltpotential
sei nur gering? Falls ja: Was muß sich in
den außenpolitischen Entscheidungsabläu-
fen ändern, damit zivil orientierte Politiker
vor Ort internationale Aufmerksamkeit
finden und nicht gegenüber gewaltbereiten
Kräften an Boden verlieren?
- Eine entscheidende Phase für eine
massive diplomatische Intervention war
die Zeit von September 1997 bis Februar
1998. Die UCK war mittlerweile in der
Lage, systematisch gegen serbische "Si-
cherheitskräfte" vorzugehen. Jugoslawien
zog seinerseits ca. 20.000 Soldaten und
Sonderpolizisten zusammen. Die Kontakt-
g uppe reagierte verhalten - nicht zuletzt
aufgrund russischer Vorbehalte. Am 28.
Februar 1998 setzte dann die "erste Krieg-
unde" ein. Am 31. März 1998 beschloß
der UN-Sicherheitsrat mit Resolution 1160
ein Waffenembargo über die Bundesrepu-
blik Jugoslawien8. Die Fragen: War man
sich ab September 1997 über die Dramatik
der Situation im klaren? Gab es in dieser
Phase einen ausgearbeiteten Friedensplan?
Wurde eine detaillierte Analyse der russi-
schen Position erstellt? Wurden konkrete
Überlegungen ausgearbeitet, wie man
Rußland durch massive Anreize von seiner
Rolle als Sachwalter serbischer Interessen
hätte abbringen können? Welchen Einfluß
hatten alternative Modelle der Konfliktre-
gelung, die von Wissenschaft und Politik-
beratung entwickelt wurden und auf eine
                                         
8 Resolution 1160 des UN-Sicherheitsrates vom 31.
März 1998 ist dokumentiert in: Blätter für deutsche
und internationale Politik, Bonn, 43. Jg. (1998) H.
12, S. 1509-1511.
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Interimsverwaltung9 bzw. den stufenwei-
sen Aufbau von Vertrauensbildung, Dialog
und Verhandlungen setzten10? Auf wel-
chen Ebenen und wie intensiv sind sie im
Auswärtigen Amt erörtert worden? Inwie-
weit wurde auf der Ebene der Kontakt-
gruppe mit Alternativszenarien gearbeitet?
- Zwischen Mitte Juli und Mitte Au-
gust 1998 führte die serbische Armee eine
Großoffensive gegen die UCK durch. Sie
forderte etwa 1.500 Tote und 200.000
Vertriebene, von denen 50.000 in Wäldern
und Bergen lebten. Am 23. September
1998 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat
mit Zustimmung Rußlands und bei Ent-
haltung Chinas Resolution 119911. Diese
verlangte einen umgehenden Waffenstill-
stand, den sofortigen Rückzug von jugo-
slawischen und serbischen Einheiten, die
zur Unterdrückung der Zivilbevölkerung
eingesetzt wurden, freien Zugang für hu-
manitäre Organisationen und die Zusam-
                                         
9 Hier sind v.a. Vorschläge zu nennen, die neun
Wissenschaftler im Rahmen eines Projektes über
Minderheitenkonflikte in Mittel- und Osteuropa
entwickelt haben (Altmann et al. 1999). Das Projekt
wurde gemeinsam von der Bertelsmann Wissen-
schaftsstiftung (Gütersloh) und der Forschungs-
gruppe Europa am Centrum für Angewandte Poli-
tikforschung (München) durchgeführt. Das Konzept
sieht als Kernpunkte eine Interimsverwaltung und
eine Trilaterale Vermittlungskommission (TVK)
vor. Die Urfassung stammt vom Dezember 1997.
Sie wurde im Jahre 1998 nach Diskussion mit Ver-
tretern der Konfliktparteien und der internationalen
Vermittler mehrfach überarbeitet und für eine inter-
nationale Konferenz in Athen am 22. Januar 1999
aktualisiert.
10 Im Rahmen des Conflict Prevention Network
(CPN 1997) wurde ein maßgeblich von Marie-
Janine Calic formulierter D ei-Stufen-Plan ausgear-
beitet. Er sah zunächst ver rauensbildende Maß-
nahmen und humanitäre Hilfe vor, um den akuten
Spannungszustand zu beenden. Zweitens sollten
Dialogforen über verschiedenste Fragen des gesell-
schaftlichen und politischen Zusammenlebens ge-
schaffen werden, um in einer dritten Phase über den
politischen Status der Provinz zu verhandeln.
11 UN-Sicherheitsresolution 1199 vom 23. Septem-
ber 1998 ist dokumentiert in: Blätter für deutsche
und internationale Politik, Bonn, 43. Jg. (Dezember
1998) H. 12, S. 1511-1514.
menarbeit mit dem UN-
Jugoslawientribunal in Den Haag. Am
Folgetag, dem 24. September 1998, erließ
die NATO eine Aktivierungswarnung.
Diese Aktivierungswarnung war in zwei-
erlei Hinsicht eine geradezu zentrale und
möglicherweise fatale Weichenstellung:
Zum einen wurde Moskau spätestens an
di sem Punkt bedeutet, daß die NATO
auch ohne russische Einbindung und Zu-
stimmung agieren würde. Zweitens ver-
e gte sich die Diplomatie auf eine militä-
risch abgestützte Drohpolitik. Meine Fra-
gen: Gab es Pläne, wie die Zielsetzungen
von Resolution 1199 zusammen mit Ruß-
land hätten umgesetzt werden können?
Wurde in den europäischen Außenministe-
rien die von verschiedenen Seiten venti-
l rte Idee eines UN-Protektorats ernsthaft
eprüft? Andreas Zumach, UN-
Korrespondent der tageszeitung (taz), hat
wiederholt darauf hingewiesen, wie ein
derartiges Modell hätte aussehen können.
So hatte Alexander Vershbow, US-
Botschafter bei der NATO in Brüssel, am
7. August einen detaillierten Plan vorge-
legt, der aber in Washington nicht weiter
verfolgt wurde12. Er sah vor, daß die USA
und Rußland ein Mandat des UN-
Sicherheitsrates für ein internationales
Protektorat anstreben würden. Ein derart-
ges Protektorat hätte auch für die serbische
S ite Garantien und Anreize beinhalten
müssen. Und man hätte Rußland zweifels-
ohne massiv dazu drängen müssen. Aber
warum eigentlich nicht?
2. Am 8. Oktober 1998 erteilten die
Kontaktgruppe und der Amtierende OSZE-
Vorsitzende dem US-Sondervermittler
Richard Holbrooke den Auftrag, der serbi-
schen Seite die Forderungen der Resoluti-
on 1199 sowie die Forderung nach Rück-
                                         
12 Vgl. Andreas Zumach, Bomben wären unnötig
gewesen, in: die tageszeitung (taz) vom 1. Juni
1999, S. 6.
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kehr aller Flüchtlinge und der Aufnahme
eines serbisch-albanischen Dialogs zu
überbringen. Am 12. Oktober 1998 kam
es zu der Vereinbarung zwischen Milo-
sevic und Holbrooke, die durch die unbe-
waffnete Kosovo Verification Mission
(KVM) der OSZE abgesichert werden
sollte13. Kurz darauf stimmten die Außen-
minister der Kontaktgruppe auf dem Lon-
doner Flughafen Heathrow der unbewaff-
neten OSZE-Mission zu. Eine mögliche
Evakuierung wurde durch die Entsendung
der Extraction Force (XFOR) nach Maze-
donien vorbereitet. Gunter Hofmann
(1999: 18) gibt in einem vielbeachteten
ZEIT-Dossier an, daß ein Anruf aus W-
shington auf die deutsche Zustimmung zu
einem möglichen Kosovo-Einsatz ohne
UN-Mandat gedrängt habe. Innerhalb von
fünfzehn Minuten hätten Schröder und
Fischer entscheiden müssen - wobei die
Frage erlaubt sein muß, ob sich eine ver-
antwortungsvolle Führung in einer Demo-
kratie derart überrumpeln lassen darf. Kurz
darauf wandelte die NATO ihre Aktivie-
rungswarnung in eine Aktivierungsanord-
nung um. Am 16. Oktober stimmte der
Bundestag dieser Aktivierungsanordnung
zu14.
Damit wurde das UN-
Gewaltlegitimationsmonopol endgültig
unterlaufen; der Affront gegenüber Ruß-
land war offenkundig. Der nachfolgende
Ablauf der Ereignisse erscheint ochpro-
                                         
13 Das Abkommen über die Kosovo-
Verifizierungsmission zwischen der OSZE und der
Bundesrepublik Jugoslawien vom 16. Oktober 1998
ist dokumentiert in: Blätter für deutsche und inter-
nationale Politik, Bonn, 43. Jg. (1998) H. 12, S.
1516-1518.
14 Deutsche Beteiligung an den von der NATO
geplanten begrenzten und in Phasen durchzufüh-
renden Luftoperationen zur Abwendung einer hu-
manitären Katastrophe im Kosovo-Konflikt. Be-
schluß des Bundestages vom 16. Oktober 1998,
dokumentiert in: Blätter für deutsche und interna-
tionale Politik, Bonn, 43. Jg. (1998) H. 12, S. 1507-
1509.
blematisch. Man errichtet eine OSZE-
Mission, deren Scheitern geradezu mit
einkalkuliert ist. Denn eine rein zivile Mis-
sion konnte die Maßgaben des Abkom-
mens nicht angemessen überprüfen. Vor
allem konnte sie nicht das Eindringen von
UCK-Kräften in das durch den serbischen
Abzug entstehende Vakuum verhindern.
Notwendig wäre - wie von Italien vorge-
schlagen - eine OSZE-Militärmission oder
aber ein UNO-Blauhelmeinsatz gewesen.
Diese Überforderung der OSZE ist auch
mittelfristig problematisch. Unüberlegte
und hochgradig mißerfolgsgefährdete Mis-
sionen gefährden das Prestige der Organi-
sation und ihr wichtiges Instrumentarium
der Krisenstabilisierung. Die Folgen
könnten ähnlich sein wie bei den häufig
u bedachten Blauhelmeinsätzen der 90er
Jahre, die zu einer großen Zurückhaltung
g genüber dem UN Peace-keeping beige-
tragen haben. Deshalb meine Frage: Wie
hatte man sich vor der Holbrooke-Mission
von europäischer Seite auf die Frage der
zivilen und militärischen Absicherung ei-
ner Vereinbarung vorbereitet? Wie verlief
die Abstimmung in der Kontaktgruppe?
Oder überließen die Europäer mehr oder
weniger konzeptlos das konkrete Kon-
fliktmanagement der US-Diplomatie?
3. Die Umsetzung der Vereinbarung
vom 12. Oktober 1998 erwies sich als äu-
ßerst unzulänglich. Die UCK brach wie-
derholt den Waffenstillstand, serbische
"Sicherheitskräfte" begingen immer bruta-
lere Massaker. Jegliche Hoffnung auf eine
Stabilisierung der Lage war zunichte, als
die OSZE am 15. Januar 1999 in Racak ein
Massaker an 45 Kosovo-Albanern ent-
deckte15, für das offenkundig die serbische
Seite verantwortlich war. Die Kontakt-
                                         
15 Eine sehr skeptische Position zur offiziellen Be-
wertung des Racak-Massakers nimmt Diana Joh -
ston (1999) ein, die zudem harsche Kritik an der
Kosovo Verification Mission der OSZE und ihrem
Leiter, William Walker, übt.
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gruppe forderte am 29. Januar ultimativ die
Konfliktparteien zu Friedensverhandlun-
gen auf, die in zwei Runden zwischen dem
6. Februar und dem 19. März 1999 in Pa-
ris und Rambouillet stattfanden16. Der
politische Teil des Vertragsentwurfs sah
einen sofortigen Waffenstillstand vor.
Nach einer dreijährigen Übergangsphase,
in der dem Kosovo umfangreiche Autono-
mie innerhalb der Bundesrepublik Jugo-
slawien eingeräumt wurde, sollte ein Refe-
rendum über den politischen Status statt-
finden. Weitere Elemente waren Schutz-
rechte für die serbische Minderheit sowie
freie Wahlen unter OSZE-Aufsicht. Ohne
Einbeziehung Rußlands legten die westli-
chen Mitglieder der Kontaktgruppe in der
zweiten Verhandlungswoche einen Plan
vor, demzufolge eine 30.000 Mann starke
multinationale Friedenstruppe unter
NATO-Führung das Abkommen militä-
risch implementieren und eine weitgehen-
de Entmilitarisierung beider Seiten über-
wachen sollte.
Die Eskalation der Situation wie auch
die Unnachgiebigkeit von Milosevic hatten
es verständlicherweise nahegelegt, M dia-
tion mit einem gewissen machtpolitischen
Druckpotential zu betreiben. Doch enthielt
das Verhandlungsdesign offenkundig gro-
be Fehler, die diplomatische Möglichkeiten
verbaut haben könnten. Das mögliche po-
litische Ergebnis wurde quasi als Diktat
präsentiert. Die Frage, welchen künftigen
Status das Kosovo haben würde, blieb
letztlich unklar: Die Option eines Referen-
                                         
16 Vgl. zu den Rambouillet-Verhandlungen die
Einschätzungen von: Zumach 1999, Hofmann
1999, Reljic 1999, Meyer 1999b, Øberg 1999. Das
Vorläufige Abkommen für Frieden und Selbstver-
waltung im Kosovo, Rambouillet, 23. Februar
1999, ist auszugsweise in deutscher Sprache doku-
mentiert in: Blätter für deutsche und internationale
Politik, Bonn, 44. Jg. (Mai 1999) H. 5, S. 611-630.
Die englische Originalfassung des Rambouillet-
Abkommens ist im Internet abrufbar unter
http://www.balkanaction.org.
ums nach Ablauf von drei Jahren wurde
zugunsten eines nur vage definierten Ent-
scheidungsverfahrens ("Instrumentari-
ums") abgemildert; die Möglichkeit, dem
Kosovo verbindlich den Status einer Re-
publik zu geben, wurde offenkundig - nicht
zuletzt aufgrund einer diplomatischen In-
t rvention Montenegros - nicht verhandelt.
Vor allem aber hätte der militärische Part
wohl auch von einer moderateren Führung
in Belgrad nicht akzeptiert werden können.
Diese Einschätzung wird durch den Inhalt
der Artikel 6, 8 und 10 aus dem militäri-
schen Annex B im Entwurf des Ram-
bouillet-Abkommens erhärtet, der einer
NATO-Truppe über das Kosovo hinaus
Bewegungsfreiheit in der gesamten Bun-
desrepublik Jugoslawien mit geradezu un-
b schränkten Rechten eingeräumt hätte.
Warum hatte man nicht von vornherein
andere Implementierungsoptionen (UN-
Truppe nach dem UNTAES-Modell in
Slawonien, Beschränkung der Bewegungs-
freiheit auf das Kosovo) unterbreitet, die
eine Diskussionsverweigerung und Ableh-
nung durch Belgrad weitaus schwerer ge-
macht hätten?
Vor allem aber wurde in Rambouillet
nicht berücksichtigt, daß die Um- und
Durchsetzung nur zusammen mit Rußland
möglich gewesen wäre. Die Entwürfe für
die Vertragstexte wurden offenkundig vor-
nehmlich von einem US-Team ausgear-
beitet. Es gibt verschiedene Thesen, hierzu
habe es keine ernstzunehmende Alternative
gegeben. Richtiger könnte sein, daß aus
bündnispolitischen Rücksichtnahmen an-
dere Optionen nicht offensiv vertreten
wurden. Wie dem auch sei, angesichts der
Ergebnisse von Rambouillet wird man den
Verhandlungsansatz eingehend überprüfen
müssen, will man nicht einer Kapitulation
der Politik das Wort reden. Auch wenn
Zusagen von Milosevic mit gutem Grund
nur wenig Vertrauen erwecken können, so
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hätte doch eine andere Form der Absiche-
rung unter starker Einbindung und Beteili-
gung Rußlands zumindest eine Eskalation
erschwert und "Zeit gekauft". Mir er-
scheint nach wie vor klä ungsbedürftig, ob
dieser Ansatz hinreichend verfolgt wurde.
4. Meine vierte Nachfrage bezieht
sich auf die Haltung, die die deutsche R-
gierung und andere europäische Staaten
gegenüber der kosovo-albanischen Re-
bellenorganisation UCK eingenommen
haben und heute einnehmen. Die Stärkung
der UCK - sei es durch Waffen aus Alba-
nien, sei es durch Geldsammlungen in
Westeuropa und insbesondere Deutschland
- hat neben der serbischen Repressionspo-
litik zweifelsohne zur Demontierung von
Rugova beigetragen und zur Zuspitzung
der Lage beigetragen. Schließlich waren
Ausrichtung und Aktionen der UCK ein
konfliktverschärfendes Element17. Unklar
bleibt, warum diese Entwicklung vom We-
sten hingenommen wurde. Ging man still-
schweigend von einem legitimen Selbst-
verteidigungsrecht der Kosovo-Albaner
aus und hielt insofern auch die zwangsläu-
fige Radikalisierung des politischen Kli-
mas für unausweichlich? Oder sah man
keine Möglichkeiten der Einflußnahme?
Die Frage ist erstaunlicherweise nicht ein-
gehend diskutiert worden.
Zugleich bleibt unklar, welches politi-
sche Konzept die Europäer gegenüber der
UCK hatten. Für die USA läßt sich das Auf
und Ab in der Haltung gegenüber der Re-
bellenorganisation hingegen grob nach-
vollziehen: Bis zum Sommer 1998 wurde
die UCK als Terrororganisation mißachtet.
                                         
17 Vgl. zur Entstehung und Struktur der UCK u.a.:
Reuter 1999, Rüb 1999. Aufschlußreiche Hinter-
grundinformationen über Finanzierung, Waffenbe-
schaffung und Geheimdienstkontakte (insbesondere
zu CIA und BND) der UCK finden sich bei
Schmidt-Eenboom 1999a, 1999b. Einen spanne-
den Einblick in das Selbstverständnis der UCK gibt
Hedges 1999.
Seit Sommer 1998 wurde die UCK dann
sukzessive zur Befreiungsbewegung auf-
gewertet - nicht zuletzt durch den ostenta-
tiven Besuch von Richard Holbrooke in
Junik, dem UCK-Hauptquartier, am 24.
Juni 1998. Dabei wurde mit mäßigem Er-
folg auch versucht, auf die UCK Einfluß
zu nehmen. Der Höhepunkt der Aufwer-
u g bestand darin, daß die kosovo-
albanische Delegation in Rambouillet von
amerikanischen Anwälten, pensionierten
US-Generälen und Diplomaten beraten
wurde und Hashim Thaqi die Verhand-
lungsführung der kosovo-albanischen De-
legation übernahm - eine Demütigung für
Ibrahim Rugova.
Interessant zu wissen wäre, ob und ab
wann die UCK seitens des CIA Ausbil-
dungshilfe, logistische Unterstützung und
Waffen erhalten hat. Spätestens seit Ende
März 1999 ist wohl von engen Verbindun-
gen auszugehen. Auch wäre Hinweisen
nachzugehen, daß Geheimdienste der
NATO-Staaten in verdeckten Aktionen die
UCK als Boden- und Erkundungstruppen
nutzten.
Um keine Unklarheit aufkommen zu
lassen: Die UCK ist ein r stzunehmender
Faktor in dem Konflikt, der angemessen
berücksichtigt werden muß. Doch es be-
steht wenig Veranlassung, mit ihr "ge-
meinsame Sache" zu machen. Daß das
Verhältnis der deutschen Regierung zur
UCK in der politischen, öffentlichen und
wissenschaftlichen Diskussion fast voll-
ständig ausgeblendet wurde, ist ein grobes
Versäumnis. Denn diese Frage berührt
einen Kernpunkt ernstgemeinter Krisen-
prävention. Rein machtpolitische Stabili-
tätspolitik sucht und wechselt Verbündete
mehr oder minder nach Belieben. Sie
gründet sich allein auf die ständig im Fluß
befindliche Einschätzung, wer gerade Sta-
bilitätsgarant ist oder zu einer erwünschten
Destabilisierung des Gegners beiträgt. Die
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US-Unterstützung für die Taliban-Milizen
in Afghanistan ist ein Beispiel par excel-
lence. Konstruktive Konfliktbearbeitung
reflektiert hingegen, ob sie demokratisch-
pluralistische oder radikal-nationalistische
Kräfte stärkt18.
5. Meine letzte Nachfrage bezieht sich
auf die Art der Kriegführung. Ein
"Nachspiel" muß meines Erachtens die
skandalöse Zielplanung der NATO haben.
Die Bombardierung von Automobil-, Dü-
gemittel- und Zigarettenfabriken, die be-
wußte Zerstörung der zivilen Infrastruktur
(Brücken, Straßen, Stromversorgung), die
Auslösung erheblicher ökologischer Schä-
den (siehe Krusewitz 1999) haben dem
Anspruch hohngesprochen, es werde kein
Krieg gegen die serbische Zivilbevölke-
rung geführt. Es gibt Schätzungen, daß
etwa die Hälfte der über 30.000 Luftangrif-
fe primär zivile Ziele hatte19. Es stellt sich
die Frage, ob diese Form der Bombardie-
rung mit Zusatzprotokol I von 1977 zu den
Genfer Konventionen von 1949 vereinbar
ist. Besonders kritikwürdig ist die Bom-
bardierung des amtlichen serbischen Fern-
sehens und Rundfunks (RTS) in Belgrad.
Sicher: RTS war ein Teil der jugoslawi-
schen Propagandamaschinerie. Aber: Im
Unterschied beispielsweise zu Radio
Télévision Libre des Mille Collines
(RTLM) in Ruanda wurde hier kein hetze-
rischer Rassismus gegen Minderheiten
geschürt. Und: RTS war eine wichtige in-
ternationale Quelle für Bilder zu den mas-
siven Zerstörungen in Serbien und Monte-
negro.
                                         
18 Diese Frage stellt sich nach Kriegsende übrigens
auch für den von der UN-Verwaltung eingerichte-
ten "Übergangsrat für das Kosovo". Seine Zusam-
mensetzung ist zweifelsohne ein politisches Signal.
Von daher ist das hohe Gewicht, das nach Ansicht
vieler Beobachter die UCK erhalten hat, nicht un-
problematisch.
19 Vgl. Bernhard Pötter, Mehr zivile als militärische
Zerstörung in Jugoslawien, in: die tageszeitung
(taz) vom 5./6. Juni 1999, S. 5.
Die Hinnahme einer derartigen Kri g-
führungsstrategie bedeutet einen erhebli-
chen Glaubwürdigkeitsverlust für die deut-
sche Politik. Der von Außenminister
Joschka Fischer öffentlich bekundete Ge-
sprächsbedarf über die Zielplanungen be-
zog sich allein auf die Beschädigung der
Schweizer Botschaft in Belgrad und blieb
offenkundig folgenlos. Nachdenklich muß
zudem stimmen, daß die katholische wie
die evangelische Amtskirche sich in
Deutschland in dieser Frage nicht lauter zu
Wort meldeten. Denn sie unterlagen ja - im
Unterschied zur Regierung - keiner
"Bündnisraison". Eine mögliche Rechtfer-
tigung des Kriegsgrundes hätte also kei-
neswegs bedeuten müssen, implizit auch
die angewendeten Mittel und Kriegfüh-
rungsstrategien gutzuheißen oder zu tol-
rieren. Der Vatikan, der Weltkirchenrat
und engagierte Laienorganisationen haben
ihre moralische Autorität in diesem Krieg
weitaus überzeugender in die Waagschale
geworfen20. Auch blieben viele deutsche
Völkerrechtler erstaunlich wortkarg oder
argumentativ konturenlos bei der Frage, ob
die Bombardierung von Chemiefabriken,
Raffinerien, Stromversorgungslinien,
Kraftwerken und Wasserversorgungsein-
richtungen gegen das humanitäre Völke-
recht verstieß.
Das bei den NATO-Pressekonferenzen
verwendete Motto "another good day" war
im übrigen ein unentschuldbarer Zynis-
mus. Die Bombardierung der chinesischen
Botschaft in Belgrad ist immer noch alles
andere als befriedigend geklärt. Ebenso
wenig wurden - auch seitens der Bundes-
                                         
20 Vgl. z.B. Jutta Wagemann/Bernhard Pötter, Du
sollst nicht töten - außer manchmal. Die deutschen
Krichen unterstützen die Nato-Angriffe. Weltkir-
chenrat und Vatikan lehnen den Krieg ab. Papst
will vermitteln, in: die tageszeitung (taz), Ostern
1999, S. 3; siehe zur Haltung der orthodoxen Kir-
chen auch: Die orthodoxen Kirchen und der Koso-
vo-Krieg. Keine einheitliche Front gegen den We-
sten, in: Neue Zürcher Zeitung vom 25. Mai 1999.
TOBIAS DEBIEL56
regierung - aussagekräftige Antworten
gegeben, wer grundsätzlich für die Zie-
lauswahl verantwortlich zeichnete21. Hat
zumindest der Verteidigungsplanungsaus-
schuß der NATO diese Ziele diskutiert und
genehmigt? Die deutsche Politik ist gehal-
ten, hinsichtlich der Entscheidungsverfah-
ren und institutionellen Zuständigkeiten
des Nordatlantischen Bündnisses Klarheit
zu schaffen und Konsequenzen herbeizu-
führen. Wird die Frage innerhalb der
NATO auf die Agenda gesetzt? Werden in
Deutschland Parlament und Medien ihrer
Kontrollfunktion gerecht, indem sie hier
nachhaken? Oder geht diese zentrale Frage
in den "Nachkriegswirren" bzw. in der
abrupten Rückkehr zu innenpolitischen
Prioritäten unter?
4 Mögliche Lehren und veränderte
Herausforderungen für die deut-
sche Außenpolitik
Ich möchte nun zu den möglichen Lehren
und veränderten Herausforderungen kom-
men, die sich meines Erachtens für die
deutsche Außenpolitik ergeben22. Sie be-
ziehen sich auf fünf Aspekte:
- die Notwendigkeit, ja den Zwang zu
Kooperation und Konsenssuche mit
Rußland;
- die aktuelle Diskussion um eine
"Fortentwicklung" von Völkerrecht
und UN-Charta;
- die neue NATO-Strategie;
                                         
21 Vgl. u.a. Bettina Gaus, Das Verteidigungsmini-
sterium weiß nicht, was es weiß, in: die tageszei-
tung (taz) vom 1. Juni 1999, S. 4.
22 Dabei schließe ich mich der Bemerkung von
Lothar Brock (1999: 1) über den Sinn derartiger
Lehren an: "Wie man den Kosovo-Krieg liest, ist
nicht nur eine Frage der Vergangenheitsbewälti-
gung, sondern mehr noch eine Frage der Zukunfts-
gestaltung. Von dem, was sich als Lehre aus dem
Krieg durchsetzt, hängt viel für zukünftige Verhal-
tensweisen ab."
- die politische Neuordnung des Ko-
sovo;
- schließlich das Selbstverständnis
deutscher Außenpolitik.
1. Die erste Lehre kann meines Er-
chtens bereits heute als gut erhärtet gel-
ten: Wünscht man im "euro-atlantischen
Raum" eine konstruktive Bewältigung von
Konflikten und scheut - mit guten Gründen
- unkontrollierbare Eskalationsdynamiken
und Zerrüttungen, so ist eine wirklich
partnerschaftliche Kooperation mit
Rußland unabdingbar. Im Kosovo-
Konflikt wurde erst mit dem sog. Fischer-
Plan vom 14. April 1999 konsequent ver-
sucht, Rußland beim Krisenmanagement
eine tragende Rolle zu geben23. U d der
Erfolg kam auch fast postwendend. Bei
einer flexibleren Haltung der Amerikaner
wäre solch eine gemeinsame Anstrengung
möglicherweise deutlich früher zu errei-
chen gewesen. Die NATO hat sich aber
spätestens seit September 1998 als hoch-
mütig erwiesen. Rudolf Augstein sprach in
einem Kommentar des SPIEGEL zurecht
von der "Arroganz der Macht". Symboli-
siert wurde diese Überheblichkeit das erste
Mal, als einen Tag nach Verabschiedung
der Sicherheitsratsresolution 1199 die
NATO ihre Aktivierungswarnung erließ
und damit deutlich machte, daß sie im
Zweifelsfall auch unilateral handeln wür-
de. Daß Rußland derartigen Drohungen
sein Plazet verweigerte, hat natürlich mit
nationalen Interessen zu tun. Aber es gab
auch berechtigte und im nachhinein bestä-
tigte Vorbehalte gegenüber der Rationalität
der westlichen Verhandlungs- und Droh-
strategie.
                                         
23 Der deutsche Kosovo-Friedensplan vom 14.
April 1999 ist dokumentiert in: Blätter für deutsche
und internationale Politik, Bonn, 44. Jg. (Mai 1999)
H. 5, S. 638-639. Vgl. zu Entwicklung und Motiven
der russischen Kosovo-Diplomatie Heidrun Müller
1999.
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Der Kosovo-Jugoslawien-Krieg ist im
übrigen ein "klassischer Fall", bei dem
weder eine veränderte Zusammensetzung
des UN-Sicherheitsrats noch eine Verlage-
rung von Entscheidungskompetenzen auf
die regionale Ebene der OSZE die ent-
scheidenden Rahmenbedingungen diplo-
matischen Handelns geändert hätte. Ruß-
lands nationale Interessen waren tangiert -
vermutlich weniger aufgrund slawischer
Bruderschaftsgefühle als wegen der Sorge,
selbst verstärkt zum Ziel westlichen Domi-
nanzverhaltens werden zu können. Der
durch die UN-Charta vorgegebene Zwang
zur Kooperation ist unter diesen Umstän-
den sowohl aus regionaler als auch aus
globaler Sicht hilfreich und notwendig. Die
UN-Charta will genau vermeiden, daß ein-
zelne Staatengruppen sich zu selbster-
nannten Polizisten erheben und die inter-
nationale Ordnung in Frage stellen.
Vor diesem Hintergrund sollte alle
Energie in die schwierige Konsenssuche
mit Rußland gesetzt werden. Hier benöti-
gen wir eine Art neuer Ostpolitik, wie sie
Egon Bahr in den 70er Jahren unter ande-
ren Vorzeichen und in einer anderen histo-
rischen Situation meisterhaft praktiziert
hat. Dies ist mühsam und aufwendig. Aber
der Aufwand ist in Friedenszeiten ungleich
geringer und vor allem billiger als in
Kriegszeiten. Setzt die westliche Politik
auf eine partnerschaftliche und umsichtige
Einbindung Rußlands, so dürfte es nach
meiner Einschätzung im Laufe der näch-
sten Dekade möglich sein, ko sensuale
Lösungen bei der Suche nach Konfliktre-
gelungen im euro-atlantischen Raum und
im Kaukasus zu finden.
2. Der UN-Sicherheitsrat ist in diesem
Konflikt vorschnell als handlungsunfähig
dargestellt worden. Dabei wurde die Ver-
antwortung einseitig der russischen Seite
zugeschoben. Kaum aber wurde zur
Kenntnis genommen, daß die USA nicht
willens waren, das Krisenmanagement
konsequent im UN-Rahmen zu betreiben.
Die multilateralen Handlungsmöglichkei-
ten sind zudem bei kluger Diplomatie so
gering nicht, wie sich ja bei der letztendli-
chen Konfliktregelung erwies. Natürlich
wären eine veränderte Zusammensetzung
des UN-Sicherheitsrates sowie eine Modi-
fizierung des Veto-Rechts wünschenswert
(vgl. ausführlicher Debiel/Thomas 1997).
Doch zugleich ist offenkundig, daß gerade
eine Einschränkung des Veto-Privilegs auf
den erbitterten Widerstand der ständigen
Mitglieder und nicht zuletzt der USA stößt.
Von daher gibt es nur den Weg einer stu-
fenweisen Reform und Transformation von
Entscheidungsverfahren.
Im Kontext der Kosovo-Krise wurden
diverse Vorschläge unter dem Etikett
"Fortentwicklung des Völkerrechts"
entwickelt. Mit unterschiedlichen Akzent-
setzungen und Begründungen zielen diese
Argumentationsketten darauf ab, bei feh-
lender Einigkeit im Sicherheitsrat die Ent-
scheidungskompetenz über Krieg und
Frieden zu Regionalorganisationen oder
gar Militärbündnissen zu verlagern bzw.
humanitäre Interventionen ohne UN-
Mandat im Sinne eines kollektiven Rechts
der Nothilfe unter restriktiven Bedingun-
gen zu legitimieren24. Eine andere Denk-
richtung argumentiert bereits offensiver,
daß "the new interventionists hould not be
daunted by fears of destroying some lofty,
imagined temple of law enshrined in the
U.N. Charter's anti-interventionist
proscriptions" (Glennon 1999: 7). All die-
sen Begründungen ist gemeinsam, daß sie -
implizit oder explizit - das Spannungsver-
hältnis zwischen Gerechtigkeit von Lega-
                                         
24  Siehe z.B. Kühne 1999a, Thürer 1999, Ipsen
1999, Delbrück 1999. Norman Paech (1999: 15)
spricht demgegenüber bei seiner Einschätzung der
NATO-Militärintervention von einem "eindeutig
völkerrechtswidrigen Krieg".
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lität25 einseitig zugunsten spezifischer Ge-
rechtigkeitsinterpretationen auflösen. Wor-
auf sich deren (durchaus selektiver) Gel-
tungsanspruch genau gründet, wird dabei
zumeist nur unzureichend reflektiert. Die
seit Resolution 688 erfolgte inhaltliche
Weiterentwicklung des Völkerrechts, die
im Falle von Massenmord und Vertreibung
Zwangsmaßnahmen ermöglicht hat, wird
von den in der UN-Charta klar geregelten
Entscheidungsverfahren abgetrennt - gera-
de so, als seien Rechtsprozeduren nicht
geschaffen worden, um die Anarchie von
Selbsthilfemaßnahmen einzudämmen. Die
Betonung von Verfahrensregeln ist übri-
gens kein legalistischer Reduktionismus,
sondern berücksichtigt, daß auch Gerec-
tigkeitsvorstellungen einer Kontrolle un-
terworfen werden müssen. Ein weiteres
Argument tritt hinzu: Eigenmächtiges
Handeln von Staatengruppen, die eine
übergeordnete normative Definitionsmacht
beanspruchen, ruft internationale Wider-
stände her. Dies verbaut politische Lösun-
gen eher, als daß es sie erleichtert. Ist man
an einem effektiven und umsichtigen Kri-
senmanagement interessiert, so sollte man
stattdessen die Kunst der Diplomatie ener-
gisch nutzen, um den bestehenden völker-
rechtlichen Rahmen, der längst eine vom
Sicherheitsrat autorisierte Einmischung in
innere Angelegenheiten ermöglicht, ent-
sprechend auszuschöpfen. Und ein Veto
der VR China läßt sich mit einigem Ge-
schick in allen Angelegenheiten vermei-
den, die nicht auf ihre unmittelbare Interes-
sensphäre in Asien zielen.
Die oftmals einseitige Konzentration
der öffentlichen und wissenschaftlichen
Debatte auf Fragen von Moral und Völker-
recht hat die nüchterne Analyse des Krie-
                                         
25 Ausführlichere Analysen zum Spannungsverhält-
nis von Moral bzw. Gerechtigkeit auf der einen und
Recht bzw. Legalität auf der anderen Seite finden
sich bei Preuß (1999) und Ladwig (1999).
ges, der natürlich auch historische, sozio-
ökonomische, macht- und geopolitische
Dimensionen hat, eher behindert als beför-
d rt. Zudem gab es mitunter einen zentra-
len Fehlschluß: Als humanitäre Interventi-
on läßt sich der Kosovo-Jugoslawien-Krieg
schlichtweg nicht bezeichnen. Eine ernst-
gemeinte humanitäre Intervention, die den
Opfern wirklich zu Hilfe geeilt wäre, hätte
mit Bodentruppen erfolgen und eigene
Verluste in Kauf nehmen müssen. Dazu
waren die westlichen Staaten nicht bereit.
Ohne UN-Mandat und eine Einbindung
Rußlands wäre diese Option zudem völker-
echtswidrig, hochgradig eskalationshaltig
und deshalb geradezu unverantwortlich
gewesen. Hinzu kommt, daß Möglichkei-
ten der direkten Hilfsleistung für die im
Kosovo verbliebene Bevölkerung - etwa
durch den Abwurf von Hilfsgütern - nicht
g nutzt wurden (vgl. hierzu Lock 1999).
Eine befriedigende Begründung steht noch
aus und ist angesichts der immer wieder
erklärten humanitären Ziele der NATO-
Operation überfällig. Ebenso ist nach wie
vor unbeantwortet, aber mit amerikani-
schen Aufklärungssystemen vermutlich
längst geklärt, wohin die plötzlich ver-
schwundenen Flüchtlinge an der mazedo-
nischen Grenze gelangt sind. Dieses Ereig-
nis hatte in der ersten Kriegshälfte die Öf-
fentlichkeit erschüttert, später war es kein
Anlaß mehr für eine nachforschende B-
richterstattung. Vor diesem Hintergrund
lenkt die immer wiederkehrende Diskussi-
on um humanitäre Interventionen in gera-
dezu realitätsfremder Weise von tatsächli-
chen Motivationslagen, Interessen und
Handlungsstrategien ab. Dies gilt meines
Erachtens auch für die von Jürgen Haber-
mas (1999) zur Diskussion gestellte Inter-
pretation, beim Kosovo-Jugoslawien-Krieg
habe es sich quasi um einen Vorgriff auf
ein "Weltbürgerrecht" handeln können. Die
tatsächlich verfolgte Strategie entsprach
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eher dem Tatbestand eines "Nötigungs-
krieges" (Merkel 1999), bei dem die serbi-
sche Bevölkerung letztlich in eine doppelte
Geiselhaft geriet und ihr ein "Weltbürger-
recht" von vornherein aberkannt wurde.
3. Man wird heute nicht mehr umhin
können: Kosovo war Vorgriff und Testfall
für eine grundlegend veränderte politische
und militärische Strategie der NATO (Pra-
detto 1999, Mutz 1999). Der Krieg braucht
deshalb nicht gleich zum Modell für alle
künftigen Auseinandersetzungen werden.
Aber die Art und Begründung der Krieg-
führung ist ausdrücklich zu einer Option
geworden, deren Anwendung die NATO
sich ohne Rücksicht auf eine höh rrangige
Rechtssetzungsinstanz, sprich: den UN-
Sicherheitsrat, vorbehält. Dies ist die wohl
entscheidende Quintessenz des neuen
strategischen Konzepts der NATO, das
in der Hochzeit des Krieges auf dem Gip-
feltreffen zum 50jährigen Bestehen der
Bündnisses vom 23./24. April 1999 be-
schlossen wurde. Die Washingtoner Erklä-
rung ersetzt die entsprechenden Richtlinien
von 1991. Zu den bisherigen Aufgaben der
NATO - Abschreckung und Verteidigung -
tritt der Aufbau einer Sicherheitsstruktur
im "euro-atlantischen Raum" hinzu - wobei
auch "Krisenreaktionseinsätze" vorgesehen
sind. Auf der Grundlage eines "erweiterten
Sicherheitsbegriffs" werden regionale Kri-
sen "an der Peripherie des Bündnisses", die
durch ethnische Rivalitäten, Menschen-
rechtsverletzungen oder die Auflösung von
Staaten ausgelöst werden, zur Sicherheits-
bedrohung erklärt. Weitere Gefährdungen
könnten sich durch die Abschneidung von
lebenswichtigen Ressourcen oder durch
Flüchtlingsströme ergeben. Krisenreakti-
onseinsätze im "euro-atlantischen Raum"
werden in diesem Dokument nicht mehr
explizit an ein UN-Mandat gebunden, son-
dern sollen nur noch "in Übereinstimmung
mit dem Völkerrecht" durchgeführt werden
(NATO 1999: Ziff. 10, 31).
Reinhard Mutz (1999: 85) hat prä-
gnant formuliert, daß die NATO durch
dieses Konzept mit den in Art. 1 ihres
Gründungsvertrages vom 4. April 1949
formulierten Verpflichtungen gebrochen
und sich vom Verteidigungsbündnis zu
einem Interessenverteidigungsbündnis
transformiert hat: "Die Selbstmandatierung
als ein nicht nur in exzeptionellen Notsi-
tuationen gangbarer Ausweg scheint kon-
sensfähig geworden zu sein. Da sich ein
Handeln in Übereinstimmung mit der
Charta der Vereinten Nationen kaum noch
behaupten läßt, wählen ranghohe Reprä-
sentanten der Allianz zunehmend eine al-
ternative Formulierung: Die NATO han-
dele 'im Geist' der Charta." Schon der
"Testlauf" des Kosovo-Jugoslawien-Kriegs
hat gezeigt, daß Konzepte der Selbstman-
datierung den zivilisatorischen Fortschritt
des Völkerrechts untergraben und der
Rückfall in ein hegemoniales Faustrecht
droht (Lutz 1999). Reaktionen in anderen
Weltregionen - insbesondere in Südasien -
deuten an, daß bereits "negative Lernef-
fekte" eingesetzt haben. Die Lehre kann
nur lauten, die NATO den Vereinten Na-
tionen wieder klar unterzuordnen und die
mit der Washingtoner Erklärung unter-
nommene Funktionsausweitung in der
Realität nicht zur Geltung kommen zu las-
sen. Der Kosovo-Jugoslawien-Krieg müßte
in dieser Sichtweise von einer multilateral
orientierten deutschen Außenpolitik als
i maliger Sonderfall eingeordnet werden.
Die letztlich erfolgreiche Verhandlungs-
strategie einer kooperativen Einbeziehung
Rußlands und der Respektierung des UN-
Sicherheitsrats26 müßten hingegen als vor-
                                         
26 Der UN-Sicherheitsrat schuf mit Resolution 1244
vom 10. Juni 1999 den völkerrechtlichen Rahmen
für die politische Beilegung des Krieges sowie die
militärische Sicherheitspräsenz (KFOR) und die
internationale zivile Präsenz (UNMIK) im Kosovo.
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wärtsweisendes Lösungsmodell hervorge-
hoben werden.
4. Alle diplomatischen Vermittlungs-
bemühungen inklusive der aktuellen Frie-
densregelung sind einer zentralen Frage
aus dem Weg gegangen: der nach einer
tragfähigen politischen und staatsrech-
lichen Ordnung für das Kosovo27. Die
Vorstellung eines multi-ethnischen Koso-
vo, die mitunter gar zur Legitimation des
Krieges herangezogen wurde, ignoriert,
daß hierfür nach Auskunft vieler Beob-
achter im Unterschied zu Bosnien-
Herzegowina relativ wenige Anknüp-
fungspunkte in der Vergangenheit zu fin-
den sind. Nach den Massakern und Ver-
treibungen der letzten Monate ist diese
Vorstellung bis auf weiteres r alitätsfremd;
die aktuelle Situation stellt dies nach-
drücklich unter Beweis. Man sollte deshalb
den Realitäten ins Auge schauen: De facto
wird das Kosovo wohl in unterschiedliche,
ethnisch bestimmte Zonen geteilt werden,
oder aber es wird sich der bereits stattfin-
dende Exodus der Serben und auch der
Roma fortsetzen. Eine offene S z ssion -
mittlerweile von der überwiegenden Mehr-
heit der Albaner gefordert - kann in der
gegenwärtigen Lage politisch nicht wün-
schenswert sein. Denn dies liefe letzten
Endes auf eine Stärkung des großalbani-
schen Nationalismus hinaus - mit Folgen
insbesondere für Mazedonien, aber auch
für die innenpolitischen Machtverhältnisse
in Albanien. Die Rückkehr zum status quo
ante ist andererseits perspektivlos - zumal
sich die Grundlagen eines Zusammenle-
bens von serbischer und albanischer Be-
völkerung einschneidend gewandelt haben.
                                                      
Die Resolution ist auszugsweise dokumentiert in:
Blätter für deutsche und internationale Politik,
Bonn, 44. Jg. (Juli 1999) H. 7, S. 877-881.
27 Eine kurze Übersicht über drei unterschiedliche
Modelle (staatliche Unabhängigkeit, Teilung des
Kosovo, verstärkte Autonomie) findet sich bei
Ehrhart/Karádi 1999: 12-14.
Der formelle Status des Kosovo als serbi-
sche Provinz unter NATO-Protektorat ist
momentan eine Hülle ohne Inhalt, die ohne
auswärtige Militärpräsenz jederzeit zu-
sammenfallen kann. Aufgrund dieser D -
l mmata wird man nicht umhin kommen,
hinsichtlich einer offenen Festlegung zu-
nächst auf Zeit zu spielen. Andererseits
wird man aber realiter Optionen anbahnen
müssen, die über die vagen derzeitigen
Regelungen hinausgehen. Von großer Be-
deutung für die dabei bestehenden Han-
lungsmöglichkeiten wird zweifelsohne
sein, wie sich die politischen Verhältnisse
in Serbien entwickeln.
Viel hätte nach Kriegsende dafür ge-
prochen, die Möglichkeit einer vernünfti-
gen Teilung des Kosovo zu eröffnen. Diese
Option wäre mit einem russischen Sektor
im Norden des Landes zweifelsohne im
Spiel geblieben. Sie wurde von NATO-
Seite unnötig tabuisiert. Sie hätte den Ser-
ben ermöglicht, in einem kleinen Teil des
Landes im Norden zu bleiben und sich eng
an Serbien anzulehnen. Der von den Koso-
vo-Albanern geprägte Teil des Kosovo
hätte in einem derartigen Modell nach ei-
ner gewissen Zeit den Status einer Repu-
blik einnehmen können, wie ihn beispiels-
weise Montenegro hat. Nach einer mittel-
fristigen Übergangsphase von etwa einer
Dekade hätten verschiedenste Lösungen
zwischen weitgehender Autonomie und
g regelter Ablösung aus dem Staatsver-
band unter internationaler Kontrolle eröff-
net werden können. Nun wird sich erwei-
sen müssen, ob ein derartiger Weg für das
gesamte Kosovo gangbar ist.
Der von Deutschland vorangetriebene
und begrüßenswerte Stabilitätspakt für
Südosteuropa wird die politische und so-
zio-ökonomische Entwicklung in der Re-
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gion sicher flankieren können28. Doch darf
er nicht mit falschen Hoffnungen und Ver-
gleichen einhergehen. Geld allein genügt
nicht, um die Probleme des Balkans zu
lösen. Andrew Wachtel (1999) hat in einer
scharfsichtigen Analyse darauf hingewie-
sen:
"Es ist sehr einfach, von einem
'neuen Marshallplan' für Südosteuropa
zu sprechen, aber man möge daran erin-
nern, daß die Länder, die vom ur-
sprünglichen Marshallplan profitierten,
eine lange Geschichte erfolgreicher
Entwicklung hinter sich hatten und dis-
ziplinierte, gut ausgebildete Arbeits-
kräfte besaßen, und daß diejenigen ohne
nationale Souveränität außerdem hoffen
konnten, diese nach einer gewissen Zeit
wiederzuerlangen. Beides trifft nicht auf
den Kosovo zu."
Vor allem die Frage staatlicher Souve-
ränität wird seit längerem ebenso konse-
quent wie kurzsichtig umgangen. Und des-
halb wird man ein politisches Gesamtkon-
zept für die zerstückelten Staaten des Bal-
kan entwickeln müssen. Auch die Erfah-
rungen mit Bosnien-Herzegowina zeigen,
daß die Staatsfrage - sowohl in territorialer
als auch in konstitutioneller Hinsicht - den
Kern einer tragfähigen Entwicklung von
innen und damit auch für ökonomischen
Erfolg bildet29. Eine prioritäre Bedeutung
wird im Kosovo die Überwindung des
"public security gap" haben müssen (Küh-
                                         
28 Vgl. Stability Pact for South Eastern Europe,
Cologne, 10 June 1999, Final. Bonn: Auswärtiges
Amt. Interessante Studien aus Sicht zivilgesell-
schaftlicher Organisationen haben Howard Clark
(1999) und Barbara Müller (1999) vorgelegt. So-
wohl der Stabilitätspakt für Südosteuropa als auch
die zivilgesellschaftlichen Studien befassen sich
aber nicht eingehend mit der zentralen Frage staat-
licher Formation.
29 Die hohe Bedeutung, die dem Aufbau handlungs-
fähiger politischer und staatlicher Strukturen für
eine selbsttragende Wirtschaftsentwicklung im
Kosovo zukommt, betont auch Michael Daud rstädt
(1999: 2-3).
ne 1999b). Bislang sind weder die KFOR-
Truppen noch die UN-Verwaltung und die
Zivilpolizei in der Lage, die öffentliche
Sicherheit und Ordnung zu garantieren.
Hinzu kommen müssen Regelungen für
Minderheitenschutz, die horizontale wie
vertikale Machtteilung und die Entwick-
lung einer kritischen Öffentlichkeit. Man
wird sich bald entscheiden müssen, mit
welchen politischen Kräften man Sicher-
heit, Selbstverwaltung, Recht und mittel-
fristig auch Demokratie herstellen möchte.
Die Rivalitäten und Feindschaften unter
den verschiedenen Kräften der Kosovo-
Albaner werden diese bislang unbeant-
wortete Frage in Zukunft immer stärker
aufwerfen.
5. Der Kosovo-Jugoslawien-Krieg hat
Hoffnungen ernüchtert, deutsche Außen-
politik würde sich an der Schwelle zum
neuen Jahrtausend an dem Leitbild einer
präventionsorientierten, europäischen
Zivilmacht orientieren. Auch wenn der
neue Außenminister erhebliches Verhand-
lungsgeschick bewiesen hat, gibt es in die-
sem Bereich nach wie vor wenig Substanz
für ein außenpolitisches Konzept, das über
mediengängige Formeln hinausreichen
würde. Viel deutet im transatlantischen
Verhältnis darauf hin, daß die Bundesre-
publik Deutschland zusammen mit den
größeren europäischen Partnern ihre Prio-
rität auf die Ausbildung separat verfügba-
rer europäischer Militärkapazitäten setzt,
um mehr Unabhängigkeit von Washington
zu erhalten. Wollte Europa aber eine qua-
litativ andere Politik betreiben und nicht
nur eine Junior-Kopie der US-
Außenpolitik darstellen, so müßten die
EU-Staaten in eine eigenständige Krisen-
diplomatie investieren und in der NATO
auf gleichberechtigte Mitbestimmung po-
chen. Eine derartige Mitbestimmung dürfte
sich pragmatischerweise über wechselnde
und gezielte Koalitionen innerhalb des
TOBIAS DEBIEL62
Bündnisses erreichen lassen. Zunächst auf
die Herausbildung einer gemeinsamen eu-
ropäischen Gesamtposition zu warten, wird
in vielen Fällen wenig nützlich sein - denn
eine derartige Einigung ist nicht zuletzt
angesichts der britischen Sonderinteressen
auf absehbare Zeit schwierig zu haben.
In manchen Kommentaren wird der
Kosovo-Jugoslawien-Krieg bereits als Ka-
talysator oder Geburtshelfer einer europäi-
schen Einigung gefeiert - ganz im Sinne
der Metapher vom "Lehrmeister Krieg".
Derartiger Pathos wirkt befremdlich. Es
dürfte sich überwiegend um fe illetonisti-
sche Sinnstiftung handeln, die sich schnell
verflüchtigen wird. Die beiden EU-Gipfel,
die den Krieg einrahmten, haben eben kei-
nen Durchbruch bei den zentralen Zu-
kunftsfragen (Bewältigung der EU-
Osterweiterung, Abbau des landwirt-
schaftlichen Subventionssystems) ge-
bracht. Das Gefeilsche um Quoten und
Gelder wird sich nach dem Krieg fortset-
zen und bald auch die Frage des Wieder-
aufbaus erreichen. Das ist nicht sonderlich
dramatisch, sollte aber Anlaß sein, nicht in
die gezielt intonierte "Europaphorie" ein-
zustimmen, die bereits durch die geringe
Beteiligung der Bevölkerung an den Euro-
pawahlen vom Juni 1999 gebremst sein
dürfte. Nichtsdestotrotz ist die diplomati-
sche Kriegsbeendigung ein Erfolg der Eu-
ropäer. Daß der finnische EU-Vermittler
Martti Athisaari und der russische Ge-
sandte Viktor Tschernomyrdin ohne am-
rikanische Begleitung nach Belgrad fuhren
und das Ergebnis symbolträchtig auf dem
EU-Gipfel in Köln in Szene gesetzt wurde,
läßt positiv aufmerken. Die Frage stellt
sich aber, welches die wirklichen Lehren
des Kosovo-Jugoslawien-Krieges sind.
Institutionenpolitisch ist es zwar vermut-
lich folgerichtig, wenn die WEU in abseh-
barer Zeit in der EU aufgeht. Doch sollte
dies kein Anlaß für die Duplizierung von
Kapazitäten und eine transatlantische Rü-
stungskonkurrenz sein - und gerade dies
steht zu befürchten. Dann aber werden
Ressourcen und Aufmerksamkeit für das
entscheidende Element fehlen: eine kluge
Diplomatie, die sich in ein umfassenderes -
ökonomisch abgestütztes und zivil orien-
tiertes - Konzept der Krisenprävention ei-
fügt30. Wenn sich in der Folge des Krieges
zwischen EU und NATO tatsächlich eine
"neue Rivalität" (Pfaff 1999) auftut, so
sollte sie sich nicht auf militärisch-
strategische Handlungsoptionen beziehen,
sondern in eine konstruktive Auseinander-
setzung um die besseren Konzepte zur ge-
samteuropäischen Integration münden.
Die Gesamtkosten des Kosovo-
Jugoslawien-Krieges sind immens. Ein
kursorischer Blick in die verschiedenen
Schätzungen zu Militärausgaben, Zerstö-
rungen, volkswirtschaftlichen Wohlfahrts-
verlusten etc. zeigt, daß ein Wert von 100
Milliarden Mark vermutlich eher im unte-
ren Bereich der zu erwartenden Kosten
liegen dürfte31. Es bleibt eine Absurdität,
daß nicht einmal ein zitierenswerter
Bruchteil dieser Gelder vorausschauend in
Präventionsbemühungen auf nationaler
und multilateraler Ebene investiert wird32.
Präventionspolitik muß komplex und weit-
sichtig angelegt sein und läßt sich wohl
                                         
30 Die Arbeitsunterlagen, die die deutsche Ratsprä-
sidentschaft auf dem informellen Allgemeinen Rat
in Reinhardtshausen vom 13./14. März 1999 zur
"Stärkung der Gemeinsamen Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik" vorgelegt hat,
spiegeln leider das zu befürchtende Ungleichge-
wicht zwischen zivil-diplomatischer und militäri-
scher Integration auf frappierende Weise wider.
31 Zu den Kosten des Krieges sind eine Reihe von
Studien und zahlreiche Presseartikel erschienen.
Eine konzise Übersicht zu den verschiedenen
Schätzungen hat Olivier Minkwitz (1999) zusam-
mengestellt.
32 Wie sich in Deutschland eine Infrastruktur für
zivle Konfliktbearbeitung aufbauen ließe, wurde
jüngst in einem Policy Paper der Stiftung Entwick-
lung und Frieden (Debiel/Fischer/Matthies/Ropers
1999) entfaltet.
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nicht zuletzt deshalb politisch schwer or-
ganisieren. Sie lebt aber auch von konkre-
ten Projekten und Ideen. In diesem Sinne
möchte ich abschließend drei Anregungen
geben, wie sich die deutsche Außen- und
Sicherheitspolitik beispielhaft engagieren
könnte:
Erstens ließe sich eine Task Force mit
diplomatischer, wissenschaftlicher und
zivilgesellschaftlicher Beteiligung ei-
richten, die die möglichen Entwicklungen
in Mazedonien, in Montenegro und insbe-
sondere auch im Sandschak verfolgt und
hierfür politische Konzepte entwickelt -
eingebettet in den Stabilitätspakt für Süd-
osteuropa.
Zweitens sollte man den Blick bereits
auf eine weitere wichtige Krisenregion
richten: den Kaukasus. Er könnte ange-
sichts der Konfliktkonstellationen wie auch
der Nachbarstaaten Türkei und Iran minde-
stens so explosiv sein wie der Balkan.
Vielleicht läßt sich hier ja bereits frühzeitig
an einen Stabilitätspakt denken. Er
bräuchte finanziell gar nicht so aufwendig
sein. Wichtiger wäre, daß er eine angemes-
sene Interessendefinition der EU, eine kon-
struktive Rolle der USA und einen partner-
schaftlichen Rang für Rußland beinhaltet.
Schließlich sollten die außereuropäi-
schen Konflikte nicht gänzlich an Auf-
merksamkeit verlieren. Sie sind nicht we-
niger blutig als der Kosovo-Jugoslawien-
Krieg, im Gegenteil. Der von der westli-
chen Öffentlichkeit nur am Rande beach-
tete Äthiopien-Eritrea-Krieg wie auch die
aktuelle Situation in Angola haben dies
erneut gezeigt. Die Menschenrechte stehen
hier ebenfalls auf dem Spiel, menschliches
Leid in diesen Regionen verdient gleiche
Anteilnahme. Eine begrenzte Zahl von
Schwerpunkten gezielter und gebündelter
Krisenprävention auch außerhalb Europas
wird nötig sein, soll die Welt nicht in die
oftmals beschworenen Zonen der Stabilität
und der Turbulenz zerfallen.
Das Manuskript wurde am 5. August 1999
abgeschlossen.
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Heinz-Jürgen Axt
Der Stabilitätspakt für
Südosteuropa:
politischer Aktionismus oder langfristig
tragfähiges Konzept?
Der Kosovo-Krieg ist vorbei.1 Damit be-
steht die Chance, jenes Unrecht wieder
gutzumachen, dessentwegen der Krieg
geführt wurde: Die Flüchtlinge können
zurückkehren, die ethnischen Säuberungen
beendet, und die Stabilisierungsmaßnah-
men im westlichen Balkan begonnen wer-
den. Wie die Resolution 1244 des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen festg-
legt hat, soll die politische Lösung der Ko-
sovo-Krise auf den Prinzipien beruhen, wie
sie von den Außenministern der G8-
Staaten am 6. Mai auf dem P tersberg
festgelegt worden sind.2 Danach sollen im
Kosovo die Anwendung von Gewalt und
Repression unmittelbar beendet, Militär,
Polizei und paramilitärische Kräfte aus
dem Kosovo abgezogen, eine internatio-
nale zivile und Sicherheitspräsenz etabliert,
eine Interims-Verwaltung aufgebaut, die
sichere und freie Rückkehr aller Flüchtlin-
ge und Vertriebenen sichergestellt, unter
Beachtung der Rambouillet-
Vereinbarungen eine substantielle Selbst-
verwaltung (Self-Government) im Rahmen
                                         
1 Schriftliche Fassung eines Vortrags auf der Infor-
mationstagung des Griechisch-Deutschen Ge-
sprächskreises zum Thema „Der Wiederaufbau
Südosteuropas nach Beendigung der Jugoslawien-
Krise“ am 21.06.1999 in Bonn. „Vorabdruck eines
in Heft 7-8/1999 der Zeitschrift „Südosteuropa“
erscheinenden Artikels. Der Autor dankt dem Her-
ausgeber von Südosteuropa für die Genehmigung.“
2 Vgl. Resolution 1244 (1999) adopted by the Secu-
rity Council at its 4011th meeting on 10 June 1999
(www.auswaertiges-amt.de/6_archiv/inf-
kos/hintergr/vn1244.htm)
der territorialen Integrität der Bundesrepu-
blik Jugoslawien errichtet und die Stabili-
sierung der gesamten Krisenregion einge-
leitet werden. Bei der Umsetzung dieser
Prinzipien stellen sich freilich noch viele
Unwägbarkeiten: Wie sieht es aus mit der
Vertragstreue der Serben? Die Staatenge-
meinschaft sollte die schlechten Lehren der
Vergangenheit zur Kenntnis nehmen. Wird
sich die UCK als vertragstreu erweisen,
insbesondere dann wenn die vertraglich
f stgelegte Zahl von jugoslawischen und
serbischen Militär- und Polizeieinheiten in
das Kosovo zurückkehren wird? Wird mit
d r Flucht der Serben aus dem Kosovo die
Grundlage für eine künftige Revanche ge-
legt? Was wird aus Milosevic, was aus der
demokratischen Opposition in Jugoslawi-
en? Wie lange werden westliche Staaten
bereit sein, Truppen und Finanzmittel für
das Protektorat Kosovo zur Verfügung zu
stellen? Die genannte Resolution des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen gilt
unbegrenzt und muß nicht, so wie z.B. bei
Zypern, halbjährlich erneuert werden.
Nicht wenige Experten gehen davon aus,
daß die NATO 20-30 Jahre auf dem Bal-
kan präsent sein müsse. Welche Formel
gilt langfristig für das Kosovo: Autonomie
und Erhaltung der territorialen Integrität
der Bundesrepublik Jugoslawien oder
l tztlich Kantonalisierung oder gar Auf-
teilung des Kosovo unter Serben und Ko-
ovo-Albanern? Erste Stimmen haben sich
bereits für eine faktische Teilung des Ko-
sovo und für einen Verantwortungsbereich
Rußlands ausgesprochen, um damit den
Massenexodus der Serben aus dem Kosovo
zu verhindern.3 Wie kann, wenn es zur
Unabhängigkeit zumindest eines Teils des
Kosovos käme, den sich notwendigerweise
                                         
3 So der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Karl L mers. Vgl. Frankfurter
Allgemeine Zeitung, 15.06.1999, S. 9.
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verstärkenden Nationalismen in der Region
entgegengetreten werden? Wie kann in
einem solchen Falle eine allgemeine Welle
der Grenzrevisionen in der Region Südost-
europa verhindert werden? Und schließ-
lich, wie können die wirtschaftlichen
Schäden in allen Ländern der Region b-
hoben werden? Diese Schäden resultieren
als Folge weggebrochener Absatzmärkte,
abgeschnittener und zerstörter Transport-
wege, ausbleibender Investitionen und der
Belastung mehrerer Staaten (Albanien,
Mazedonien und Montenegro) durch die
Masse an Flüchtlingen? Es zeigt sich, daß
die Stabilisierung des westlichen Balkans
nicht nur eine gewaltige Aufgabe ist, son-
dern daß sich auf diesem Wege überaus
große Probleme und Risiken stellen.
Oft hat man in jüngster Vergangenheit
die These hören können, daß mit einem
großzügigen und umfassenden Angebot an
wirtschaftlicher und finanzieller Hilfe zu-
gunsten des westlichen Balkans der Koso-
vo-Krieg hätte vermieden werden können.
Für diese Behauptung können zwei wichti-
ge Momente ins Feld geführt werden: E-
stens muß man von einer regelrechten
Pauperisierung in Jugoslawien in den acht-
ziger Jahren ausgehen. Die privaten Real-
einkommen verminderten sich um mehr als
fünfzig Prozent in dieser Dekade. Es kann
nicht verwundern, daß diese Verarmung
einen günstigen Nährboden für Nationali-
sten und Chauvinisten geschaffen hat.
Zweitens muß man nüchtern feststellen,
daß weder die Europäische Union noch die
OSZE und erst recht nicht die Staaten oder
andere internationale Organisationen über
ein Gesamtkonzept für die Befriedung und
Stabilisierung des Balkans in den neunzi-
ger Jahren verfügt haben. Vielmehr waren
Unentschiedenheit, Wankelmütigkeit,
Sprunghaftigkeit und eher die Reaktion auf
Konflikte als Prävention derselben zu be-
bachten. Der analytische Sachverstand
gebietet es freilich, die Umstände zu be-
d nken die zu diesen Ergebnissen geführt
haben: Die Dynamik der Wende von
1989/90 und die unmittelbare Eruption von
Gewalt in Südosteuropa waren in dieser
Form sicher nicht vorhersehbar. So gab es
denn kaum Konzepte für längerfristige
Strategien. Stabilisierung hat Demokrati-
sierung sicher zur zwingenden Vorausset-
zung. Autoritäre Regime wie das von Mi-
losevic sind aber durch ökonomische An-
gebote nicht in kurzer Zeit zu beseitigen.
Was nach der eher nüchtern stimmenden
Bilanz der Vergangenheit festzuhalten ist,
ist die Notwendigkeit einer langfristig an-
gelegten und auf Demokratisierung, fried-
liche Austragung von Interessengegensät-
zen und Wohlstandsmehrung ausgerichte-
ten Strategie. Mit dem kürzlich aus der
Taufe gehobenen Stabilitätspakt für Süd-
osteuropa hat die Staatengemeinschaft ei-
nen solchen Entwurf vorgelegt, der diesen
Anforderungen genügen könnte. Inwieweit
dies tatsächlich der Fall ist, soll im folgen-
den geklärt werden. Dabei soll insbesonde-
re der Frage nachgegangen werden, wel-
chen Beitrag die Europäische Union zur
Stabilisierung des westlichen Balkans lei-
sten kann.
Stabilisierung Südosteuropas:
Kommt die Europäische Union zu
spät?
D r Stabilitätspakt für Südosteuropa kann
auf zwei Vorgänger zurückgreifen, die von
d  Europäischen Union entwickelt worden
sind. Es sind dies der Regionalansatz und
das Konditionalitätsprinzip.4 Der Regio-
nalansatz wurde entwickelt, nachdem das
                                         
4 Vgl. hierzu ausführlich Altmann, Fra z-Lothar:
Die Balkanpolitik der EU – Regionalansatz und
Prinzip der Konditionalität, in: Südosteuropa, 47
(1998) 10-11, Seite 503-515.
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Friedensabkommen von Dayton für Bosni-
en und Herzegowina geschlossen war. Er
enthielt die Auflage an die Bundesrepublik
Jugoslawien und an Kroatien, das Dayton-
Abkommen in allen Aspekten zu erfüllen.5
In den Regionalansatz eingeschlossen wa-
ren die Bundesrepublik Jugoslawien,
Kroatien, Bosnien-Herzegowina, die Ehe-
malige Jugoslawische Republik Mazedoni-
en, Albanien, Rumänien und Bulgarien.
Zwei unterschiedliche Instrumente standen
zur Verfügung: Erstens sollten vertragliche
Beziehungen zwischen der Europäischen
Union und den beteiligten Ländern ausge-
arbeitet werden. Es ging um bilaterale Ab-
kommen der „Ersten Generation“. Die Ko-
operation war von folgendem Prinzip be-
stimmt: Die Europäische Union wollte den
beteiligten Ländern den Zugang zum Bin-
nenmarkt der EU in dem Maß einräumen,
wie die Partner denselben Marktzugang
den unmittelbaren Nachbarn ebenfalls g-
währten. Damit wollte die Europäische
Union einen wichtigen Anreiz zur regio-
nalen Kooperation und Verstärkung der
Wirtschaftsbeziehungen geben. Bei der
Bundesrepublik Jugoslawien wurde sogar
daran gedacht, das Handels- und Koopera-
tionsabkommen von 1980 wiederzubele-
ben. Die regionale Wirtschaftskooperation
sollte durch Programme der finanziellen
Zusammenarbeit zusätzlich unterstützt
werden. Die Ergebnisse des Regionalan-
satzes sind bescheiden geblieben. Zwar
konnten im Rahmen des PHARE-
Programms und im Rahmen der transeuro-
päischen Netze (TEN) etliche Projekte
entwickelt werden. Das angestrebte Ziel
einer Freihandelszone oder gar einer Zoll-
union konnte indessen nicht erreicht wer-
                                         
5 Vgl. 2104. Tagung des Rates Allgemeine Angele-
genheiten am 08./09.06.1998 in Luxemburg,
PRES/98/190
(http://europa.eu.int/rapid/start/...t=gt&doc=PRES/9
8/190|0|AGED&lg=DE) Seite 8.
den. Daß schließlich der Regionalansatz
aufgegeben werden mußte, ist auch darauf
zurückzuführen, daß spätestens mit dem
Europäischen Rat von Luxemburg im De-
zember 1997 die Balkan-Staaten in zwei
Gruppen aufgeteilt worden sind. In einer
ersten Gruppe befinden sich die im Rah-
men der Europaabkommen mit der Euro-
päischen Union assoziierten Staaten Bulga-
rien und Rumänien, die in die zweite
Gruppe der Beitrittskandidaten eingereiht
wurden. Der Rest der Balkanstaaten findet
sich in der Gruppe der nicht mit der EU-
assoziierten Länder wieder.
Nach der faktischen Zweiteilung des
Balkans mußte der Regionalansatz  zugun-
sten einer neuen Konzeption fortentwickelt
werden. Der Rat Allgemeines hat deshalb
am 29.4.1997 in Luxemburg das Konzept
der Konditionalität entwickelt. Es beruht
darauf, daß erstens allgemeine und für alle
Staaten bindende Bedingungen und zwei-
tens besondere Konditionen für einzelne
Staaten formuliert wurden. Es gilt das
P inzip, daß die Beziehungen zur Europäi-
schen Union in dem Maße verbessert wer-
den können, wie sich Fortschritte bei der
Erfüllung der aufgestellten Bedingungen
abzeichnen. Die Erfolge sollen dabei an-
hand von Berichten der Europäischen Uni-
on, aber auch anderer Organisationen wie
den Vereinten Nationen oder der OSZE
gemessen werden. Als Anreize stehen der
Europäischen Union zur Verfügung: er-
stens autonome Handelspräferenzen,
zweitens die Implementierung des
PHARE-Programms und drittens die Ent-
wicklung vertraglicher Beziehungen.6 Di
                                         
6 Vgl. Schlußfolgerungen des Rates zur Anwendung
der Konditionalität bei der Entwicklung der Bezie-
hungen zwischen der Europäischen Union und
bestimmten Ländern Südosteuropas, 29.04.1997, in:
Bulletin der EU, (1997) 4
(http://europa.eu.int/abc/doc/off/bull/de/9704/p2020
01.htm).
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folgenden allgemeinen für alle nicht asso-
ziierten Balkanstaaten geltenden Bedin-
gungen wurden formuliert: Rückkehr von
Flüchtlingen, Wiederaufnahme aller sich
illegal im Hoheitsgebiet der Europäischen
Union aufhaltenden Staatsangehörigen,
Einhaltung der Friedensabkommen
(Dayton), Durchsetzung demokratischer
Reformen und Umsetzung von Menschen-
und Minderheitsrechten, freie Wahlen,
Unabhängigkeit der Medien, erste Schritte
zur Wirtschaftsreform (Privatisierungspro-
gramm, Aufhebung der Preiskontrollen)
und Bereitschaft zur gut nachbarschaftli-
chen Zusammenarbeit.7
Außer diesen allgemeinen Bedingun-
gen wurden spezifische Konditionen fest-
gelegt. So muß sich Kroatien zum Beispiel
verpflichten, die Zollgrenze zur Republica
Srpska zu öffnen. Bosnien-Herzegowina
soll unter anderem einen glaubwürdigen
Prozeß der Freizügigkeit und des freien
Waren- und Kapitalverkehrs einleiten. Die
Bundesrepublik Jugoslawien wiederum
soll einen glaubwürdigen Druck auf die
bosnischen Serben ausüben, damit sie beim
Aufbau der Institutionen und der Durch-
führung der Verfassungsbestimmungen für
Bosnien-Herzegowina mitarbeiten. Dar-
über hinaus soll die Bundesrepublik Jugo-
slawien einen echten Dialog mit den Ko-
sovo-Albanern über den Status des Kosovo
innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik
Jugoslawien aufnehmen. Wie die Außen-
minister der EU bei ihrem Ratstreffen am
27.4.1998 in Luxemburg festgestellt haben,
sind die Verpflichtungen des Konditiona-
litätsprinzips von den betroffenen Staaten
in höchst unterschiedlichem Maße reali-
                                         
7 Darüber hinaus wurde verlangt, daß die Abkom-
men zwischen der Republica Srpska und der Bun-
desrepublik Jugoslawien sowie zwischen der Föde-
ration und Kroatien mit dem Friedensabkommen
von Dayton in Übereinstimmung gebracht werden
müssen.
siert worden.8 Wegen des Kosovo-
Problems, der fehlenden inneren Demo-
kratisierung, des Ausbleibens marktwirt-
schaftlicher Reformen, der nur bedingten
Umsetzung der Friedensabkommens von
Dayton und Paris sowie zwar gewisser,
letztlich doch unbefriedigend bleibender
Fortschritte im Verhältnis zu den Nachbar-
staaten urteilten die Außenminister der EU,
daß die Beziehungen zur Bundesrepublik
Jugoslawien nicht ausgebaut werden kön-
nen. Positiv bewertet werden dagegen die
Entwicklungen in der Ehemaligen Jugo-
slawischen Republik Mazedonien, die zur
Förderung der regionalen Stabilität beige-
tragen hat. Das im Januar 1998 geschlos-
sene Kooperationsabkommen zwischen der
EU und Mazedonien wird als Meilenstein
in den Beziehungen gewert t. Zu Bosnien-
Herzegowina wird festgestellt, daß die in
den Abkommen von Dayton und Paris
vorgesehenen institutionellen Vereinba-
rungen erst einmal richtig funktionieren
müßten, bevor an vertragliche Beziehun-
gen gedacht werden kann. Bei Albanien
wird die konstruktive Haltung in regiona-
len Fragen hervorgehoben. Die interne
politische und wirtschaftliche Stabilität
bleibe dagegen wiederherzustellen. Das
Urteil über Kroatien fällt negativ aus.
Kroatien habe zwar immer wieder seinen
Willen bekundet, in europäische Strukturen
einbezogen zu werden. Jedoch sei es nicht
gelungen, diesen Willen in Fortschritte bei
der Erfüllung der EU-
Konditionalitätskriterien umzusetzen. Der
Rat war der Auffassung, „da? ernstlich
erwogen werden soll, Kroatien aus dem
System der autonomen Handelspräferenzen
auszuschließen“. Nachdem die ethnische
Säuberung im Kosovo forciert wurde, die
                                         
8 2085. Tagung des Rates Allgemeiner Angelegen-
heiten am 27.04.1998 in Luxemburg, PRES/98/109
(http:\\europa.eu.int\rapid\start\...t=gt&doc=PRES\9
8\109|0|AGED&lg=de).
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Verhandlungen in Rambouillet erfolglos
geblieben waren, und die NATO militä-
risch intervenierte, trat die Beilegung des
Kosovo-Konflikts in den Mittelpunkt des
Interesses der Europäischen Unio .
Stabilitätspakt für Südosteuropa:
„EU-Mitgliedschaft light“?
Die Geschichte des Stabilitätspakts läßt
sich in fünf Etappen schildern. Eine ge-
nauere Analyse der Entwicklung ist wich-
tig, weil der Stabilitätspakt von seinen An-
fängen im April bis zur endgültigen Be-
schlußfassung im Juni 1999 entscheidende
Veränderungen erfahren hat. Eine erste
Etappe kann beim Europäischen Rat von
Wien am 11. und 12. Dezember 1998 aus-
gemacht werden. Damals wurde zweierlei
festgehalten: Erstens sollte eine Geberkon-
ferenz für den Wiederaufbau des Kosovo
einberufen werden. Zweitens sollte die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) eine Gemeinsame Strategie für
den Westbalkan entwickeln. Im Rahmen
der GASP haben dann auch die entschei-
denden Abstimmungen und Verhandlun-
gen für die Ausformulierung des Stabili-
tätspakt stattgefunden. Die Entwicklung
trat in eine zweite Etappe ein, als vom Au-
ßenminister der Bundesrepublik Deutsch-
land Joschka Fischer der später nach ihm
benannte Plan für einen Stabilitätspakt für
Südosteuropa Anfang April präsentiert
wurde. Dieser Plan wurde erstmalig auf
dem Sonderrat der Außenminister am
8.4.1999 beraten.9 Nach dem Fischer-Plan
                                         
9 Zum „Fischer-Plan“ vgl.: Ein Stabilitätspakt für
Südosteuropa, 09.04.1999
(http://www.auswaertiges-amt.de/6_archiv/inf-
kos/hintergr/stabdt.htm). Zu einer Interpretation
vgl. auch Schlegel, Dietrich, Wie kann Südosteuro-
pa langfristig stabilisiert werden? – Eine deutsche
Initiative, in: Südosteuropa-Mitteilungen, 39 (1999)
1, Seite 17-25. Zur Beratung auf dem Sonderrat der
EU-Außenminister vgl. Special Council General
konzentrieren sich die Konflikte in den
Partnerstaaten des EU-Regionalansatzes
(Albanien, Bosnien-Herzegowina, Bundes-
republik Jugoslawien, Mazedonien und
Kroatien). Als Ursachen der Konflikte
werden ausgemacht: Ungelöste territoriale
und Minderheitenfragen, wirtschaftliche
Rückständigkeit, Defizite bei der Demo-
kratisierung und dem Aufbau ziviler Ge-
sellschaften, hohe Gewaltbereitschaft und
geringe Akzeptanz von Mechanismen
friedlicher Konfliktlösung sowie unterent-
wickelte Strukturen der regionalen Zu-
sammenarbeit. Der deutsche Entwurf zum
Stabilitätspakt formuliert folgende Prinzi-
pi n: Die Eigenverantwortung der Staaten
i  der Region zur Beilegung der oftmals
jahrhundertealten Konflikte wird als un-
v rzichtbar angesehen. Um die Eigenver-
antwortung zu stärken, sollen positive An-
reize regelmäßig an die Erfüllung konkre-
t r Bedingungen geknüpft werden. Der
Stabilitätspakt ist regional ausgerichtet, das
heißt alle Nachbarstaaten des EU-
Regionalansatzes werden einbezogen. Die
vorhandenen Politik- und Strukturdefizite
verlangen eine ganzheitliche Herange-
hensweise. Nachdem sich auf dem westli-
chen Balkan in den vergangenen Jahren in
oft kriegerischen Auseinandersetzungen
die Spannung zwischen Selbstbestimmung
und territorialer Integrität offenbart hat,
o muliert der Bonner Stabilitätspakt: „Ei-
ne der wesentlichsten Aufgaben der inter-
nationalen Staatengemeinschaft in der Re-
gion besteht darin, die zugespitzte Ent-
scheidungssituation zwischen dem Selbst-
bestimmungsrecht der Völker und dem
Erhalt der Einheit multi-ethnischer Staaten
zu entschärfen.“ Dabei gilt es, den Grund-
satz der Unverletzlichkeit der Grenzen zu
                                                      
Affairs, Luxembourg, 08.04.1999, Seite 3
(http://ue.eu.int/Newsroom/LoadDoc...&BID=71&
DID=57345&GRP=1675&LANG=1).
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wahren. Wegen ihres gesamteuropäischen
Charakters soll der Stabilitätspakt unter
dem Dach der OSZE exekutiert werden.
Die EU soll gleichwohl eine I itiatoren-
rolle übernehmen.
Nach den Vorstellungen des Bonner
Auswärtigen Amtes soll der Stabilitätspakt
wie folgt organisiert werden. Es wird ein
“Regionaltisch Südosteuropa“ eingerichtet,
dem die Aufgabe der Koordinierung der
verschiedenen Stabilisierungsmaßnahmen
obliegt. Um die Gesamtheit der regionalen
Krisenfaktoren abdecken zu können, wer-
den „Thementische“ eingerichtet. Diese
sollen umfassen: erstens Minderheiten und
Grenzfragen, zweitens Flüchtlings- und
Vertriebenenrückkehr, drittens Wirt-
schaftsfragen und viertens die Förderung
von Bürgergesellschaften. Im Rahmen die-
ser institutionalisierten Regionalgespräche
ist der Abschluß von bi- und multilateralen
Abkommen sowie von innerstaatlichen
Vereinbarungen vorgesehen, mit denen die
politischen und ökonomischen Strukturde-
fizite und damit das Krisenpotential der
Region überwunden werden sollen. Eine
„hochrangige Eröffnungskonferenz“ soll
gleichsam den Startschuß für die neue Sta-
bilisierungsrunde geben. So wie schon im
Europäischen Rat von Wien vorgesehen,
soll der Stabilitätspakt durch eine Geber-
konferenz flankiert werden. Um Mißver-
ständnisse zu vermeiden, wird noch einmal
mit Nachdruck hervorgehoben, daß der
Stabilitätspakt nichts mit einer Balkan-
Konferenz im Stile des 19. Jahrhunderts zu
tun hat, die die Balkan-Länder zum Objekt
europäischer Ordnungspolitik gemacht
haben. Als Teilnehmer am Stabilitätspakt
sind die 27 Staaten vorgesehen, die das
„Royaumont-Format“ bilden.10 Neben den
                                         
10 Am 13.12.1995 hatten sich in Royaumont am
Rande der Pariser Konferenz für den Frieden in
Bosnien und Herzegowina auf Anregung der Euro-
päischen Union 27 Staaten zusammengefunden, um
Staaten sollen weitere Initiativen wie zum
Beispiel die Südosteuropa-
Kooperationsinitiative (SECI) oder die
Zentraleuropäische Initiative mitwirken.
Interessant ist, daß weder die USA noch
Rußland in dem Papier gesondert genannt
werden. Sie tauchen lediglich immanent
als Teilnehmer des Royaumont-Prozesses
auf.
Von besonderem Interesse ist, was im
Fischer-Plan zur Perspektive einer EU- und
NATO-Mitgliedschaft der Länder Südost-
europas ausgeführt wird. Seitens der EU
wird ein verstärkter Beitrag zur Stabilisie-
rung des Balkans in Aussicht gestellt. Die
EU soll ihr politisches Profil erhöhen. Eine
Gemeinsame Strategie im Rahmen der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo-
litik soll für den Westbalkan ausgearbeitet
w rden. Nach Artikel 13 des nach Amster-
dam konsolidierten EU-Vertrags führen die
Gemeinsamen Strategien zu einer Aus-
weitung der qualifizierten Mehrheitsab-
stimmung.11 Es wird in Aussicht gestellt,
                                                      
eine Erklärung zum Prozeß der Stabilität und guten
Nachbarschaft in Südosteuropas anzunehmen. Der
Europäische Rat hatte am 15. und 16.12.1995 be-
grüßt, daß diese Initiative ergriffen worden ist. Vgl.
Europäischer Rat in Madrid, Tagung der Staats-
und Regierungschefs der Europäischen Union am
15. und 16.12.1995, Schlußfolgerungen des Vorsit-
zes, in: Presse- und Informationsamt der Bundesre-
gierung, Bulletin, Nr. 8 (30.1.1996). Die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik der EU wie-
derum hatte am 9.11.1998 einen gemeinsamen
Standpunkt für den Prozeß der Stabilität und guten
Nachbarschaft in Südosteuropa festgelegt, der eben-
falls auf dem Royaumont-Prozeß aufbaut. Vgl.
98/633/GASP: Gemeinsamer Standpunkt vom
9.11.1998 – vom Rat aufgrund von Artikel J.2 des
Vertrags über die Europäische Union festgelegt –
betreffend den Prozeß für Stabilität und gute Nach-
barschaft im Südosten Europas, in: Amtsblatt, L
302 vom 12.11.1998, Seite 1-7.
11 Vgl. im einzelnen Axt, Heinz-Jürgen, Konfliktre-
gelung durch die Europäische Gemeinschaft: Erfah-
rungen und Perspektiven nach Verabschiedung des
Amsterdam-Vertrags, in: Brey, Hans-
jörg/Wagenlehner, Günther (Hrsg.), Die Staaten
Südosteuropas und die europäisch-atlantischen
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einen besonderen Beauftragten der Euro-
päischen Union für Südosteuropa zu be-
nennen. In all den Fällen, in denen rele-
vante Fortschritte gemäß dem Regional-
bzw. Konditionalitätsansatz erreicht wor-
den sind, wird der Abschluß von Assozia-
tionsverhältnissen vorgesehen. Im Text des
Fischer-Planes wird explizit Mazedonien
als Kandidat benannt.
Besondere Aufmerksamkeit verdient
die Aussage über die Chancen der Länder
Südosteuropas, Mitglieder der Europäi-
schen Union zu werden. Es heißt im Text
wörtlich: „Klares und wiederholtes Be-
kenntnis der EU, daß die Länder der Regi-
on eine Beitrittsperspektive haben, selbst
wenn diese aus heutiger Sicht in unbe-
stimmter Zeit liegt. Dies nicht nur aus
Gründen der Gleichbehandlung mit den
MOE-Staaten. Die Perspektive der EU-
Mitgliedschaft ist, wie die Entwicklung der
MOE-Staaten gezeigt hat, ein wichtiger
Transformationsanreiz. Deshalb können
auch nur so die SOE-Staaten dauerhaft auf
Stabilisierungskurs gehalten werden.“12
Bedeutsam ist, daß keinerlei (!) Kriterien
und Bedingungen für eine künftige Mit-
gliedschaft der Staaten Südosteuropas in
der EU benannt werden.
Ähnlich unkonditioniert sind auch die
Aussichten, die der Fischer-Plan den Staa-
ten Südosteuropas bezüglich einer künfti-
gen Mitgliedschaft in der NATO in Aus-
sicht stellt. Es heißt im Text: „Ebenso wie
der EU-Beitritt ist die Aussicht auf NATO-
Mitgliedschaft eines der wichtigsten Trans-
formationsmotive für die Staaten Südost-
europas. Es ist deshalb von großer Bedeu-
tung, daß die NATO an ihrer Linie fest-
und die Tür für neue Mitglieder langfristig
                                                      
Strukturen. Eine Bestandsaufnahme, München
1997, Seite 165-179, hier Seite 175.
12 Ein Stabilitätspakt für Südosteuropa, 09.04.1999,
a.a.O., Seite 3.
offenhält... Die NATO muß mittel – und
langfristig in Südosteuropa weiter präsent
bleiben...“ Auch hier sucht man vergeblich
nach der Auflistung von Bedingungen, die
von den Staaten Südosteuropas zu erfüllen
wären, bevor sie der NATO beitreten kön-
n n.
Eine Bewertung des Fi cher-Planes
muß notwendigerweise positive wie nega-
tive Aspekte festhalten. Auf der „Haben-
Seite“ stehen ohne Zweifel folgende Fakto-
ren: Erstens hat der Plan vor Ende des Ko-
sovo-Krieges wieder die Diplomatie ins
Spiel gebracht und hat deutlich gemacht,
daß die entscheidende Frage nicht „Sieg
oder Niederlage“ sondern Stabilisierung
des Balkans heißt. Zweitens hat der Fi-
scher-Plan die Europäische Union zusam-
men mit der OSZE neben der NATO wie-
der profiliert, ohne die herausragende Be-
deutung der Allianz im Kosovo-Krieg ein-
zuschränken. Drittens hat der Plan des Au-
ßenministers das geleistet, was man von
jeder Präsidentschaft im Rahmen der Eu-
ropäischen Union erwarten darf: Den Ent-
wurf von Leitideen, mit denen die Rolle
der Europäischen Union zur Lösung gra-
v erender weltpolitischer Probleme g-
stärkt werden kann. Viertens legt der Fi-
scher-Plan in überzeugender Weise Wert
darauf, künftig die Maßnahmen zur Stabi-
lisierung des westlichen Balkans nicht iso-
liert nebeneinander sondern in Abstim-
mung zu betreiben. Zielgenaue Bündelung
muß die Devise heißen. Fünftens betont
der Plan die Notwendigkeit, Prävention
und Aufbau statt reaktivem Krisenmana-
gement voranzutreiben. Sechstens schließ-
lich – und dies ist für politische Stellung-
nahmen durchaus nicht üblich – macht der
Fischer-Plan darauf aufmerksam, daß eine
inhärente Spannung zwischen den Völker-
rechtsprinzipien der Selbstbestimmung
einerseits und der territorialen Integrität
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andererseits besteht. Bekanntlich wird im
„Dekalog“ der KSZE  die Selbstbestim-
mung im Prinzip 8 und die Unverletzlich-
keit der Grenzen in Prinzip 3 festgehalten.
Also wird hier auf der politischen Ebene
pointiert festgehalten, was in der Wissen-
schaft insbesondere seit dem Zerfall des
sozialistischen Jugoslawiens wiederholt
debattiert worden ist: Selbstbestimmung
hat danach eine doppelte Dimension. Auf
der einen Seite ist sie eine Angelegenheit
des „Ethnos“, also der nationalen oder eth-
nischen Selbstbestimmung. Auf der ande-
ren Seite ist sie eine Frage des „Demos“,
also der Selbstverwaltung. Das in diesem
Sinne die Selbstbestimmung einfordernde
„Volk“ konstituiert sich nicht nach ethni-
schen Prinzipien sondern nach politischen
Kriterien, so daß die Selbstbestimmung in
demokratischen Formen nicht notwendi-
gerweise eine separate N ionalstaatsgrün-
dung zur Folge hat. Das Kantonalsystem
der Schweiz wird in dieser Form als eine
positive Alternative zum ethnisch begrün-
deten Nationalstaat gesehen. Was der Fi-
scher-Plan hier in knappen Worten zum
Ausdruck bringt, ist nicht mehr als die
Forderung, den auch auf dem Balkan in
breiter Form rezipierten Ethnonationalis-
mus der deutschen Idealisten und Roman-
tiker (Herder, Fichte, Schelling) durch de-
mokratische Konzepte zu relativi ren.13
Den positiven Momenten des Fischer-
Plans stehen kritikwürdige gegenüber. Ins-
besondere ist zu bemängeln, daß der Plan
bei den Staaten Südosteuropas zu hohe
Erwartungen wecken kann. Es entsteht der
Eindruck, als könne es künftig eine „Mit-
                                         
13 Zur Diskussion der ethnischen und demokrati-
schen Selbstbestimmung vgl. Axt, Heinz-Jürgen,
The Impact of German Policy on Refugee Flows
from Former Yugoslavia, in: Münz, Rainer/ Wei-
ner, Myron (Hrsg.), Migrants, Refugees, and
Foreign Policy. U.S. and German Policies Toward
Countries of Origin, Providence/Oxford 1997, Seite
1-33.
gliedschaft light“ in der EU für die Staaten
Südosteuropas geben. Nirgendwo wird auf
die Kriterien eingegangen, die für die
Staaten Mittel- und Osteuropas aber auch
für Zypern und Malta gelten. Dies sind die
Kriterien des Europäischen Rats von Ko-
penhagen (1993) und – nach Inkrafttreten
des Amsterdam-Vertrages – die Grund-
satzartikel eben diesen Vertragswerks.
Nach der konsolidierten Fassung des EU-
Vertrages bestimmt Artikel 6: „Die Union
beruht auf den Grundsätzen der Freiheit,
der Demokratie, der Achtung der Men-
chenrechte und Grundfreiheiten sowie der
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind
allen Mitgliedsstaaten gemeinsam. Die
Union achtet die Grundrechte, wie sie in
der am 4.11.1950 in Rom unterzeichneten
Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten g-
währleistet sind, und wie sie sich aus den
gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen
der Mitgliedstaaten als allgemeine Grund-
sätze des Gemeinschaftsrechts ergeben“.14
Von besonderer Bedeutung ist der Be-
schluß des Europäischen Rates von Ko-
penhagen vom 21. und 22.6.1993, der
durch den nachfolgenden Europäischen
Rat von Madrid bestärkt wurde. In Kope-
hagen wurden neun Kriterien der Beitritts-
fähigkeit im einzelnen festgehalten15:
1. Mittel- und osteuropäische Länder, die
Mitglieder der Europäischen Union
                                         
14 Zur Verstärkung des Prinzips, daß die Europäi-
sche Union auf den genannten Grundsätzen und
Grundrechten aufgebaut ist, hat der Vertrag von
Amsterdam in Artikel 7 zusätzlich festgehalten, daß
im Falle der Verletzung dieser Grundrechte durch
einen Mitgliedsstaat bestimmte sich aus den EU-
und EG-Verträgen ergebende Rechte für eben die-
sen Staat ausgesetzt werden können.
15 Vgl. Europäischer Rat in Kopenhagen. Tagung
der Staats- und Regierungschefs der Europäischen
Gemeinschaft am 21. und 22.6.1993, Schlußfolge-
rungen des Vorsitzes, in: Presse- und Informati-
onsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin, Nr.
60, Bonn 8.6.1993, Seite 629-641, hier Seite 632 f.
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werden wollen, müssen den Status ei-
nes Assoziierten haben. Assoziation
wird damit gleichzeitig als Vorberei-
tungsstufe zur Mitgliedschaft betrach-
tet.
2. Was die politische Ordnung betrifft, so
hebt der Europäische Rat hervor, daß
die „institutionelle Stabilität als Garan-
tie für demokratische und rechtsstaatli-
che Ordnung“ unverzichtbar ist. Das
läßt sich dahingehend interpretieren,
daß selbst wenn bei Prozeduren und
Attitüden noch kleinere Defizite be-
züglich der Demokratie vorhanden sein
sollten, zumindest die Institutionen als
gefestigt angesehen werden müssen.
3. Die Wahrung der Menschenrechte wird
als ein unverzichtbares Beitragskriteri-
um festgehalten.
4. Minderheiten in den Beitrittsländern
müssen geachtet und geschützt werden.
Damit will die EU offensichtlich errei-
chen, daß Minderheitenfragen vor dem
EU-Beitritt befriedigend gelöst werden
und nicht die EU belasten und eventu-
ell sogar überfordern.
5. Nur solche Länder können EU-
Mitglieder werden, die über eine funk-
tionsfähige Marktwirtschaft verfügen.
6. Dabei wird nicht nur die ordnungspoli-
tische Zielvorstellung festgehalten,
sondern es wird auch erwartet, daß eine
ausreichende Wettbewerbsfähigkeit
gegeben ist. Dieses Kriterium erscheint
von besonderer Bedeutung, wenn man
bedenkt, daß zumindest in der An-
fangsphase besondere Belastungen
(z.B. Handelsliberalisierung) mit der
EU-Mitgliedschaft gegeben sind.16
                                         
16 Diese Belastungen sind um so gravierender, je
größer der Entwicklungsabstand zwischen den alten
EU-Mitgliedern und den Beitrittsländern ist. Vgl.
als Analyse derartiger Beitrittsfolgen im Kontext
der Süderweiterung der Europäischen Gemei-
schaft: Axt, Heinz-Jürgen, Süderweiterung der
7. Die Beitrittsländer werden verpflichtet,
den gesamten Acquis Communautaire
zu übernehmen. Das betrifft sowohl die
Gesamtheit der Verträge wie auch das
nachfolgende Recht.17
8. Von den Beitrittsländern wird dezidiert
gefordert, die Ziele Politische Union
und Europäische Wirtschafts- und
Währungsunion, so wie sie im Vertrag
von Maastricht festgehalten sind, zu
akzeptieren. Dies ist bedeutsam, auch
wenn die Beitrittsländer auf mittlere
Frist keine Chancen haben sollten, der
Wirtschafts- und Währungsunion bei-
zutreten.
9. Es wird festgehalten, daß die Europäi-
sche Union nach dem Beitritt von mit-
tel- und osteuropäischen Ländern auch
weiterhin ihre Fähigkeit zur Erweite-
rung und Vertiefung behalten soll. Die
Aufnahme der ersten mittel- und osteu-
ropäischen Länder soll also nicht die
Möglichkeit blockieren, weiteren
Staaten den Beitritt zu ermöglichen.
Auch soll die Erweiterung die Vertie-
fung der EU nicht blockieren.
Wie man sieht, hat die EU einen um-
fangreichen und differenzierten Satz an
                                                      
Europäischen Gemeinschaft: Erfahrungen mit der
asymmetrischen Integration, in: Jakobeit, Cord/
Yennal, Alparslan (Hrsg.), Gesamteuropa. Analy-
sen, Probleme und Entwicklungsperpektiven, Opla-
den 1993, Seite 414-438.
17 Der Aquis Communautaire wird als „Besitz-
stand“ der Gemeinschaft wie folgt definiert: „In-
halt, Grundsätze und politische Ziele der Verträge
einschließlich des Vertrags von Maastricht; das
Folgerecht und die Rechtsprechung des Gerichts-
hofs; die Erklärungen und Entschließungen der
Gemeinschaft; die internationalen Abkommen und
Abkommen zwischen Mitgliedstaaten, die die Tä-
tigkeiten der Gemeinschaften betreffen“. Vgl. Eu-
ropäischer Rat in Lissabon, Tagung der Staats- und
Regierungschefs der EG am 26. und 27.6.1992,
Schlußfolgerungen des Vorsitzes, in: Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Nr.
71, 1.7.1992, Seite 673-688, hier Seite 685.
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Kriterien definiert, die zu erfüllen sind,
bevor Staaten der Union beitreten können.
Nach Maßgabe dieser Bedingungen wird
gegenwärtig die Erweiterung der Union
vorbereitet, indem die Beitrittsverhandlun-
gen mit den mittel- und osteuropäischen
Staaten sowie Zypern geführt werden. Im
November 1998 hat die Kommission ihre
ersten regelmäßigen Berichte zur Erweite-
rung der EU vorgelegt, in denen geprüft
worden ist, inwieweit die Beitrittkandida-
ten den o.g. Kriterien entsprechen, bzw. in
welchen Bereichen sich noch Defizite
auftun, die vor dem Beitritt zur Union
überwunden werden müssen. Indem der
Fischer-Plan darauf verzichtet, explizit auf
die Kriterien des EU-Vertrags und des Eu-
ropäischen Rats von Kopenhagen einzuge-
hen, könnte der Eindruck entstehen, daß
für die Länder Südosteuropas die Bedin-
gungen für die EU-Mitgliedschaft weniger
strikt formuliert werden sollen als für die
Länder Mittel- und Osteuropas sowie Zy-
pern. Der Fischer-Plan weckt Hoffnungen,
daß die Mitgliedschaft für die Staaten Süd-
osteuropas leichter zu erreichen sei. Der
Plan spricht lediglich davon, daß die Bei-
trittsperspektive „in unbestimmter Zu-
kunft“ liege.
So wie bei den Aussagen zur EU-
Mitgliedschaft verhält es sich auch mit den
Perspektiven für die Länder Südosteuropas
bezüglich eines Beitritts zur NATO. Wenn
davon die Rede ist, daß die Tür für neue
Mitglieder des transatlantischen Bündnis-
ses langfristig offengehalten werde, dann
dürfte auch dies dazu beitragen, übertrie-
bene Erwartungen bei den Ländern in der
Region Südosteuropa zu wecken. Wie man
im Rahmen der ersten Erweiterungsrunde
der NATO um mittel- und osteuropäische
Staaten hat feststellen können, drängt es
die Allianz keineswegs danach, die Zahl
ihrer Mitgliedstaaten möglichst rasch und
umfassend zu erweitern. Es wäre daher
sicher angebracht gewesen, den Staaten
Südosteuropas nicht gleich mit dem Beitritt
zur NATO zu winken. Insgesamt ist fest-
zuhalten, daß der Fischer-Plan insbesonde-
r  bezüglich der Passagen zur Perspektive
einer NATO- und EU-Mitgliedschaft unter
dem Druck der Ereignisse mit heißer Nadel
gestrickt worden ist. So verdienstvoll und
realistisch das Drängen auf Kohärenz der
Stabilisierungsmaßnahmen zugunsten
Südosteuropas gewertet werden muß, so
problematisch erscheinen die Verheißun-
gen eines relativ raschen und wenig kondi-
tionierten Beitritts zu EU und NATO.
EU-Außenminister: zurück zu den
Beitrittskriterien
Die dritte Etappe der Entwicklung des Sta-
bilitätspakts vollzog sich auf dem Rat der
Außenminister in Luxemburg am 26. April
1999.18 Als sich die Minister damals tr-
fen, sprachen sie noch ganz unbestimmt
von der Beitrittsperspektive südosteuropäi-
scher Länder: „The stability pact will give
all countries in the Balkans region a con-
crete perspective of stability and integrati-
on into Euro-Atlantic-Structures“. Die Ge-
schichte des Stabilitätspakts erreichte ihre
vierte Etappe, als die Außenminister am
17. Mai 1999 in Brüssel einen Gemeinsa-
men Standpunkt zum Stabilitätspakt fest-
legten.19 So wie im Fischer-Plan sollte die
OSZE das Dach für den Stabilitätspakt
bilden. Es wurde eine „neue Art von ver-
                                         
18 2173. Council General Affairs, Luxembourg,
26.4.1999 Seite 6
(http://ue.eu.int/Newsroom/Load/doc...&BID=DID
=57481&GRP=1714&LANG=1).
19 Der Gemeinsame Standpunkt der Außenminister
zum Stabilitätspakt für Südosteuropa ist als Anhang
enthalten in: 2177. Council Meeting General Af-
fairs, Brussels 17. May 1999, Seite 7
(http://\www.auswaertiges
amt.de/4%5feuropa/15/4252%2d175.htm).
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traglicher Beziehung“ angekündigt. Ein
Regionaltisch sollte wiederum die konkrete
Arbeit der Koordination leisten. Auf Anre-
gung der EU sollte eine Konferenz einbe-
rufen werden, die sich zusammensetzt aus
den Teilnehmern des Royaumont-Formats
(ausgenommen die Bundesrepublik Jugo-
slawien, solange sie die von der internatio-
nalen Staatengemeinschaft formulierten
Bedingungen nicht akzeptiert), Kanada,
Japan, Europäische Bank für Wiederaufbau
(EBRD), Europäische Investitionsbank
(EIB), Internationaler Währungsfonds
(IWF), Weltbank, OECD, UN, NATO,
WEU und UNHCR. Zusätzlich sollten Re-
präsentanten der verschiedenen Regio ali-
nitativen zur Konferenz eingeladen wer-
den. Abweichend vom Fischer-Plan zeig-
ten sich die EU-Außenminister äußerst
zögerlich, als es darum ging, die Perspek-
tive einer EU-Mitgliedschaft als Mittel der
Stabilisierung des Balkans anzubieten.20
Wie der Presse zu entnehmen war, hatten
insbesondere Frankreich, Spanien, Italien
und die Europäische Kommission gegen
die Idee Stellung bezogen, vorwiegend aus
politischen Gründen den Balkanländern die
volle EU-Mitgliedschaft anzubieten.21 Die
vom Fischer-Plan noch genährte Vorstel-
lung, es könne für die Länder Südosteuro-
pas einen beschleunigten Weg zum Beitritt
in die EU geben, bei dem die von der Uni-
on gestellten Bedingungen niedriger als bei
den übrigen Bewerberländern sein könn-
ten, wurde entkräftet. Im Gemeinsamen
Standpunkt der Außenminister werden
nämlich zu ersten Mal dezidiert die Krite-
rien des Europäischen Rats von Kopenha-
                                         
20 Außenminister der Europäischen Union beraten
Stabilitätspakt für den Balkan, Brüssel, 18.5.1999
(Presseinformation)(www.eu-praesident-
schaft.de...plateName=predoc.tmpl&setCookie=).
21 Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18.5.1999, Seite
2.
gen für den EU-Beitritt aufgeführt. Es wird
v rlangt, daß die Länder Südosteuropas
zunächst diese Bedingungen erfüllen, be-
vor der EU-Beitritt vollzogen werden
kann. Zusätzlich wird darauf verwiesen,
daß neue Mitgliedstaaten den Ansprüchen
des Amsterdam-Vertrages genügen müs-
sen. Hier ist, wie bereits erwähnt, insbe-
sondere an Artikel 6 zu erinnern, der die
Prinzipien der Demokratie, der Menschen-
rechte und der Rechtsstaatlichkeit zu unab-
änderlichen Voraussetzungen einer EU-
Mitgliedschaft erklärt.22 Der Gemeinsame
Standpunkt von Brüssel muß mithin als ein
wichtiger Wendepunkte des Stabili-
tätspakts angesehen werden. Vorstellungen
einer „EU-Mitgliedschaft light“ wurden
damit ausgeräumt. Auch für die Staaten
Südosteuropas sollten jene Bedingungen
gelten, die gegenwärtig die Beitrittsver-
handlungen mit den Staaten Mittel- und
Osteuropas bestimmen. Ist auf diese Weise
die Gleichbehandlung mit den mittel- und
osteuropäischen Staaten hergestellt, so tritt
für die Staaten Südosteuropas Ernüchte-
r ng ein. Die EU-Mitgliedschaft muß eher
als eine langfristige Perspektive betrachtet
werden. Der Stabilitätspakt gewinnt damit
seine eigentliche Bedeutung in der Funkti-
on, den Wiederaufbau der vom Kosovo-
Krieg zerstörten Region in einer koordi-
nierten und kohärenten Weise durch die
v rschiedenen Geber und internationalen
Organisationen durchzuführen. Der Wie-
deraufbau ist dabei in einem umfassenden
Sinne zu verstehen. Er umfaßt sowohl die
Wirtschaft als auch die politischen und
gesellschaftlichen Institutionen. Ohne den
                                         
22 Im Gemeinsamen Standpunkt heißt es wörtlich:
„The EU will draw the region closer to the per-
spective of full integration ofthese countries into its
structures through a new kind of contractual relati-
onship, taking into account the individual situation
of each country, with a perspective of EU-
membership on the basis of the Amsterdam Treaty
and once the Kopenhagen criteria have been met.“
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Aufbau von Zivilgesellschaften wird es
eine Stabilisierung des westlichen Balkans
nicht geben. Daß die Bundesrepublik Jugo-
slawien ihren Platz im Stabilitätspakt hat,
wird im Text des Gemeinsamen Stand-
punkts hervorgehoben. Voraussetzung ist
freilich, daß Belgrad die gesetzten Bedin-
gungen einhält.23
Die fünfte und vorläufig letzte Etappe
hatte der Stabilitätspakt mit der Eröff-
nungskonferenz vom 10.6.1999 in Köln
erreicht.24 Die Teilnehmer der Konferenz
setzten sich so zusammen, wie im Gemein-
samen Standpunkt vom 17. Mai vorgese-
hen. Vertreten waren die Außenminister
der Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on, die Europäische Kommission, die Au-
ßenminister von Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Kroatien, Un-
garn, Rumänien, Rußland, Slowenien,
Ehemalige Jugoslawische Republik Maze-
donien, Türkei, USA, Kanada und Japan.
Ebenfalls anwesend waren Repräsentanten
der OSZE, des Europarats, der Vereinten
Nationen, UNHCR, NATO, OECD, WEU,
Internationaler Währungsfonds, Weltbank,
Europäische Investitionsbank und die Eu-
ropäische Bank für Wiederaufbau. Vertre-
ten waren auch die Schwarzmeer-
Kooperationszone, die Zentraleuropäische
Initiative, die Südosteuropa-
Kooperationsinitiative und die SEECP
(South Eastern European Cooperation
Process). Im Kommuniqué wird der Stabi-
litätspakt als eine Priorität auf der euroat-
lantischen Agenda der Europäischen Union
und der USA herausgestellt. Es wird der
Abschluß von bi- und multilateralen Ab-
kommen guter Nachbarschaft angestrebt.
                                         
23 „The Federal Republic of Yugoslavia should be
invited to participate in such a stability pact once it
has met the necessary conditions.“
24 Vgl. Stability Pact for Southeastern Europe, Co-
logne, 10 June 1999 (www.auswaertiges-
amt.de/6_archiv/inf-kos/hintergr/stabpact.htm).
Wie in Punkt sieben der Erklärung hervor-
gehoben, wird der Schutz der Menschen-
rechte nicht mehr als ausschließlich „inne-
res Problem“ gesehen.25 Bedeutsam ist
auch die Hervorhebung, daß die am Stabi-
l tätspakt beteiligten Staaten ihre Siche-
heitsarrangements nach freier Wahl treffen
sollen. Allerdings sollen die Staaten ihre
Sicherheit nicht auf Kosten Dritter erhö-
hen.26 Damit wird einer negativen und ge-
rade auf dem Balkan verbreiteten Strategie
entgegengewirkt, die üblicherweise in dem
Feind eines Feindes einen Freund gesehen
hat. Der Minderheitenschutz und die Be-
wahrung multiethnischer Gebilde wird
betont. Die Bundesrepublik Jugoslawien
wird ein voller und gleichberechtigter
Teilnehmer am Stabilitätspakt, sobald sie
die Kosovo-Krise politisch beigelegt und
die Prinzipien akzeptiert hat, wie sie von
den Außenministern der G8-Staaten for-
muliert worden sind. Die Souveränität und
die territoriale Integrität der Bundesrepu-
blik Jugoslawien wird respektiert. Es wird
nach Wegen gesucht, wie die Republik
Montenegro frühzeitig in die Begünstigung
durch den Stabilitätspakt eingebunden
werden kann.
Bezüglich der Organisation des Stabi-
litätspakts tauchen die Gedanken des Fi-
scher-Plans wieder auf: Es wird ein Regio-
naltisch eingerichtet, die Zahl der Arbeit-
stische wird allerdings auf drei beschränkt
(Demokratie, Wirtschaft und Sicherheit).
Die Europäische Union benennt einen
                                         
25 „We also reaffirm that commitments with respect
to the human dimension undertaken through our
membership in the OSCE are matters of direct and
legitimate concern to all States partizipating in the
Stability Pact, and do not belong exclusivly to the
internal affairs of the State concerned.“ Stability
Pact for South-Eastern-Europe, Cologne, 10 June
1999 (www.auswaertiges-amt.de/6_archiv/inf-
kos/hintergr/stabpact.htm).
26 „They will not strenghten their security at the
expense of the security of other states.“
DER STABILITÄTSPAKT FÜR SÜDOSTEUROPA 79
Sonderbeauftragten.27 Was die Perspektive
einer Mitgliedschaft der Länder Südosteu-
ropas in der EU angeht, so wird die Positi-
on des Gemeinsamen Standpunkts vom 17.
Mai fortgeschrieben: Eine Mitgliedschaft
kommt nur in Frage, wenn sowohl die Ko-
penhagen-Kriterien wie auch die einschlä-
gigen Bestimmungen des Amsterdam-
Vertrags durch die Beitrittskandidaten er-
füllt werden. Da die Assoziation eine Vor-
bedingung für die Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen ist, die westlichen Balka-
staaten aber noch nicht den Status der As-
soziation genießen, schlägt der Stabili-
tätspakt die Entwicklung einer neuen Art
von vertraglicher Zusammenarbeit zwi-
schen der EU und den Staaten Südosteuro-
pas vor. Nähere Ausführungen zu dieser
neuartigen Vertragsstruktur fehlen aller-
dings. Die OSZE wird wiederum als Dach
des Stabilitätspakts herausgestrichen. An-
ders als im Fischer-Plan ist bezüglich der
NATO nicht mehr die Rede davon, daß
Türen offenstehen und neue Mitglied-
schaften ermöglicht werden sollen. Es
heißt jetzt nur noch, daß die Verteidigung-
sallianz die Kooperation mit den Staaten
Südosteuropas verstärkt und ihre Ver-
pflichtung zur Öffnung („Commitment to
openess“) betont. Konsultationen sollen
verstärkt und regionale Sicherheitskoop-
rationen ausgeweitet werden. Den USA
wird eine führende Rolle in der Entwick-
lung und Implementation des Stabili-
tätspakts zugewiesen. Den Staaten Südost-
europas wird die Mitgliedschaft in euroat-
lantischen Institutionen in Aussicht ge-
stellt. Wegen ihrer führenden Rolle in in-
                                         
27  Mittlerweile hat sich die EU auf BodoHombach,
ehemals Staatsminister im Bundeskanzleramt, geei-
nigt. Von der OSZE sind der Niederländer Daan
Everts und von den Vereinten Nationen der Franzo-
se und Gründer der Hilfsorganisation „Médecins
sans frontières“ Bernard Kouchner als Kosovo-
Beauftragte berufen worden.
ternationalen Finanzorganisationen sind
die Vereinigten Staaten bei der Bereitstel-
lung ökonomischer und technischer Hilfe
besonders gefordert. Rußland wird in sei-
ner Rolle als Schlüsselakteur in der Region
gewürdigt. Die Bestrebungen Rußlands zur
Lösung der Kosovo-Krise werden hervor-
gehoben. Eine konkrete Beschreibung der
künftigen Rolle Rußlands im westlichen
Balkan sucht man allerdings im Stabili-
tätspakt vergeblich. Abermals werden die
Regionalinitiativen in ihrer positiven Rolle
herausgestrichen. Die Teilnehmer ver-
pflichten sich darauf, zum Wiederaufbau,
der Stabilisierung und der Integration der
Region zusammenzuarbeiten. Internatio-
nale Geber werden aufgefordert, diesen
P ozeß nachhaltig zu unterstützen. Beson-
ders hervorgehoben werden die von der
Weltbank und der EU gemachten Fort-
schritte, um die Hilfeleistungen der inter-
nationalen Geber wirksam zu koordinieren.
Die Mobilisierung der Geber und die
nachhaltige Koordinierung ihrer Leistun-
gen wird als besondere Aufgabe herausge-
stellt. Hierin wird auch die vorrangige
Aufgabe des Arbeitstisches Wirtschaft
gesehen. Tragfähige Entwicklungsprojekte
sollen identifiziert und wirksam admini-
striert werden, um die internationalen Hil-
feleistungen zielgerichtet zu verwenden.
Organisatorisch soll zu diesem Zweck
wie folgt vorgegangen werden. Der Regio-
naltisch soll als Clearingstelle dienen, um
die Wiederaufbauhilfen zu koordinieren.
Die Aufgaben der Arbeitstische werden
vor allem zur multilateralen Beratung von
auftretenden Schwierigkeiten, zur Identifi-
kation aussichtsreicher Projekte mit mög-
lichst zwei und mehr beteiligten Ländern
aus der Region und zur Vorbereitung von
Initiativen gesehen. Es wird angestrebt,
den Austausch zwischen Bürgern, insbe-
sondere Jugendlichen, gesellschaftlichen
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Gruppen, Unternehmern und Betrieben
sowie Nicht-Regierungsorganisationen in
der Region zu fördern. Immer wieder wird
hervorgehoben, daß es darauf ankomme,
die Kohärenz und Konsistenz der verschie-
denen Maßnahmen zu sichern und Doppel-
arbeiten und nicht abgestimmte Förder-
maßnahmen zu vermeiden.
Da im Rahmen des Stabilitätspakts
wiederholt die Rede davon ist, daß neuarti-
ge Formen vertraglicher Verhältnisse zwi-
schen den Ländern Südosteuropas und der
EU entwickelt werden sollen, stellt sich die
Frage, wie diese Vertragsbeziehungen aus-
sehen können. Eine erste Antwort enthal-
ten die Schlußfolgerungen des Außenmini-
sterrates in Brüssel vom 31. Mai 1999.28
Wie die Außenminister vereinbart haben,
sollen die neuartigen Vertragsbeziehungen
auf dem Regionalansatz und dem Kondi-
tionalitätsprinzip, so wie diese vom Rat am
29. April 1997 festgelegt worden sind,
aufbauen und diese beiden Ansätze weiter-
entwickeln. Dabei soll berücksichtigt wer-
den, in welcher Weise die Forderungen des
Stabilitätspakts erfüllt werden. Letzteres
betrifft insbesondere die geforderte regio-
nale Kooperation. Mit der Bezugnahme auf
den Regionalansatz und das Konditionali-
tätsprinzip wird deutlich, inwieweit sich
die neuen vertraglichen Beziehungen von
den bisherigen Assoziationsverhältnissen
unterscheiden: Bezüglich der Staaten Süd-
osteuropas wird weit mehr als bei sonsti-
gen Assoziationsverhältnissen üblich auf
die im Konditionalitätsprinzip geltend g-
machten allgemeinen und spezifischen
Bedingungen abgehoben. So heißt es denn
auch in den Schlußfolgerungen des Rates
der Außenminister vom 31. Mai, daß die
neuen Vertragsbeziehungen sich vorrangig
                                         
28 2186th Council Meeting General Affairs, Brus-
sels, 31 may 1999 (http://www.auswaertiges-
amt.de/4_europa/15/4152-315.htm).
auf die folgenden fünf Ziele konzentrieren:
Erstens sollen die Konsolidierung der De-
mokratie, des Rechtsstaates, der ökonomi-
schen Entwicklung, der administrativen
Strukturen und der regionalen Kooperation
gefördert werden. Zweitens soll ein for-
maler Rahmen für den politischen Dialog
auf der bilateralen und regionalen Ebene
geschaffen werden. Drittens sollen die
ökonomischen Austauschbeziehungen, der
Handel, die Investitionen, der Transport
und die Kooperation in Zollfragen mit der
P rspektive einer Integration in das Welt-
handelssystem und eventuell der Etablie-
rung einer Freihandelszone vorangetrieben
werden. Viertens soll die Basis für eine
engere Kooperation im Bereich der Innen-
und Justizpolitik geschaffen werden.
Fünftens sollen „assoziationsorientierte“
Hilfsprogramme aufgelegt werden, um die
Entwicklung der Wirtschaft, der Gesell-
schaft, des Bildungswesens, der Technolo-
gie, der Energie, der Umwelt und der kul-
turellen Kooperation zu fördern. Die
Kommission hat sich verpflichtet, diese
Konzept der neuartigen Vertragsbeziehun-
gen weiter auszubauen. Die Ehemalige
J goslawische Republik Mazedonien und
Albanien tauchen in der Erklärung der Au-
ßenminister als diejenigen Länder auf mit
denen als erste die neuartigen vertraglichen
Beziehungen entwickelt werden können.
Pro und Kontra des Stabilitätspakts
Will man den Stabilitätspakt für Südosteu-
ropa, so wie er hier in seiner Entwicklung
nachgezeichnet worden ist, zusammenfas-
send würdigen, sind neben den vielen po-
sitiven Aspekten auch einige Schwächen
hervorzuheben. Unter letzteren sind vor
allem drei zu nennen: Erstens kann der
Stabilitätspakt in den Ländern Südosteuro-
pas überzogene Erwartungen hinsichtlich
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der Perspektive einer Mitgliedschaft in EU
(und NATO) wecken. Dies ist insbesonde-
re dann der Fall, wenn der Pakt in seiner
frühen Version des Fi cher-Plans hinsicht-
lich einer „EU-Mitgliedschaft light“ perzi-
piert wird. Dann wird die Verpflichtung
auf die Kopenhagen-Kriterien und den
Amsterdam-Vertrag zu wenig berücksich-
tigt und wird die Vorstellung geweckt, als
könne ein gegenüber den mittel- und osteu-
ropäischen Beitrittskandidaten beschleu-
nigter Prozeß zum Beitritt der Länder Süd-
osteuropas in die Europäische Union füh-
ren. Zweierlei ist vorherzusehen: Einerseits
wären die Staaten Mittel- und Osteuropas
enttäuscht, wenn sie vor einem EU-Beitritt
höhere Hürden zu überspringen hätten.
Andererseits könnten sich die Staaten Süd-
osteuropas im Laufe der Zeit ähnlich wie
heute die Türkei als „Beitrittskandidaten
auf Dauer im Wartestand“ empfinden,
wenn die Fortschritte im Bereich von Poli-
tik und Wirtschaft bei diesen Ländern auf
sich warten ließen, und die EU immer wie-
der auf die Kriterien zum EU-Beitritt ver-
weisen müßte. Zweitens ist zumindest zum
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht hi-
reichend verdeutlicht worden, wie die Zwi-
schenstufen und der Zeithorizont bis zum
Abschluß von Verträgen zur Assoziation
(bzw. neuartiger vertraglicher Beziehun-
gen) und zum EU-Beitritt aussehen. Will
man mit dieser Perspektive Reformkräfte
unterstützen, dann muß die Heranführung
an die EU allerdings in einer hinreichend
konkreten Form vermittelt werden können.
Drittens wird die Zukunft weisen müssen,
ob der Stabilitätspakt hält, was er gegen-
wärtig verspricht. Sollte es ihm nicht ge-
lingen, die verschiedenen Hilfsprogramme
und Unterstützungsmaßnahmen seitens der
Staaten, internationalen Organisationen
und Nicht-Regierungsorganisationen zu
kohärenten und konzisen Programmen
zusammenzuführen und zu bündeln, dann
bliebe der Eindruck, daß der Stabilitätspakt
inem gewissen politischen Aktionismus
entsprungen ist.29
Den skeptisch stimmenden Momenten
sind die positiven Aspekte gegenüberzu-
stellen. Hier sind insbesondere vier Punkte
zu betonen: Erstens kann der Stabili-
tätspakt durchaus zum Ausgangspunkt
dafür werden, daß ein klassisches Geber-
dilemma in Form von nicht abgestimmten
Hilfsprogrammen, so wie dies gegenwärtig
auch von Bosnien-Herzegowina berichtet
wird, überwunden wird. Zweitens stellt der
Stabilitätspakt, so wie er im Gemeinsamen
Standpunkt vom 17. Mai und der Kölner
Eröffnungskonferenz vom 10. Juni präzi-
siert worden ist, auch eine Klärung hin-
sichtlich der Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft der Länder Südosteuropas
dar. Es ist klargestellt worden, daß die
Beitrittskonditionen auch für die Balkan-
staaten gelten. Es ist weder an eine Herab-
setzung der Beitrittskriterien noch an
künftige EU-Mitgliedschaften minderen
Rechts gedacht. Eine „Mitgliedschaft
zweiter Klasse“, die dann auch schneller zu
erreichen wäre, ist nicht im Gespräch. Es
geht schließlich auch darum, die Einheit-
lichkeit und Funktionsfähigkeit des euro-
päischen Integrationsprozesses zu wahren.
Diese wären akut gefährdet, wenn es zur
Mitgliedschaft von Staaten käme, die den
Grundsätzen und Ansprüchen der EU nicht
genügen. Die Fähigkeit zu Erweiterung
                                         
29  In diesem Zusammenhang stimmen jüngste
Pressemeldungen nicht eben optimistisch: Für die
Auftakt-Konferenz unter Beteiligung der Staats-
und Regierungschefs am 30. Juli 1999 in Sarajewo
stehen zwar 3 Millionen DM zur Verfügung (West-
deutsche Allgemeine Zeitung, 17.7.1999, S. 2),
noch ist aber unklar, ob genügend Finanzmittel für
den Wiederaufbau des Kosovo und der angenzen-
den Region aufgebracht werden können. Die Ge-
ber-Konferenz am 28. Juli 1999 in Brüssel hat hier
noch viele Fragen offengelassen (Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 29.7.1999, S. 2).
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und Vertiefung der EU ist mit gutem
Grund eines der Kriterien von Kopenha-
gen. Drittens gilt das Angebot des Stabili-
tätspakts allen Ländern Südosteuropas. Die
Bundesrepublik Jugoslawien ist darin ein-
geschlossen, sobald sie die Mindestvoraus-
setzungen einer gewissen Demokratisie-
rung und Einhaltung von Menschenrechten
gewährleistet. Diese Bedingungen sind
weit niedriger angesetzt als bei den Ko-
penhagener Kriterien. Viertens verfolgt der
Stabilitätspakt die durchaus angemessene
Methode von „Sticks and Carrots“. Koope-
rationsfähige und -willige Staaten werden
belohnt, die Kooperationsunwilligen dage-
gen bestraft. Die Belohnung besteht in
Handelserleichterungen, technischer Hilfe,
Finanzkooperation, der Perspektive auf
eine EU-Assoziation bzw. vertragliche
Beziehung neuer Art und der in Aussicht
gestellten Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union. Reformkräfte sollen unter-
stützt und – insbesondere in der Bundesre-
publik Jugoslawien – die demokratische
Opposition gefördert werden. Als frie-
denstheoretisches Postulat des Stabili-
tätspakts wird erkennbar: „Demokratien
führen untereinander keinen Krieg.“ Diese
Vision dürfte um so mehr auf dem Balkan
Wirklichkeit werden, wenn es gelingt, die
demokratische und zivilgesellschaftliche,
aber auch die wirtschaftliche Entwicklung
und die Verbesserung der Lebensbedin-
gungen voranzubringen. Der Stabili-
tätspakt wird daran gemessen werden, ob
alle Beteiligten sich langfristig auf dieses
Ziel hin verpflichten und die dafür not-
wendigen Mittel aufbringen.
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Robert Chr. van Ooyen
Krieg, Frieden und Grundgesetz -
Verfassungspolitische Anmerkungen
zur humanitären Interventio
Mit Art. 26 GG ist allgem in das Frie-
densgebot und speziell das Verbot der
Vorbereitung zur Führung eines Angriffs-
kriegs seit 1949 verfassungsrechtlich ver-
ankert - bei gleichzeitiger Verpflichtung,
dies unter Strafe zu stellen1. V rfassungs-
geschichtlich betrachtet ist Art. 26 ein we-
sentlicher Reflex des Verfassungsgebers
auf die Angriffskriege der nationalsoziali-
stischen Diktatur, die im Nürnberger Pro-
zeß gegen die Hauptkriegsverbrecher u. a.
Gegenstand der Anklage waren2. Parallel
stellt Art. 26 GG innerstaatlich einen völ-
kerrechtlichen Standard sicher, der ange-
fangen mit dem noch heute geltenden -
und auch für die Bundesrepublik verbind-
                                         
1 Vgl. einführend: Geiger, Grundgesetz und Völ-
kerrecht, München 1994, §§ 64 - 67; Hernekamp,
Art. 26; in: von Münch / Kunig, GGK Bd. 2, Mün-
chen 1995, S. 223 ff; Maunz  in: Ders./ Dürig, u.
a., GG, Kommentar, Bd. III, Art. 26, München
1997. Völkerrechtlich vgl. einführend z. B.: Fi-
scher / Köck, Allgemeines Völkerrecht, Wien
1994; Kimminich, Einführung in das Völkerrecht,
Tübingen - Basel 1997; Zum Begriff der Aggressi-
on vgl. Resolution der UN-Generalversammlung
über die Definition der Aggression vom 14. 12.
1974; Text in: Schweitzer / Rudolf, Friedensvöl-
kerrecht, Baden-Baden 1985.
2 Art. 6 Statut Internationaler Militärgerichtshof:
„(a) VERBRECHEN GEGEN DEN FRIEDEN:
Nämlich: Planen, Vorbereitung, Einleitung oder
Durchführung eines Angriffskrieges oder eines
Krieges unter Verletzung internationaler Verträge,
Abkommen oder Zusicherungen oder Beteiligung
an einem gemeinsamen Plan oder an einer Ver-
schwörung zur Ausführung einer der vorgenannten
Handlungen“; Der Prozeß gegen die Hauptkriegs-
verbrecher vor dem Internationalen Militärge-
richtshof, Nürnberg, Bd. 1, 1947.
lichen - Briand-Kellogg-Pakt von 19283
bis zu den einschlägigen Regelungen im
Rahmen der UN den Krieg als Mittel der
Politik aus den internationalen Beziehun-
gen zu bannen sucht. Aus deutscher Sicht
wird dies völkerrechtlich noch einmal be-
kräftigt im Art. 2 des „Zwei-plus-Vier-
Vertrags“ unter expliziter Bezugnahme
auf die UN-Charta:
„Die Regierungen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik bekräftigen ihre
Erklärungen, daß vom deutschen Boden
nur Frieden ausgehen wird. Nach der Ver-
fassung des vereinten Deutschland sind
Handlungen, die geeignet sind und in der
Absicht vorgenommen werden, das frie-
liche Zusammenleben der Völker zu stö-
ren, insbesondere die Führung eines An-
griffskrieges vorzubereiten, verfassungs-
widrig und strafbar. Die Regierungen...
erklären, daß das vereinte Deutschland
keine seiner Waffen jemals einsetzen
wird, es sei denn in Übereinstimmung mit
seiner Verfassung und der Charta der Ver-
einten Nationen“4.
Gemessen hieran war die politische
Praxis und auch die offiziell vertretende
verfassungsrechtliche Auslegung der Art.
24 und 87 a GG ohnehin noch viel re-
striktiver. Anläßlich der Anhörung in der
Gemeinsamen Verfassungskommission
hielt der Sachverständige Isensee 1993
hierzu rückblickend fest:
                                         
3 Vertrag über die Ächtung des Krieges vom 27. 8.
1928; Art I: „Die Hohen Vertragsschließenden
Parteien erklären feierlich im Namen der Völker,
daß sie den Krieg als Mittel für die Lösung inter-
nationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als
Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen
Beziehungen verzichten“; Text in: Schweitzer /
Rudolf (s. Fn 1).
4 Art. 2 Vertrag über die abschließende Regelung
in bezug auf Deutschland vom 12. 9. 1990.
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„... daß die Bundesregierung - und
zwar jedweder parteipolitischer Couleur -
herkömmlich die Auffassung vertreten
hat, der Bundeswehr sei von Verfassungs
wegen der Einsatz außerhalb des NATO-
Gebietes, wie es in Art. 6 des Nordatlan-
tikvetrages umschrieben wird, also ‘out of
area’, durch das Grundgesetz, Art. 87 a
Abs. 2, verboten.
Angesichts dieser Rechtsauffassung,
die insbesondere der Bundessicherheitsrat
immer wieder vertreten hat, stellte sich die
politische Frage, ob sich die Bundeswehr
an einschlägigen Aktionen der Vereinten
Nationen beteiligen sollte, überhaupt
nicht, weil von Verfassungs wegen die
Frage sich von vornherein verbot bzw. in
einer Richtung beantwortete“5.
Die Zeitenwende von 1989 / 90
brachte hier die grundlegende Zäsur:
Politisch wurde der Weg frei für eine
Deblockierung der UN, auch wenn die
zunächst aufkommende Euphorie einer
„Neuen Weltordnung“ schnell einer skep-
tischeren Sicht der Dinge weichen mußte.
Denn gerade aus europäischer Sicht ist
doch auf dem Gebiet der früheren Staaten
Sowjetunion und Jugoslawien mit „dem
Ende des Ost-West-Konflikts... der Krieg
als Mittel der Politik nach Europa zurück-
gekehrt“6. Immerhin drückte sich mit der
Praxis der humanitären Intervention in
den Entscheidungen der UN jetzt auch ein
„neues internationales Werteverständnis
aus“ bei dem es „nicht mehr allein um die
                                         
5 Isensee, Anhörung der Gemeinsamen Verfas-
sungskommission am 11. 2. 1993 zum Thema
Staatliche Souveränität und militärische Verteidi-
gung; Materialien zur Verfassungsdiskussion und
zur Grundgesetzänderung in der Folge der deut-
schen Einigung, Bd. 2, Bonn 1996, S. 383.
6 Kaiser, Die neue Weltpolitik: Folgerungen für
Deutschlands Rolle; in: Ders. / Schwarz, Die neue
Weltpolitik, Bonn 1995, S. 500; vgl. auch Pfetsch,
Die Rolle des Krieges in der neuen Epoche, ebd.,
S. 140 ff.
Sicherheit von Staaten, sondern auch um
die Sicherheit der in diesen Staaten leben-
den Bevölkerungsgruppen“ geht7. Hatte
das klassische Völkerrecht als Ius Publi-
cum Europaeum die humanitäre Interven-
tion vor allem als Eingriff in die Verhält-
nisse „nicht ziviliserter“ Staaten gekannt,
so suchte die UN-Charta - angesichts der
offenkundigen Möglichkeiten praktischen
Mißbrauchs durch die nationalstaatliche
„Kanonenbootpolitik“ - mit Art. 2 Ziff. 4
 Anwendung jeglicher militärischer
Gewalt in den internationalen Beziehun-
gen zu bannen. Die humanitäre Interventi-
on zum Schutz von Menschenrechten
zählte daher „in den vergangenen Jahren
zu den rechtlich umstrittensten Fragen des
Gewaltanwendungsverbots“8. Gleichwohl
gab es auch zu Zeiten des Ost-West-
Konflikts zwei Präzedenzfälle: Gegen die
Apartheidregime in Rhodesien und Süd-
afrika wurde zwar nicht zur bewaffneten
Intervention geschritten, jedoch wegen der
innerstaatlichen Verhältnisse Wirtschafts-
sanktionen durch Beschluß des Sicher-
heitsrats nach Kapitel VII der UN-Charta
verhängt9. Dabei interpretierte man die in
Art. 39 der UN-Charta vorgegebene Min-
destvoraussetzung „Bedrohung des Frie-
dens“ durchaus weit im Sinne eines pos-
tiven Friedensbegriffs, der sich nicht in
der Abwesenheit von Krieg oder militäri-
                                         
7 Kühne, Die neuen Vereinten Nationen; in: Kaiser
/ Schwarz, ebd., S. 379.
8 Blumenwitz, Die humanitäre Intervention; in:
APuZ 47 / 1994, S. 4. Aus politikwissenschaftli-
cher Sicht vgl. Debiel / Nuscheler (Hrsg.), Der
neue Inteventionismus. Humanitäre Einmischung
zwischen Anspruch und Wirklichkeit, Bonn 1996.
9 Bzgl. Rhodesien die Res. des Sicherheitsrats Nr.
232 (1966) und 253 (1968), die ein umfassendes,
obligatorisches Handels- und Finanzembargo ver-
fügten; für Südafrika die Res. Sicherheitsrat 418
(1977, Waffenembargo); vgl. Hufbauer / Schott /
Elliott, Economic Sanctions Reconsidered: History
and Current Policy, Washington 1985, S. 409 bzw.
347.
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scher Gewalt erschöpft, sondern als „gute
Ordnung verstanden wird“10 . Daran an-
knüpfend subsumierte man insbesondere
seit den Schutzmaßnahmen zugunsten der
Kurden im Irak11 und dem Eingreifen in
Somalia die humanitäre Intervention als
„Frieden schaffende Maßnahme“ unter
Kapitel VII der UN-Charta12, das ja das
strenge Interventionsverbot des Art. 2
Ziff. 7 ausdrücklich und grundsätzlich
durchbricht. Vor diesem Hintergrund des
„Wertewandels“ und neuer Handlungsfä-
higkeit der Staatengemeinschaft vollzog
sich auch die Einsetzung der neuen UN-
Gerichtshöfe zur Verfolgung der Verbre-
chen im früheren Jugoslawien und in
Rwanda13.
Aus deutscher Sicht war damit bald
die Frage nach einer Beteiligung an UN-
bzw. an vom Sicherheitsrat ermächtigte
Maßnahmen aufgeworfen - insbesondere
bei Völkermord und schwersten Men-
schenrechtsverstößen in unmittelbarer eu-
ropäischer Nachbarschaft. Auf dem Hin-
tergrund des jahrzehntelangen Grundkon-
senses, wonach sich „out of area“ eben
verbiete, offenbarte die durch die neue
Herausforderung losgetretene verfas-
                                         
10 Blumenwitz (s. Fn 8), S. 8.
11 Vgl. Res. Sicherheitsrat 688 (1991).
12 Vgl. Res. Sicherheitsrat 794 (1992); Blumenwitz
(s. Fn 8), S. 9 f; auch die Klassifikation nicht als
humanitäre Intervention sondern überhaupt als
Frieden schaffende Maßnahmen bei Seidl-
Hohenveldern / Loibl, Das Recht der Internatio-
nalen Organisationen einschl. Supranationalen
Gemeinschaften, Köln u. a. 1996, Rz 0248, Rz
2026.
13 Vgl. Res. Sicherheitsrat 808 (1993) zur Einset-
zung des Jugoslawien-Gerichtshofs und 827
(1993) über das Statut; bzgl. Rwanda vgl. Res.
Sicherheitsrat 955 (1994) jeweils mit ausdrückli-
chen Bezug zur Kompetenz nach Kap. VII UN-
Charta; Tomuschat, Ein Internationaler Strafge-
richtshof als Element einer Weltfriedensordnung;
in: EuArch 3 / 1994, S. 61 ff; vanOoyen, Auf dem
Weg zu einer wirksamen internationalen Strafg-
richtsbarkeit: eine Zwischenbilanz; in: IPG 3 /
1998, S. 333 ff.
sungspolitische Diskussion und politische
Praxis zunächst einmal verständlicher
Weise ein gewisses Maß an Verwirrung
und Hilfslosigkeit. So beklagte ein der
„realistischen Schule“ zuzuordnender B-
obachter die Entscheidungsschwäche von
Regierung und Opposition gleichermaßen,
wenngleich jedoch auch bisher festgefügte
parteipolitische Positionen erheblich in
Bewegung gerieten:
„Aus dem Rechtswege-Staat ist in-
zwischen aber wie vorausgesehen ein
Spitzweg-Staat geworden, dessen Opposi-
tion vor dem Bundesverfassungsge-richt
Klage dagegen führt, daß ein paar deut-
sche Luftwaffensoldaten in Awacs-
Maschinen über der Adria patroullieren!
Doch die Schrulligkeit der Opposition
wurde noch übertroffen von einer Bundes-
r gierung, die ähnlich wie die SPD-
Führung sehnlichst darauf gewartet hat,
daß ihr Karlsruhe Entscheidungen abneh-
men möge, die  eigentlich sie selbst hätte
treffen müssen und treffen können. Soweit
ist es mit der auswärtigen Gewalt in der
Bundesrepublik Deutschland gekom-
men.14“
Und: „Alles in allem läßt sich gegen-
wärtig eine Lockerung zuvor erstarrter
Positionen verzeichnen - einstige Para-
Marxisten entdecken die Realpolitik...
einstige Grüne die Funktion von Militär-
macht zur Unterbindung von Genozid“.15
Mit der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts schien daher zunächst
einmal alles „geklärt“, zumal die seitens
des Gerichts vorgenommene Auslegung
von Art. 24 und 87 a GG die zu diesem
Zeitpunkt von der Regierung beschlosse-
nen Beteiligungen der Bundeswehr als
zulässig, der eigentliche verfassungs-
                                         
14 Schwarz, Die Zentralmacht Europas. Deutsch-
lands Rückkehr auf die Weltbühne, Berlin 1994, S.
168.
15 Ebd., S. 272.
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rechtliche Mangel dagegen in der fehlen-
den parlamentarischen Zustimmung
(„Parlamentsvorbehalt“) lag16:
„Die auf die Streitkräfte bezogenen
Regelungen des Grundgesetzes sind...
stets darauf anglegt, die Bundeswehr nicht
als Machtpotential allein der Exekutive zu
überlassen, sondern als ‘Parlamentsheer’
in die demokratisch rechtsstaatliche Ver-
fassungsordnung einzufügen, d. h. dem
Parlament einen r chtserheblichen Einfluß
auf Aufbau und Verwendung der Streit-
kräfte zu sichern ...
Die hiernach in den Vorschriften des
Grundgesetzes auf dem Hintergrund der
deutschen Verfassungstradition seit 1918
zum Ausdruck kommende Entscheidung
für eine umfassende parlamentarische
Kontrolle der Streitkräfte läßt ein der
Wehrverfassung zugrundeliegendes Prin-
zip erkennen, nach dem der Einsatz be-
waffneter Streitkräfte der konstitutiven,
grundsätzlich vorherigen Zustimmung des
Bundestages unterliegt“17.
Dabei ist schon hervorzuheben, daß
das aus dem Verständnis der Bundeswehr
als „Parlamentsheer“ abgeleitete Zustim-
mungserfordernis für den konkreten Ein-
zelfall eben nicht explizit in der Verfas-
sung geregelt ist, „sondern... von dem Se-
nat mit Hilfe einer umfassenden systema-
tischen und historischen Auslegung aller
auf die Streitkräfte bezogenen Regelungen
entwickelt“ wurde18. Obgleich also auf der
einen Seite entschiedener Handlungsbe-
darf nach einer verfassungspolitischen
Diskussion und -rechtlichen Klärung al-
lein auf dem Hintergrund veränderter in-
ternationaler Bedingungen und eines ge-
wandelten völkerrechtlichen Begriffsver-
ständnisses angezeigt schien, leistete man
                                         
16 Vgl. BVerfGE 90, 286.
17 Ebd., 381, 387.
18 Richter / Schuppert, Casebook Verfassungs-
recht, München 1996, S. 518.
sich auf der anderen Seite, „beruhigt“
durch das Urteil des Gerichts und ange-
sichts der „Harmlosigkeit“ der deutschen
Beteiligung, den Luxus, eine so wesentli-
che Entscheidung der Gesellschaft - näm-
lich die über „Krieg und Frieden“! - wei-
ter in den bisherigen v rfassungsrechtli-
chen Allgemeinplätzen zu belassen. So
blieb auch die im Rahmen der Gemeinsa-
en Verfassungskommission recht breite
Thematisierung einschließlich Vorlage
von Änderungsentwürfen in dieser Hin-
sicht ohne weitere Folgen. Dabei ging
selbst der seinerzeit von der CDU / CSU /
FDP vorgeschlagene Änderungsantrag19,
der bzgl. des Einsatzes der Bundeswehr
den verfassungsrechtlich vergleichsweise
größten Entscheidungsfreiraum herzu-
stellen suchte, längst nicht an den Fall
heran, der nun vorliegt: NATO-
“Maßnahmen“ ohne ausdrücklichen Si-
cherheitsratsbeschluß mit deutscher „out
of area“-Beteiligung, die überhaupt
schwerlich unter Art. 51 UN-Charta sub-
sumierbar sind20. Immerhin hatte ein sogar
                                         
19 Vgl. BT-Drs 12 / 4107.
20 Eine Subsumtion der NATO-Luftangriffe gegen
Jugoslawien unter das Recht der individuellen /
kollektiven Selbstverteidigung nach Art. 51 UN-
Charta, das ja das Gewaltverbot nach Art. 2 Ziff. 4
UN-Charta durchbricht und jedem Staat „naturge-
geben“ zusteht bis der Sicherheitsrat die erforderli-
chen Maßnahmen trifft, entfällt, weil ja im Unter-
schied etwa zum zweiten Golfkrieg überhaupt kein
zwischenstaatlicher Konflikt sondern ein Bürger-
krieg vorlag. Daraus im Umkehrschluß die Völker-
rechtswirdrigkeit abzuleiten, ist jedoch mit dem
Bedenken zu entgegnen, daß die Verhinderung von
Völkermord in der Rechtsgüterabwägung (sowohl
das Gewaltverbot als auch das Verbot des Völker-
mords sind als sog. ius cogens auf gleicher Stufe
der völkerrechtlichen Normenhierarchie) minde-
stens gleichrangig  ist und somit als Recht ferti-
gungsgrund gelten kann. Dagegen kritisch: - mit
dem Einwand, daß die Durchbrechung des Ge-
waltverbots für eine „grechte Sache“ ohne UN-
Mandat zur „bellum-iustum-Lehre“ zurückkehrt
und in letzter Konsequenz den Krieg wieder zur
freien Disposition der einzelnen Staaten stellt - z.
B. Wirth, Zurück zur Lehre des gerechten Kriegs?
KRIEG, FRIEDEN UND GRUNDGESETZ 87
der “idealistischen Schule“ zuzuordnender
Sachverständiger im Rahmen der Anhö-
rung der Verfassungskommission genau
dieses, inzwischen mit dem „Kosovo-
Krieg“ auch Wirklichkeit gewordene Di-
lemma frühzeitig benannt:
„Ich habe in der ausführlichen Stel-
lungnahme die Frage aufgeworfen, ob es
einen Notfall in dem Sinne geben könnte,
daß die Vereinten Nationen... sich über-
haupt nicht zu einer Entscheidung durch-
ringen könnten, der Notfall aber so gravie-
rend ist, daß eine gewaltsame Maßnahme
unvermeidlich zu sein scheint“21.
Man mag den Worten des deutschen
Außenministers ja durchaus Glauben
schenken wollen, wenn er jüngst auf die
Frage, ob der „Kosovo-Krieg“ nicht zum
„Präzedenzfall für die künftige Selbst-
mandatierung der Nato“ würde, antwor-
tete: „Das wird kein Präzedenzfall, son-
dern die ganz, ganz große Ausnahme blei-
ben“22. Nun, wer wünschte sich das nicht
? Nur ist dies - das zeigt doch gerade der
Fall „Kosovo“ - offenbar gar nicht auszu-
schließen. Zum ersten Mal führen bundes-
deutsche Soldaten „Krieg“. Der sich seit
1990 vollziehende Wandel im Verfas-
sungsverständnis bzgl. des Einsatzes der
Bundeswehr ist gelinde ausgedrückt er-
heblich - und pikanterweise überläßt man
es im parlamentarischen Raum ausgerech-
                                                      
Zur Völkerrechtswidrigkeit des Nato-Einsatzes
über Kosovo und zu den rechtlichen Kosten der
Intervention; in: FR (www.fr-
aktuell.de/fr/spezial/kosovo), April 1994.
21 Czempiel, Anhörung der Gemeinsamen Verfas-
sungskommission am 11. 2. 1993 (s. Fn 5), Bd. 2,
S. 382. Seinerzeit empfahl Czempiel in diesem
Falle hilfsweise im Sinne der „Uniting for Peace-
Resolution“ 1952 (Korea-Krieg) auf einen Be-
schluß der Generalversammlung zu rekurrieren,
die zwar hier keine völkerrechtlich verbindlichen
Beschlüsse herbeiführen kann, wodurch jedoch ein
Mindestmaß an Legitimität der UN erhalten bliebe.
22 Fischer, Serbien gehört zu Europa; Interview in:
DIE ZEIT vom 15. 4. 1999, S. 3.
net der PDS, zumindest einige der zentra-
len verfassungsrechtlichen und -
politischen Fragen zu stellen: Deren Frak-
tionssprecher hatte im Bundestag über-
haupt den fehlenden parlamentarischen
Diskurs zu den rechtlichen Grundlagen
des „Kosovo-Kriegs“ beklagt, auf die mit
den Begriffen „Selbstverteidigung“, „Not-
hilfe“ und „Angriffskrieg“ verbundenen
völker- und verfassungsrechtlichen Impli-
kationen verwiesen, schließlich die Frage
nach der Behandlung „gleichgelagerter“
Fälle von Menschenrechtsverletzungen
und nach dem Bedeutungsverlust rechtli-
cher, institutionell abgesicherter Verfah-
ren aufgeworfen23. Bedenkt man, daß bei
den Themen „Asylrecht“, „Europäische
Union“ etc. Bundestag und Bundesrat in
breiten Diskussionen und langen Ver-
handlungen das Grundgesetz mit bisher
kaum gekannten - und von Experten bis-
weilen kritiserten - umfassenden Detailre-
gelungen geändert haben, erstaunt es, daß
die wesentliche Frage von „Krieg und
Frieden“ angesichts des „Kosovo-Kriegs“
sich aus verfassungsdogmatischer Sicht
auf den Grundsatz von „Not kennt kein
Gebot“ reduziert und scheinbar noch nicht
inmal einer verfassungsrechtlichen Klar-
stellung bedarf24. Aufgrund der seit der
Zeitenwende von 1989 / 90 auftretenden
„Präzedenzfälle“ bei einer geltenden Ver-
fassungslage, die in ihrer sich an einem
erodierten Verständnis des klassischen
Kriegs- und Friedensbegriffs orientieren-
den Allgemeinheit nichts oder auch alles
zuläßt, ist daher eine grundsätzliche ver-
fassungsrechtliche Neuregelung ange-
                                         
23 Vgl. Rede des Fraktionsvorsitzenden Gysi im
Deutschen Bundestag z. B. vom  25. 3. und vom
26. 3. 1999.
24 Dies gebietet sich schon allein aus Gründen der
Rechtssicherheit für die Bundeswehrsoldaten an-
gesichts der im StGB vorgesehenen möglichen
strafrechtlichen Konsequenzen.
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zeigt. Diese hätte zumindest konkrete
normative Aussagen über die mat riell-
rechtlichen Bedingungen zu treffen und
institutionalisierte, v rfahrensmäßige Ab-
sicherungen noch vor dem nächsten „Prä-
zedenzfall“ festzulegen. Neben den schon
in der Verfassungskommission themati-
sierten Punkten der Frage nach der Betei-
ligung der Bundeswehr an UN bzw. von
den UN autorisierten Aktionen, ist dabei
vor allem zu klären, ob bzw. wann ein
Einsatz der Bundeswehr ohne UN-Mandat
und außerhalb von Art. 51 UN-Charta
überhaupt in Frage kommt - soll nicht das
Parlament die Verfassung mit einfacher
bzw. „Kanzlermehrheit“ von Fall zu Fall
neu „schöpfen“.
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